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Gefühlt toben in Deutsch-
land seit einigen Monaten
äußerst lästige Streiks, die
eher an England oder Ita-
lien in den 1980er Jahren
erinnern. Über deren Sinn-
haftigkeit kann man nach
Ansicht der Vorzimmer-
perle indes geteilter Mei-
nung sein. Der Bürgermeis-
ter sieht das Ganze - wie so
oft - pragmatisch. Seite 15
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Neu gewählte Städtetagsspitze: Präsidentin Dr. Eva Lohse (Lud-
wigshafen) und Vizepräsident Dr. Ulrich Maly (Nürnberg). 

Jahrestagung des Deutschen Städtetags in Dresden:

Investitionskraft der
Kommunen stärken
Führungswechsel beim Deutschen Städtetag: Im
Rahmen der alle zwei Jahre tagenden Hauptver-
sammlung in Dresden wurde die Ludwigshafener
Oberbürgermeisterin Dr. Eva Lohse zur neuen Präsi-
dentin des kommunalen Spitzenverbandes gewählt.
Sie löst damit Nürnbergs OB Dr. Ulrich Maly ab, der
von den Delegierten zum Vizepräsidenten bestimmt
wurde. Maly stand seit 2013 an der Spitze des Deut-
schen Städtetages. Neu im Amt als einer von sechs
Stellvertretern der Präsidentin ist Oberbürgermeister
Dr. Kurt Gribl, Augsburg.

„Wachsendes Gefälle zwischen
den Städten – Entwicklungschan-
cen für alle sichern“ lautete das
Motto der Hauptversammlung
2015, an der mehr als 1.000 Dele-
gierte und Gäste aus allen Teilen
der Bundesrepublik teilnahmen.
Wie der scheidende Städtetags-
präsident Ulrich Maly zu Beginn
der Tagung unterstrich, „geht es
dabei um nichts weniger als um
das Prinzip der kommunalen
Selbstverwaltung und um gleich-
wertige Lebensverhältnisse in
Deutschland“.

Abwärtsspiralen

Laut Maly brennt das Thema
nicht allen Städten auf den Nägeln.
Probleme wie schwache Wirt-
schaftskraft, schwierige Sozial-
struktur, hohe Sozialausgaben und
niedrige Einnahmen sowie
schwindende Standortattraktivität
konzentrierten sich in einer Reihe
von finanzschwächeren Städten
und könnten sich dort zu einer Ab-
wärtsspirale verstärken. Doch gehe
die Strukturschwäche dieser Städte
alle Kommunen an. „Denn wenn
immer mehr Kommunen ihre fi-
nanziellen Handlungsspielräume
und den Anschluss an die allge-
meine Entwicklung verlieren, ist
die kommunale Selbstbestimmung
insgesamt geschwächt. Alle Städte
setzen sich deshalb gemeinsam für
ausreichende kommunale Finanz-
mittel ein.“ Städte müssten sich
entwickeln und ihren Bürgerinnen
und Bürgern Zukunftschancen bie-
ten können, betonte Maly. Diese
Forderung wurde auch in einer
„Dresdner Erklärung“ deutlich
zum Ausdruck gebracht. 

Es sei bemerkenswert, welche
Anstrengungen auch Städte mit
schwieriger finanzieller Situation
aufbringen, um Leistungen im
Sinne der Bürgerinnen und Bürger
aufrecht zu erhalten, konstatierte
die neugewählte Verbandspräsi-
dentin Eva Lohse. Beispielsweise
hätten die Städte mit großer Kraft-
anstrengung erfolgreich den Aus-
bau der Kinderbetreuung vorange-
trieben. „Die Städte sind sich als
bürgernächste Ebene ihrer Verant-
wortung bewusst, den sozialen
Frieden und Zusammenhalt in den
Städten zu sichern. Sie sind mit
großem Engagement dabei, die
Identifikation der Menschen mit
ihrer Heimat und das Miteinander
in der Stadtgesellschaft zu för-
dern“, so Lohse.

Zum einen werde die Bevölke-
rungsstruktur in den Städten im-

mer vielfältiger. Zusätzlich stell-
ten sich die Städte ihrer Verant-
wortung, Flüchtlinge und Zuwan-
derer zu integrieren. „Damit das
Zusammenleben der unterschied-
lichen Bevölkerungsgruppen ge-
lingt, wollen die Städte ihre ver-
fügbaren Ressourcen so einset-
zen, dass sie möglichst große Ef-
fekte erzielen und die Stadt zu-
kunftsfähig weiterentwickeln“,
erklärte die Städtetagschefin.

Zugang zu Sprachkursen

Als hilfreich nannte sie die
Ankündigung des Bundes, Asyl-
bewerbern mit hoher Chance auf
Anerkennung bereits während 
des Asylverfahrens Zugang zu
Sprach- und Integrationskurse zu
ermöglichen: „Sprach- und Inte-
grationskurse sind für das Gelin-
gen von Integration elementar.
Wer Flüchtlinge und Asylbewer-

ber integrieren will, muss ihnen
ermöglichen, die deutsche Spra-
che zu erlernen und er muss ihnen
Grundlagen des Zusammenlebens
hierzulande vermitteln. In Zu-
kunft wird es darauf ankommen,
dass der Bund die Sprachförde-
rung ausbaut und dass die angebo-
tenen Plätze auch dauerhaft der
steigenden Anzahl der Berechtig-
ten entsprechen. Außerdem soll-
ten auch geduldete Menschen die
Möglichkeit haben, an Sprachkur-
sen teilzunehmen.“

Zustimmung der Städte erhält
der Vorschlag des Bundes und
einzelner Länder für ein eigen-
ständiges, stark beschleunigtes
Verfahren für offensichtlich unbe-
gründete Asylbegehren von Zu-
wanderern aus den Westbalkan-
staaten – gegenwärtig etwa die
Hälfte der Asylantragsteller.

Lohse zufolge besteht zwischen
(Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Jahreskonferenz in Bonn:

In Erwartung 
klarer Signale

Die aktuellen Themen „Die Stadt der Zukunft gestal-
ten“ und „Flüchtlingsströme meistern - Einwanderung
steuern“ standen im Mittelpunkt der Jahrestagung des
Hauptausschusses des Deutschen Städte- und Gemein-
debundes in Bonn. Zudem wurde eine neue Verbands-
spitze gewählt: Zum 1. Juli löst der Bergkamener Bür-
germeister Roland Schäfer OB Christian Schramm
(Bautzen) als Präsidenten des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes ab. Zum neuen 1. Vizepräsidenten
wurde Oberbürgermeister Hans-Joachim Grote (Nor-
derstedt) bestimmt.

Der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Bundesministerium für
Bildung und Forschung, Stefan
Müller, hob eingangs die wichti-
ge Rolle der Kommunen bei ak-
tuellen Zukunftsfragen hervor
und sicherte die Bereitschaft des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung zu, mit ihnen in
einen intensiven Dialog zu treten.

Schlüsselposition

„Das BMBF erkennt gerade im
Hinblick auf die drängenden Her-
ausforderungen der nachhaltigen
Stadtentwicklung die Schlüssel-
position der Kommunen an und
möchte die in den kommenden
Jahren erforderlichen Entwick-
lungsschritte mit zielgerichteter
transdisziplinärer und umset-
zungsorientierter Forschung un-
terstützen“, erklärte Müller. Da-
bei seien die lokalen Experten aus
Politik und Verwaltung aus der
Sicht des Parlamentarischen
Staatssekretärs wichtige Partner.

Mobiler Bürgerservice

Städten und Gemeinden kommt
für die Entwicklung Deutschlands
eine Schlüsselrolle zu. „Nahezu alle
Themen, die für die Moderni-
sierung und Zukunftsfähigkeit
Deutschlands von Bedeutung sind,
werden vor Ort in den Kommunen
geplant und umgesetzt“, betonte
DStGB-Präsident Schramm. „Ob
es sich um Gesundheitsversorgung
mittels Telemedizin, nachhaltige
Mobilität oder vernetzte Energiesy-
steme handelt – in allen diesen Be-
reichen sind die Städte und Ge-
meinden die entscheidenden Ak-
teure“, sagte der Politiker. Dies be-
treffe auch die Arbeit der Kommu-
nalverwaltungen: „Mobiler Bürger-
service, interkommunale Koopera-
tion oder das virtuelle Rathaus sind
die Zukunftsfragen für Stadt- und
Gemeindeverwaltungen“. Wichtig-

ste Voraussetzung ist aus Sicht des
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes eine leistungsfähige Breit-
bandinfrastruktur.

„Stadt der Zukunft“

Schramm begrüßte auf der Ta-
gung in Bonn, dass sich das Wis-
senschaftsjahr 2015 mit den The-
men der „Stadt der Zukunft“ be-
fasst. Der Deutsche Städte- und
Gemeindebund unterstützt dieses
Projekt nachhaltig. Den ersten
Schritt, um Bausteine individuell
angepasster Entwicklungskonzep-
te für Kommunen zu identifizieren
und diese zu gestalten, macht das
Bundesministerium für Bildung
und Forschung mit dem Wettbe-
werb „Zukunftsstadt“. 52 Kom-
munen wurden ausgewählt, um
vor Ort neue Konzepte für Innen-

(Fortsetzung auf Seite 4)Starke Gemeinden – 
starkes Land 

Fachtagung der Bayerischen Verwaltung für Ländliche Entwicklung in Hirschaid

Für viele Gemeinden im ländlichen Raum wird es zu-
nehmend schwieriger, ihren Bürgern hohe Lebensqua-
lität und attraktive Wohnstandorte zu bieten. Unter
dem Motto „Starke Gemeinden – starkes Land“ wur-
den in Hirschaid (Landkreis Bamberg) bei der Fachta-
gung der Bayerischen Verwaltung für Ländliche Ent-
wicklung in Vorträgen und Diskussionen mit politisch
Verantwortlichen, Experten und Praktikern Anforde-
rungen und Lösungswege aufgezeigt.

Landwirtschaftsminister Helmut
Brunner will mit einer neuen För-
derrichtlinie die Gemeinden im
ländlichen Raum noch gezielter
und schneller bei der Umsetzung
von Projekten unterstützen. Künftig
sollen nach einem zügigen Aus-
wahlverfahren an den Ämtern für
Ländliche Entwicklung rasch und
flächendeckend Dorferneuerungs-
und Infrastrukturprojekte mit 60
Prozent der Kosten aus EU-Mitteln
gefördert werden. Die formelle
Einleitung von Dorferneuerungen
ist hierzu nicht mehr erforderlich.
„Das neue Förderinstrument punk-
tet mit Schnelligkeit und eröff-
net Freiräume“, erklärte Brunner. 
Gefördert werden zum Beispiel 
Nahversorgungs- oder Gemein-
schaftseinrichtungen zur Stärkung
der Ortszentren oder Infrastruktur-
projekte wie Verbindungs-, Wald-
und Feldwege. „Damit wird das be-
währte Förderportfolio zur Stär-
kung der Gemeinden und des länd-
lichen Raums um einen wichtigen
Baustein ergänzt“, so der Minister.

Laut Brunner sind die Ämter
für Ländliche Entwicklung kom-
petente Ansprechpartner und Rat-
geber für ländliche Gemeinden.
Mir ihren Instrumenten Dorfer-
neuerung, Gemeindeentwicklung,
Integrierte Ländliche Entwick-
lung und Infrastrukturentwick-
lung betreuen sie in über 1.000
Gemeinden fast 2.400 Projekte
und gestalten attraktive Standort-
bedingungen für eine Millionen
Bürger. 

Beispiele aus der Praxis

Beispiele aus der Praxis be-
stärkten Verantwortliche und en-
gagierte Bürger darin, sich für at-
traktive Lebensbedingungen im
ländlichen Raum zu engagieren.
Pottenstein im Landkreis Bay-
reuth beispielsweise ist die erste
Gemeinde in Oberfranken, die ein
komplettes Gemeindeentwick-
lungskonzept vorzuweisen hat,
wie Erster Bürgermeister Stefan
Frühbeißer sowie Thomas Müller,

Amt für Ländliche Entwicklung
Oberfranken und Karlheinz Dom-
mer Landimpuls, Regenstauf, dar-
legten.

Gesellschaftliche Kräfte

Diverse Verfahren zur Dorfer-
neuerung wurden eingeleitet bzw.
beantragt. Viele Einzelmaßnah-
men sind bereits umgesetzt bzw.
auf den Weg gebracht. Im Rah-
men des Gemeindeentwicklungs-
prozesses ist es gelungen, die po-
litischen und gesellschaftlichen
Kräfte zu mobilisieren, das Be-
wusstsein für Veränderungspro-
zesse zu schärfen und Eigeninitia-
tive und Eigenverantwortung an-
zuregen. Mit neuem Selbstbe-
wusstsein soll nun die Stadt und
die Bürgerschaft die vielen guten
Ideen und konkreten Vorschläge
der Entwicklungsstrategie umset-
zen, damit die Funktionalität der
Ortskerne erhalten bleibt und das
große touristische Potential opti-
mal genutzt wird. Deshalb sei es
wichtig, künftig weitere Partner
ins Boot zu holen.

Der österreichischen Marktge-
meinde Moosburg wiederum ist
es laut Herbert Gaggl, Bürger-
meister und Abgeordneter zum
Kärtner Landtag, gelungen, mit
einem umfassenden, nachhalti-
gen, klar strukturierten und mehr-
stufigen Umsetzungsprozess seit

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Matthias Beyer
95189 Ködnitz

am 7.7.

Bürgermeister 
Toni Brugger

86672 Thierhaupten
am 29.06.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Thomas Eberth
97273 Kürnach

am 3.7.

ZUM 30. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Tobias Gensberger
86673 Bergheim

am 1.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Köth

97523 Schwanfeld
am 5.7.

Bürgermeister Gerhard Schenkel
97320 Sulzfeld a. Main

am 25.6.

Bürgermeister Klaus Ritter
83301 Traunreut

am 28.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Hoh

97318 Biebelried
am 4.7.

Bürgermeister Winfried Franz
92259 Neukirchen b. Sulzbach

am 26.6.

Bürgermeister Günther Werner
97437 Haßfurt

am 29.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Bayerisches Landesamt für Datenschutzaufsicht:

Neuer
Tätigkeitsbericht 

Das Bayerische Landesamt für die Datenschutzaufsicht hat seinen
Jahresbericht für die Jahre 2013 und 2014 vorgelegt. Das
BayLDA ist die einzige Datenschutzaufsichtsbehörde in der Bun-
desrepublik Deutschland, die ausschließlich für den nicht-öffentli-
chen Bereich zuständig ist. Laut Präsident Thomas Kranig be-
trifft der Aufgabenbereich des Landesamts alle Menschen im
Freistaat Bayern unmittelbar, da es kaum einen Bereich gibt, in
dem der Datenschutz keine Rolle spielt.  

Im nicht-öffentlichen Bereich
stehen sich in der Regel Bürger
und Unternehmen gegenüber, d.
h. zwei Träger von Grundrechten,
deren Rechte und Pflichten
berücksichtigt und abgewogen
werden müssen. In dem 180 Sei-
ten umfassenden Tätigkeitsbe-
richt  wurde großer Wert darauf
gelegt, bei der Darstellung der
zahlreichen Einzelfälle auch
Rechtsvorschriften anzugeben,
um dadurch plausibel und nach-
vollziehbar zu machen, welcher
Prüfungsmaßstab im jeweiligen
Fall zur Anwendung kam.

Zahlreiche Beschwerden

Die Zahl der datenschutzrecht-
lichen Beschwerden, denen das
BayLDA in allen Fällen nachge-
gangen ist, ging mit 925 für 2013
und 953 für 2014 gegenüber 687
im Jahr 2011 und 719 im Jahr
2012 deutlich in die Höhe.
Hauptsächlich betrafen die Be-
schwerden Fragen des Internets.
Videoüberwachung ist vom 7.
Platz im letzten Bericht auf den 2.
Platz vorgerutscht, wo hingegen
Werbung an Bedeutung verloren
und vom 3. auf den 6. Platz
zurückgefallen ist. 

Insgesamt lässt sich festhalten,
dass die Hauptbeschwerdeberei-
che sich zwar ändern, aber den-
noch relativ nah beieinander lie-
gen.Bemerkenswert ist in diesem
Zusammenhang, dass deutlich
mehr als 50 % der Beschwerden
sich im Zuge der datenschutz-
rechtlichen Überprüfung als be-
gründet herausgestellt haben, d.h.
dass ein datenschutzrechtlicher
Verstoß festgestellt wurde.

Bußgeldverfahren

Im Berichtszeitraum hat das
BayLDA insgesamt 117 Buß-
geldverfahren geführt und abge-
schlossen, davon 37 mit Erlass ei-
nes Bußgeldbescheides. Die
Höhe der insgesamt festgesetzten
Bußgelder betrug rund 200.000
Euro. Bei der Festsetzung des
Bußgeldes fließen der Unrechts-
gehalt und die wirtschaftlichen
Verhältnisse des Adressaten zu-
sammen, so dass gleiche Buß-
geldsachverhalte mit deutlich un-
terschiedlichen Bußgeldern be-
legt werden können.

Auf über 100 Seiten sind im

Tätigkeitsbericht Einzelfälle dar-
gestellt, die das BayLDAbearbei-
tet hat. Diese gehen von der Ver-
öffentlichung von Fotos afrikani-
scher Kinder auf einer bayeri-
schen Webseite über Fotos im
Kindergarten, Ahnenforschung
im Internet, Nutzung von Perso-

nalausweiskopien, unzulässiger
Wahlwerbung durch Vereine und
politische Parteien, Nutzung von
Gehaltslisten zur Feststellung, ob
Gewerkschaftsbeitrag bezahlt
wird, Identifizierung von Patien-
ten mittels Foto oder Ausweisko-
pie durch Ärzte, GPS-Überwa-
chung für Demenzkranke, Veröf-
fentlichung der Ergebnisse von
Sportwettkämpfen im Amateur-
bereich im Internet, Einsatz von
Gesichtserkennungskameras für
Marketingzwecke bis zur Vi-
deoüberwachung durch Bot-
schaften und Konsulate. 

Besucherstrommessung

In technischer Hinsicht hat sich
das BayLDA nach Kranigs Aus-
kunft (auch wieder) mit der Prü-
fung von Apps, Passwörtern,
Phishing und Malware sowie der
Besucherstrommessung mit dem
Smartphone beschäftigt. DK

Plenardebatte im Bayerischen Landtag:

Barrierefreies 
Bayern bis 2023 

Opposition zweifelt an Umsetzung 

Das Versprechen eines barrierefreien Freistaates bis 2023 von Mi-
nisterpräsident Horst Seehofer gerät wegen lahmenden Fort-
schritts zunehmend in die Kritik der Landtagsopposition. In einer
Plenardebatte monierte sie insbesondere, dass der Staatsregierung
auch 18 Monate nach Seehofers Akündigung noch immer wesent-
liche Daten zum aktuellen Stand der Barrierefreiheit im öffentli-
chen Raum und ein konkreterAktionsplan zur Verbesserung der
Lage fehlten. Dies belegten die Antworten des Sozialministeriums
auf eine Interpellation der SPD mit 227 Einzelfragen.

Die SPD-Sozialexpertin Ruth
Waldmann bemängelte, dass von
den im Doppelhaushalt 2015/16
vorgesehenen 205 Millionen Eu-
ro für die Barrierefreiheit ledig-
lich 20 Millionen „frisches Geld“

seien. Durch relativierte Verspre-
chen entstünde bei den Betroffe-
nen nur Enttäuschung. Waldmann
forderte von der Staatsregierung
einen Aktionsplan mit konkreten
Handlungsvorgaben. Hans Jür-
gen Fahn erklärte, Glaubwürdig-
keit entstehe nur, wenn man Ver-
sprechen einhält. Für die Grünen
konstatierte Kerstin Celina, dass
sich die Staatsregierung mit dem
Verzicht auf ein Sonderinvesti-
tionsprogramm innerlich und
äußerlich vom Ziel der Barriere-
freiheit 2023 verabschiedet habe.
Seehofers Wort vorn „Land der
unbegrenzten Möglichkeiten“
müsse auch für die Behinderten
gelten.

Einzigartiges Programm

Sozialministerin Emilia Müller
widersprach ihren Kritikern. Sie
bekräftigte, Bayern werde bis
2023 barrierefrei sein. Mit dem

einzigartigen 205 Millionen-Pro-
gramm verfolge die Staatsregie-
rung ein besonders anspruchsvol-
les und wichtiges Ziel,von dem
nicht nur Behinderte und ältere
Menschen profitierten, sondern
auch Familien mit Kindern oder
durch Unfälle oder Verletzungen
mobilitätseingeschränkte Personen. 

Ressortübergreifendes 
Konzept

Mit dem ressortübergreifenden
Konzept könne man die einzel-
nen Maßnahmen nur Schritt für
Schritt umsetzen. Dabei besäßen
die Verbesserung der Mobilität
sowie die Barrierefreiheit in öf-
fentlichen Gebäuden und Bil-
dungseinrichtungen Priorität, be-
tonte die Sozialministerin. Darü-
ber hinaus fördere der Freistaat
die Anschaffung behindertenge-
rechter Nahverkehrsbusse und
den Umbau von Bahnhöfen ge-
nauso wie die Modernisierung öf-
fentlicher Gebäude mit Millio-
nenbeträgen. Für die Ertüchti-
gung von Kitas und Schulen wer-
de den Kommunen ein Aufschlag
beim Finanzausgleich(FAG) ge-
währt. Zuschüsse erhielten auch
Maßnahmen des barrierefreien
Tourismus. rm

Hohe Qualität der
Daseinsvorsorge nicht gefährden

Bundeswirtschaftsministerium, kommunale Spitzenverbände und VKU: 
Gemeinsames Positionspapier zur kommunalen Daseinsvorsorge und TTIP

Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Sigmar Gabriel,
und die kommunalen Spitzenverbände (Deutscher Städtetag,
Deutscher Landkreistag, Deutscher Städte- und Gemeindebund)
sowie der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) haben sich
auf ein gemeinsames Positionspapier zu den Verhandlungen über
die transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft
(TTIP) verständigt. Einigkeit besteht darin, dass die hohe Qualität
der Daseinsvorsorge auch durch TTIP nicht gefährdet werden
darf. 

Bundesminister Gabriel hierzu:
„Ich habe immer deutlich ge-
macht, dass Handelsabkommen
und Marktöffnung für die exporto-
rientierte deutsche Wirtschaft im-
mens wichtig sind. Deshalb ist es
unser Ziel, moderne und ambitio-
nierte Freihandelsabkommen ab-
zuschließen und so die Chance zu
nutzen, über solche Abkommen
die wirtschaftliche Globalisierung
nach unseren Standards mitzuge-
stalten. Gleichzeitig gilt: Die Auf-
gaben der Daseinsvorsorge müs-
sen wie bisher durch Städte, Land-
kreise, Gemeinden und ihre Unter-
nehmen vor Ort wahrgenommen
werden können. Die Daseinsvor-
sorge ist ein Eckpfeiler für den so-
zialen Zusammenhalt in unserer
Gesellschaft. Wir brauchen Bil-
dungseinrichtungen, Gesundheits-
vorsorge, Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung, ein mög-
lichst breites Kulturangebot und
vieles andere mehr, das allein un-
ter Gesichtspunkten der Marktra-
tionalität häufig nicht flächen-
deckend bereit gestellt werden
kann. Weder TTIP noch ein ande-
res Handelsabkommen kann und
wird daran etwas ändern.“ 

Minister Gabriel, die kommuna-
len Spitzenverbände und der VKU
verständigten sich darauf, in diesem
Bereich keine neuen Marktzu-
gangsverpflichtungen einzugehen.

Die Präsidenten der kommuna-
len Spitzenverbände und des
VKU, Oberbürgermeisterin Dr.
Eva Lohse (Deutscher Städtetag),
Landrat Reinhard Sager (Deut-
scher Landkreistag), Oberbür-
germeister Christian Schramm
(Deutscher Städte- und Gemein-
debund) und Oberbürgermeister
Ivo Gönner (VKU) begrüßten
darüber hinaus Verabredungen
mit dem Bundeswirtschaftsmini-
sterium zu wichtigen Teilfragen,
die in den Verhandlungen über
das Abkommen für die kommu-
nalen Spitzenverbände von großer
Bedeutung sind. 

Zusammenarbeit

Sie erklärten dazu: „Die Kom-
munen begrüßen grundsätzlich
den Ausbau der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit mit anderen

Staaten. Städte, Landkreise und
Gemeinden müssen aber nach
Abschluss von Handelsabkom-
men wie TTIP innerhalb der euro-
parechtlich zulässigen Grenzen
weiter selbst entscheiden können,
ob Leistungen der Daseinsvorsor-
ge von ihnen selbst, durch eigene
Unternehmen oder von Privaten
erbracht werden. Darüber hinaus
muss die Möglichkeit zur inter-
kommunalen Zusammenarbeit er-
halten bleiben. In diesem Sinne
sind die klaren Aussagen im ge-
meinsamen Positionspapier wich-
tig, um kommunale Handlungs-
spielräume bei Organisation und
Erbringung von Leistungen der
Daseinsvorsorge abzusichern.
Klarheit muss in diesem Zusam-
menhang auch in Bezug auf
zukünftige Entwicklungen er-
reicht werden. Auch darf es keine
Einschränkungen bei Rekommu-
nalisierungen, den Umwelt- und
Verbraucherschutzstandards und
dem Vergaberecht durch das Frei-
handelsabkommen geben. Letzt-
lich dürften weder TTIP noch an-
dere Handelsabkommen den
Spielraum der Kommunen bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben ein-
schränken.“ 

Freiwilliges 
Ökologisches Jahr
als Erfolgsmodell

Das Freiwillige Ökologische Jahr (FÖJ) ist ein Vorzeigeprojekt
der Umweltbildung in Bayern. Das betonte die Bayerische Um-
weltministerin Ulrike Scharf bei der Feierstunde zum 20-jähri-
gen Bestehen des FÖJ: „Der Umweltschutz in Bayern lebt von
dem Engagement vieler Menschen, die sich leidenschaftlich für
den Schutz von Natur und Umwelt einsetzen. Das freiwillige En-
gagement der Jugendlichen im Rahmen des FÖJ für den Um-
weltschutz ist ein herausragendes Beispiel von gelebter Bildung
für nachhaltige Entwicklung. Das FÖJ in Bayern ist ein Erfolgs-
modell.“ 

Das FÖJ wurde 1995 in Bay-
ern eingeführt. Seit der Ein-
führung haben rund 3.000 Frei-

willige in Bayern am FÖJ teilge-
nommen. Jährlich sind dies der-
zeit rund 200 Teilnehmende. Im
Rahmen des Bildungs- und Ori-
entierungsjahrs können sich jun-
ge Frauen und Männer zwischen
16 und 26 Jahren freiwillig für
den Umwelt- und Naturschutz
engagieren und sich dabei auch
beruflich orientieren.

In mehr als 180 verschiedensten
Einsatzstellen, wie Umweltbil-
dungseinrichtungen und Umwelt-
behörden, aber auch in Naturkin-
dergärten, Freilandmuseen und
Forschungszentren können die
Freiwilligen in ökologisch orien-
tierte Berufe hineinschnuppern.
Scharf: „Ziel ist, die jungen Leute
für die Natur zu begeistern und das
Verständnis für ökologische Zu-
sammenhänge zu wecken. Denn
nur was man kennt, das schätzt
man, und was man schätzt, das
schützt man auch.“ 

Das Bayerische Umweltmini-
sterium hat die Trägerschaft für
das FÖJ an drei gemeinnützige
Verbände übergeben: dem Bund
der Deutschen Katholischen Ju-
gend Bayern, der Evangelischen
Jugend in Bayern und der Jugend-
organisation des Bund Natur-
schutz in Bayern. Sie verwalten
derzeit insgesamt rund 180 Ein-
satzstellen für FÖJ-ler. Sie wer-
den vom Umweltministerium
jährlich mit rund 700.000 Euro
unterstützt. Darüber hinaus för-
dert der Bund das FÖJ jährlich
mit rund 450.000 Euro. Insge-
samt hat der Freistaat Bayern in
den vergangenen 20 Jahren über
11 Millionen Euro bereitgestellt.
Weitere Informationen unter:
www.foej-bayern.de 

Landesamt für Statistik:

13.159 Einbürgerungen 
im Jahr 2014 in Bayern

Rund 15 Prozent der Eingebürgerten haben türkische Wurzeln

Im Jahr 2014 erhielten in Bayern insgesamt 13.159 ausländische
Personen, darunter 7.218 Frauen, die deutsche Staatsbürger-
schaft. Dies waren nach Mitteilung des Bayerischen Landesamts
für Statistik 117 Personen weniger als 2013. Mit 2.002 Eingebür-
gerten oder rund 15 Prozent stellten Personen mit türkischer
Staatsangehörigkeit nach wie vor die größte Gruppe. Über 80
Prozent der Eingebürgerten waren jünger als 45 Jahre. Aufgrund
der hohen Ausländeranteile der Großstädte München, Nürnberg
und Augsburg verzeichneten die Regierungsbezirke Oberbayern
(5.348), Mittelfranken (2.511) und Schwaben (2.021) die meisten
Einbürgerungen.

Die Zahl der Einbürgerungen
in Bayern hat sich 2014 gegenü-
ber dem Vorjahr geringfügig ver-
ringert. Nach Mitteilung des
Bayerischen Landesamts für Sta-
tistik erhielten 13.159 ausländi-
sche Personen (7.218 Frauen und
5.941 Männer) im Jahr 2014 im
Freistaat Bayern die deutsche
Staatsangehörigkeit. Damit wur-
den 117 Personen weniger als im
Jahr 2013 eingebürgert. 57 Pro-
zent (7.524 Personen) der im Jahr
2014 Eingebürgerten behielten
nach der Einbürgerung ihre
frühere Staatsangehörigkeit bei.

Schwerpunkt Europa

Wie das Bayerische Landesamt
für Statistik weiter mitteilt, hatten

zum Zeitpunkt ihrer Einbürge-
rung 65 Prozent (8.607 Personen)
eine europäische, 22 Prozent
(2.936 Personen) eine asiatische,
sieben Prozent (962 Personen) ei-
ne afrikanische und vier Prozent
(570 Personen) eine amerikani-
sche Staatsangehörigkeit. Weni-
ger als ein Prozent hatte eine aus-
tralische bzw. ozeanische Staats-
angehörigkeit (3 Personen) oder
war staatenlos bzw. wies eine un-
geklärte Staatsangehörigkeit auf
(81 Personen).

Altersgliederung

Nach den fünf häufigsten Her-
kunftsländern gegliedert, stellten
die Personen mit türkischer
Staatsangehörigkeit mit 2.002

Eingebürgerten erneut die größte
Gruppe, gefolgt von Personen aus
Rumänien (808 Personen), Kroa-
tien (743), Polen (709 Personen)
und der Ukraine (586 Personen).

Von den im Jahr 2014 Einge-
bürgerten waren 13 Prozent
(1.719 Personen) jünger als 18
Jahre, 70 Prozent (9.272 Perso-
nen) waren 18 bis unter 45 Jahre,
13 Prozent (1.754 Personen) 45
bis unter 60 Jahre und drei Pro-
zent (414 Personen) hatten ein Al-
ter von 60 Jahren oder mehr er-
reicht.

Städte dominieren

Zum Zeitpunkt ihrer Einbür-
gerung lag von 41 Prozent der
Eingebürgerten (5.348 Perso-
nen) der Hauptwohnsitz im Re-
gierungsbezirk Oberbayern. In
Mittelfranken lebten 19 Prozent
(2.511), in Schwaben 15 Prozent
(2.021), in Unterfranken neun
Prozent (1.124), in Oberpfalz
und Niederbayern jeweils sechs
Prozent (759 und 731) und im
Regierungsbezirk Oberfranken
fünf Prozent (665) der eingebür-
gerten Personen. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

Asyl, Migration, Flüchtlin-
ge: Kaum ein anderer The-
menkomplex beschäftigt der-
zeit alle politischen Ebenen
gleich intensiv – von der gro-
ßen Welt- und Europasicht bis
zu den Entscheidungen vor
Ort in den Landkreisen, Städ-
ten und Gemeinden. 

Gemeinsam geht es darum,
den Menschen tatkräftig zu hel-
fen, die wirklich in Not sind.
Verfolgung, Folter, Vergewalti-
gung, Krieg und Bürgerkrieg, drohende Todes-
strafe – hier kommt unser verfassungsmäßiges
Grundrecht auf Asyl zum Tragen. Dazu stehen wir
als kommunale Familie und werden auch alles

daran setzen, die Aufgaben im Rahmen unserer
Möglichkeiten zu erfüllen.

Ob auch andere Ebenen dazu in der Lage
sind, wird sich zeigen. Besonders interessant ist
die Frage, ob die Europäische Union ihre
Handlungsfähigkeit unter Beweis stellen kann.
Es geht um komplexe Aufgaben wie die
Bekämpfung der Fluchtursachen in den Her-
kunftsländern, die Seenotrettung im Mittelmeer,
die Bekämpfung von Schlepperbanden und eine
angemessene Aufnahme und vor allem eine ge-
rechte Verteilung. Hier kann es nicht angehen,
dass nur wenige Staaten wie Deutschland die
Lasten aller auf ihren Schultern tragen. So ist
die Philosophie eines „gemeinsamen Europas“
sicherlich nicht zu verstehen.

Erste positive Zeichen vernehmen wir von
Seiten der Bundesebene: Der Bund wird für
Länder und Kommunen statt 500 Millionen Eu-
ro nun eine Milliarde zur Verfügung stellen und
sich ab 2016 „strukturell und dauerhaft“ an
den gesamtstaatlichen Kosten beteiligen. Kon-
krete Entscheidungen hierzu sollen aber leider
erst im Herbst fallen. Um die Asylverfahren
endlich schneller bearbeiten zu können, be-
kommt das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge bis zu 2.000 weitere Stellen. Gut so.

Im Freistaat Bayern werden im Doppelhaus-
halt 2015/2016 derzeit 1 Mrd. Euro pro Jahr für
Asylpolitik veranschlagt und auch beim Thema

Abschiebung sind erfreuliche
Fortschritte zu vermelden (über
1.200 Personen in Bayern im
laufenden Kalenderjahr). Re-
spekt für den Einsatz, doch
auch damit sind noch lange
nicht alle Ziele erreicht. 

Als KPV haben wir vor weni-
gen Wochen in einem Gespräch
mit Ministerpräsident Horst See-
hofer um eine deutliche Unter-
stützung bei den Personalkosten
für die Kommunen gebeten. Hier
ist uns Gott sei Dank ein Durch-
bruch gelungen. Der Freistaat
erklärt sich bereit, dass jeder

Landkreis/jede kreisfreie Stadt je 75 Asylbewerber
die Kosten für eine Stelle der Entgeltgruppe 6 (sog.
Hausmeisterdienste) erstattet bekommt. Das führt
zu einer deutlichen Senkung der Personalkosten
und auch zu einer Verbesserung der Betreuung der
Asylbewerber vor Ort. 

Stichwort „vor Ort“: Die Menschen, die zu
uns kommen und auch bleiben dürfen, müssen
sozialverträglich integriert werden. Diese Inte-
grationsleistung findet bei uns in den Kommu-
nen statt. Wir reden hier zahlenmäßig über
jährlich nicht weniger als 100.000 Personen
bundesweit, also eine ausgewachsene Groß-
stadt. Die Aufgabenfülle umfasst dabei nicht
nur allein die finanziellen Mittel, auch ange-
messener Wohnraum muss geschaffen werden,
Fachpersonal geschult, die unterschiedlichsten
Integrations- und Bildungsangebote organisiert
und mögliche Vorbehalte in der Bevölkerung
abgebaut werden.

Das gelungene Miteinander von Flüchtlingen
und einheimischer Bevölkerung versteht sich
deshalb als gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derung, bei der es zudem ohne hohes ehrenamt-
liches Engagement nicht funktionieren wird.
Doch diese Kräfte gilt es erst einmal zu gewin-
nen und laufend zu unterstützen. Auch hier sind
wieder vorrangig wir als Kommunen gefragt.

Eines wird bei genauerer Hinsicht immer kla-
rer: Wir müssen uns daran gewöhnen, dass sich
unsere Gesellschaft und unser Land in den kom-
menden Jahren verändern werden. Als Kommu-
nalpolitiker gestalten wir diese Entwicklung an
vorderster Front mit. Ob uns das alles in positi-
ver Weise gelingt, hängt aber in hohem Maße
davon ab, ob auch Europa, der Bund und der
Freistaat in diesem Zusammenhang ebenso
ihren Aufgaben nachkommen.

Ihr Stefan Rößle
KPV-Landesvorsitzender

KolumneGZ Stefan Rößle

Das Land 
wird sich ändern

Bayerischer Präventionspreis:

Gesundheit stärken, 
Lebenswelten gestalten

In München ist zum 13. Mal der Bayerische Präventionspreis ver-
liehen worden. Beworben hatten sich 50 gesundheitsfördernde
und präventive Projekte aus dem gesamten Freistaat. Der Wett-
bewerb stand unter dem Motto: „Gesundheit stärken, Lebens-
welten gestalten“. 

Erstmals orientierte sich die
Ausschreibung an den Hand-
lungsfeldern des Bayerischen
Präventionsplans, den Staatsmini-
sterin Melanie Huml vor kurzem
vorgelegt hatte. Ausgezeichnet
wurden Projekte in den Themen-
bereichen „Gesund aufwachsen“,
„Ausbildung und Betrieb“, „Al-
ter“ und – über alle Lebensphasen
hinweg – in der „Förderung ge-
sundheitlicher Chancengleich-
heit“. Dotiert war der vom
Bayerischen Staatsministerium
für Gesundheit und Pflege ge-
meinsam mit dem ZPG (Bayeri-
sches Zentrum für Prävention
und Gesundheitsförderung) ver-
gebene Präventionspreis mit ins-
gesamt 10.000 Euro.

Suchtprävention

In der Kategorie „Prävention in
Familie, Kindertagesstätte und
Schule“ wurde die Suchtpräventi-
onswoche 2014 für Schulklassen
aus Bayern und Tschechien
(Deutsches Jugendherbergswerk
– Landesverband Bayern, Ju-
gendherberge Wunsiedel) mit ei-
nem Preis bedacht. Vor dem Hin-
tergrund, dass die Grenzgebiete
von der Suchtproblematik beson-
ders durch die Droge Crystal be-
troffen sind und beide Länder hier
vor einer großen Herausforde-
rung stehen, wollen die Jugend-
herberge Wunsiedel und die Kri-
minalpolizei Hof die Präventions-
arbeit länderübergreifend stärken.
Die Einbindung örtlicher Fach-
kräfte verschiedener Einrichtun-
gen stärkt das Netzwerk für
Prävention vor Ort.

Die Betriebliche Gesundheits-
förderung in Werkstätten für Men-
schen mit geistiger Behinderung
(Behinderten- und Rehabilitati-
ons-Sportverband Bayern e.V.)
bekam den Preis in der Kategorie
„Prävention in Ausbildungsstätte
und Betrieb“ zuerkannt. 

Menschen mit geistiger und
psychischer Behinderung haben
ein erhöhtes Risiko für Erkran-
kungen des Herz-Kreislauf-Sy-
stems sowie für muskel- und ske-
lettbedingte Erkrankungen. Da
sie oft einen schlechteren Zugang
zu Sportangeboten haben, kommt
der betrieblichen Gesundheitsför-
derung in der Prävention eine
wichtige Aufgabe zu. Der Behin-
derten- und Versehrten-Sportver-
band Bayern e.V. (BVS) und die
Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg wollen mit
einem Angebot für diese Be-
schäftigten Risikofaktoren wie z.
B. dem Metabolischen Syndrom
vorbeugen.

Taschengeldbörse

Die Taschengeldbörse der Ju-
gend Wittelshofen, ein generati-
onsübergreifendes Projekt zur
Prävention im Alter und zur Stär-
kung und Aufrechterhaltung der
psychischen Gesundheit, siegte
in der Kategorie „Prävention im
Alter“.

Wittelshofen im Landkreis Ans-
bach ist ländlich geprägt und hat
mit seinen Ortsteilen ca. 1.250
Einwohner. Eine Befragung er-
gab, dass bei Familien und älteren
Mitbürgern Überlastungsproble-
matiken bestanden, die bis zur
drohenden Dekompensation und
Pflegebedürftigkeit reichten. Ju-
gendliche dagegen wünschten
sich Möglichkeiten zum Erwerb
von „Soft Skills“, zum sozialen
Engagement und zum Erwerb
von zusätzlichem Wissen, zum
Erhalt regionalen Wissens und re-

gionaler Gepflogenheiten sowie
zur Aufbesserung des Taschen-
geldes. Das Projekt soll Brücken
schlagen zwischen Jugendlichen
und Erwachsenen.

In der Kategorie „Förderung
gesundheitlicher Chancengleich-
heit“ wurde die Augsburger Kin-
dersprechstunde (Bezirkskran-
kenhaus Augsburg und St. Gregor
Kinder-, Jugend- und Familien-
hilfe Augsburg) ausgezeichnet.
Kinder psychisch kranker Eltern
befinden sich in einer sehr bela-
steten familiären, emotionalen
und sozialen Situation. Sie
benötigen eine dem Entwick-
lungsalter angemessene Auf-
klärung über das entsprechende
Störungsbild, die Symptome, die
sie beobachten, und über die 
Behandlungsmöglichkeiten, um
Angst, Desorientierung und Ohn-
macht zu reduzieren. Psychische
Erkrankung führt oft zu Isolation.
Dadurch werden auch die Kinder
aus sozialen Unterstützungsange-
boten ausgegrenzt.

Kindersprechstunde

Die Kindersprechstunde bietet
betroffenen Kindern eine erste
Anlaufstelle, in der sie mit ihren
Fragen und Verunsicherungen,
mit Ängsten und Nöten wie auch
mit Schuld- und Schamgefühlen
wahrgenommen werden. Den
Eltern wird der Zugang zu Hil-
fen im Umgang mit ihren Kin-
dern erleichtert, da die Bera-
tungsstelle vor Ort in „ihrer“ Kli-
nik integriert ist.

Die Jury würdigte darüber hin-
aus weitere vier Projekte mit Be-
lobigungen für besondere Lei-
stungen. Eine Belobigung für

Qualitätsentwicklung wurde den
Oberpfälzer Suchtarbeitskreisen
für nachhaltige Konzepte und
Projekte wie dem Suchtpräventi-
onswettbewerb zuteil. Ein Sucht-
präventionswettbewerb für alle
Schulen soll die Bedeutung des
Themas selbst stärken und die
Vernetzung der Akteure den sie-
ben Landkreisen der Oberpfalz
und der kreisfreien Stadt Regens-
burg fördern. Beispiele guter Pra-
xis der Suchtprävention in Schu-
len werden prämiert und regen
zur Nachahmung an. 

Förderliches Umfeld

Für ehrenamtliches Engage-
ment erhielt das Netzwerk Fami-
lienLeben Vilshofen e.V. eine Be-
lobigung.  Vielfältige Angebote
der Familienbildung in diesem
Netzwerk schaffen ein förderli-
ches Umfeld für alle Kinder in
Vilshofen. Für einen gelungenen
Praxistransfer gewürdigt wurde
FIT Regensburg – FrauenIntegra-
tion durch SporT mit Spaß, ein
Kooperationsprojekt für Frauen
in schwierigen sozialen Lebensla-
gen (Landratsamt Regensburg –
Gesundheitsamt, stellvertretend
für alle Projektpartner). Eine Be-
lobigung für Innovation bekam
schließlich Spielfieber – Der
Countdown läuft …, ein Online-
Präventionsangebot zur Sensibili-
sierung von Jugendlichen für die
(Sucht-)Gefahren des Glücks-
spiels (Aktion Jugendschutz,
Landesarbeitsstelle Bayern e.V.).

Überreicht wurden die Urkun-
den von der Amtschefin des
Bayerischen Staatsministeriums
für Gesundheit und Pflege, Ruth
Nowak, in Vertretung von Mini-
sterin Huml gemeinsam mit dem
Vizepräsidenten des Landesam-
tes für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit, Dr. Dr. Markus
Schick. DK

Krankenhausstrukturgesetz des Bundes:

Massive Kritik
Empörte Reaktionen haben die aktuellen Reformpläne der Bun-
desregierung zum neuen Krankenhausstrukturgesetz (KHSG)
bei Kliniken und deren Mitarbeitern ausgelöst. Das Papier sieht
unter anderem Zu- und Abschläge für gute und schlechte Qualität
sowie einen Strukturfonds für die Umwandlung von Kranken-
häusern vor. Zum 1. Januar 2016 soll das Gesetz in Kraft treten.

„Die neuen finanziellen Kür-
zungen bringen das Fass zum
Überlaufen“, erklärte der Ge-
schäftsführer der Bayerischen
Krankenhausgesellschaft (BKG)
Siegfried Hasenbein. Die wirt-
schaftlich ohnehin angeschla-
genen Krankenhäuser könnten
dies nicht mehr schultern, Leid-
tragende seien in erster Linie die
Beschäftigten. „Es ist absurd,
mehr Qualität zu fordern und Lip-
penbekenntnisse für mehr Perso-
nal in den Krankenhäusern abzu-
geben und den Kliniken gleich-
zeitig die dafür notwendigen fi-
nanziellen Mittel zu entziehen.“ 

Versorgungsauftrag 
nicht erfüllbar

Die Kliniken erzürnt, dass das
Ziel, ihnen eine auskömmliche
wirtschaftliche Grundlage zu bie-
ten, um ihrem Versorgungsauf-
trag nachzukommen, nicht an-
nähernd erreicht worden sei. Nach
wie vor bestehe keine Möglich-
keit, die tariflichen Personalkos-
tensteigerungen für die Mitarbei-
ter zu finanzieren - im Gegenteil.

Besonders schwerwiegend ist
nach Darstellung Hasenbeins,
dass die Finanzhilfe in Höhe von
0,8 %, die die Vorgängerregie-
rung noch beschloss, ersatzlos ge-
strichen werden soll. Darüber
hinaus würden Krankenhäusern

mit steigenden Patientenzahlen
über Jahre hinweg erhebliche
Vergütungsabschläge auferlegt.
Zudem würden mehrere Mecha-
nismen eingeführt, um den lan-
desweit einheitlichen Preis für die
Behandlungen absenken zu kön-
nen. „Diese Kürzungen überstei-
gen bei Weitem die wenigen
punktuellen Verbesserungen, die
im Gesetz geplant sind. Deshalb
ist es zynisch, zu verkünden, man
stelle den Krankenhäusern mehr
Geld für ihren Betrieb zur Verfü-
gung“, so der Geschäftsführer. 

Großen Wert legt die BKG auf
die Feststellung, dass die Kran-
kenhäuser sich nicht gegen Maß-
nahmen wenden, mit denen die
Qualität weiter verbessert werden
soll. „Das liegt in unserem ureige-
nen Interesse“, betonte Hasen-
bein. Die Krankenhäuser werden
deshalb an der sachorientierten
Weiterentwicklung der schon be-
stehenden Qualitätsprojekte mit-
wirken. 

Immense Kürzungen

Nach Ansicht der Arbeitsge-
meinschaft kommunaler Groß-
krankenhäuser bedeutet das Vor-
haben der Regierung Kürzungen
von mehr als einer Milliarde Eu-
ro. Nach den Worten von Vor-
stand Helmut Schüttig verlieren
die Krankenhäuser allein durch

die geplante Abschaffung des
Versorgungszuschlags 500 Mil-
lionen Euro. Der Zuschlag war
2013 eingeführt worden, um die
chronisch unterfinanzierten Kli-
niken zu entlasten. Das angekün-
digte Förderprogramm für Pfle-
gekräfte sei im Vergleich dazu
nur ein Tropfen auf den heißen
Stein. „Der Gesetzgeber tut so,
als ob er sich um Qualität küm-
mert, aber es geht nur um Kür-
zungen“, stellte der Vorstand fest.

Ungelöste Probleme

Schüttig sieht drei wesentliche
Problembereiche des Kranken-
hauswesens ungelöst: Die Finan-
zierung der Betriebskosten inklu-
sive Personalbedarf, die Bereit-
stellung von Investitionsmitteln
und die Finanzierung der Notfall-
ambulanzen. Die überzogene
Bürokratie und zunehmende
Kontrolle werde die medizinische
Leistungsfähigkeit der Kranken-
häuser weiter schwächen. Sein
Urteil: „Dieser Entwurf gehört in
die Kategorie: Ziel verfehlt!“ 

Öffentlich-rechtliche Kranken-
häuser sind ein wesentlicher Be-
standteil der Daseinsvorsorge wie
Schulen, Kindergärten, Univer-
sitäten oder gesetzliche Kranken-
versicherungen. Ihre zentrale
Aufgabe ist es somit, die Daseins-
vorsorge und flächendeckende
Versorgung mit stationären, aber
immer häufiger auch ambulanten
Gesundheitsleistungen sicherzu-
stellen. 

Eine alternde Bevölkerung und
der medizinische Fortschritt er-
forderten mehr Geld. „Im Mo-
ment können wir nicht einmal un-
sere Betriebskosten decken“,
machte Schüttig deutlich. Ein Pa-
tient in der Notaufnahme koste
durchschnittlich 120 Euro, von

den Krankenkassen gebe es dafür
aber nur 30 Euro. Für dieses Pro-
blem liefere das neue Gesetz kei-
ne Lösung. Schüttig befürchtet
zudem deutlich mehr Bürokratie
für die Krankenhäuser. Vor der
Verabschiedung des Gesetzes im
Bundestag müsse dringend nach-
gebessert werden.

Stabile Versorgung

Diese Forderung unterstützt
auch der Deutsche Städtetag. Wie
Hauptgeschäftsführer Dr. Step-
han Articus hervorhob, erwarte-
ten die Bürger eine funktionieren-
de Krankenhausversorgung in ih-
rer Nähe und in hoher Qualität.
Viele Häuser böten auch Notfall-
versorgung rund um die Uhr an.
Diese stabile, ortsnahe Versor-
gung müsse auch finanziert wer-
den. Dazu zählten laufende Be-
triebs- und Personalkosten inklu-
sive Lohn- und Tarifsteigerungen
genauso wie dringend notwendi-
ge Investitionen. „Der Gesetzent-
wurf erfüllt diese Anforderungen

in keiner Weise, sondern ver-
schlechtert sogar die Situation in
den Häusern“, unterstrich Articus.
Insbesondere dürften der Versor-
gungszuschlag nicht entfallen
und bestimmte Krankenhausver-
gütungen nicht weiter reduziert
werden.

Bundesweit liegt der Investiti-
onsbedarf laut Deutscher Kran-
kenhausgesellschaft jährlich bei 6
Milliarden Euro, die tatsächliche
Förderung durch die für Investiti-
onskosten zuständigen Länder
nur bei etwa 2,7 Milliarden Euro
jährlich. „Der inzwischen aufge-
laufene milliardenschwere Inve-
stitionsstau erfordert dringendes
Handeln durch die Länder und
den Bund. Der im Gesetzentwurf
vorgesehene Strukturfonds hat
das Potential, örtliche Versor-
gungsstrukturen zu fördern, re-
pariert aber nicht ansatzweise 
die klaffende Lücke bei den In-
vestitionen. Hier sollten Bund
und Länder gemeinsam Verant-
wortung übernehmen“, forderte
Dr. Stephan Articus. DK

Wettbewerb für Bayerns Bürgermeister:

1. Bayerische Triathlon 
Meisterschaften in Dinkelsbühl 
Unter der Schirmherrschaft von Bayerischem Städtetag und

Bayerischem Gemeindetag finden am Sonntag, 5. Juli 2015 in
Dinkelsbühl die „Ersten Bayerischen Triathlon Meisterschaf-
ten der Bayerischen Bürgermeister“ statt. 

Der Mehrkampf umfasst die Disziplinen 500 Meter
Schwimmen, 20 Kilometer Radfahren und 5 Kilometer Lau-
fen. Startberechtigt ist ein Bürgermeister je bayerischer Kom-
mune. Die Meisterschaften werden im Rahmen des Citytriath-
lon Dinkelsbühl ausgetragen. 

Weitere Informationen und Anmeldung im Internet unter:
www.citytriathlon-dinkelsbuehl.de  DK
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Städten und Bund Einigkeit darü-
ber, dass die Aufnahmekapazitä-
ten in den Erstaufnahmeeinrich-
tungen und zentralen Aufnahme-
einrichtungen der Länder insge-
samt verdoppelt werden müssen,
damit solche schnelleren Verfah-
ren wirken. Die Länder müssten
zudem die Kommunen frühzeitig
über die vorgesehene Aufnahme
weiterer Menschen informieren,
damit diese vorbereitet werden
kann.

Unterbringung erleichtern

„Die Länder sollten all jene
Menschen, die aller Wahrschein-
lichkeit nach keine Chance auf
Anerkennung als politisch Ver-
folgte haben, in den staatlichen
Erstaufnahmeeinrichtungen be-
treuen, ihre Verfahren dort zügig
abschließen und abgelehnte Asyl-
bewerber aus den Einrichtungen
heraus in ihre Heimatländer
zurückführen. Damit würde die
Unterbringung in den Kommu-
nen erleichtert. Denn dann kön-
nen wir uns mit ganzer Kraft auf
die Menschen konzentrieren, die
lange bleiben werden, weil sie als
Flüchtlinge oder Asylbewerber
anerkannt sind oder ein Bleibe-
recht haben“, hob Lohse hervor.

Hohe Dynamik

Alle Städte müssen nach Auf-
fassung des Deutschen Städte-
tags in der Lage sein, die erfor-
derlichen Dienstleistungen für
die Menschen in ihrer Stadt zu
gewährleisten. In erster Linie
müssten die Länder für eine adä-
quate Finanzausstattung ihrer
Städte Sorge tragen. Aber auch
der Bund stehe in der Verantwor-
tung, die hohe Dynamik bei den
kommunalen Sozialausgaben zu
stoppen: „So unzureichend die
Investitionsausgaben der Städte
sind, so ungebremst steigen de-
ren Ausgaben für soziale Lei-
stungen – in diesem Jahr erst-
mals auf über 50 Milliarden Eu-
ro. Deshalb müssen die Städte
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städte, Quartiere, Mobilität, Ver-
sorgung, Energie, den demogra-
phischen Wandel und weitere
stadtrelevante Aspekte gemeinsam
mit Experten aus der Wissenschaft
und den Bürgerinnen und Bürgern
zu entwickeln. Der Deutsche Städ-
te- und Gemeindebund war an der
Expertenjury zur Auswahl der
Kommunen beteiligt.

Steigende Flüchtlingszahlen

Mit Blick auf die weiter drama-
tisch steigenden Flüchtlingszah-
len in Deutschland forderte  der
Verbandschef eine Neuausrich-
tung der Flüchtlingspolitik in
Deutschland: „Anfang des Jahres
ging das Bundesamt für Migrati-
on von 300.000 Asylanträgen im
Jahre 2015 aus. Mittlerweile wur-
de die Zahl auf 450.000 erhöht.
Selbst die Zahl von 500.000 Asyl-
suchenden erscheint heute mög-
lich. Viele Kommunen kommen
bereits jetzt deutlich an ihre Lei-
stungsgrenze bei Unterbringung,
Versorgung und Integration der
Antragsteller. Im Hinblick auf die
kriegerischen Auseinanderset-
zungen im Nahen und Mittleren
Osten werden die Flüchtlingsströ-
me auch mittelfristig anhalten.
Wir brauchen daher eine Neuaus-
richtung der Flüchtlingspolitik in
personeller, organisatorischer und
finanzieller Hinsicht.“ Hier seien
alle staatlichen Ebenen gefordert,
Bund, Länder und Kommunen,
aber auch die gesamte Gesell-
schaft.

Erstaufnahmeeinrichtungen

Die Länder müssten die Zahl
der Erstaufnahmeeinrichtungen
deutlich erhöhen. Bereits in die-
sen Erstaufnahmeeinrichtungen
sei über den Asylantrag zu ent-
scheiden. Dies setze voraus, dass
der Bund das Personal beim zu-
ständigen Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge – wie an-
gekündigt – deutlich aufstockt.
Derzeit seien dort über 200.000
Asylanträge anhängig, über die
noch nicht entschieden wurde.
„Eine Verteilung auf die Kommu-
nen sollte erst nach positiver Asyl-
entscheidung erfolgen“, erläuter-
te Schramm. Dafür sei ein ausrei-
chender zeitlicher Vorlauf nötig,
damit die Städte und Gemeinden
die Unterbringung und Versor-
gung vorbereiten könnten und
nicht plötzlich durch eine hohe
Zahl von Flüchtlingen „über-
rascht und überfordert“ würden.

„Abgelehnte Bewerber müssen
ausreisen oder zurückgeführt wer-
den. Zurzeit kommen über 40 Pro-
zent der Antragsteller aus sicheren
Ländern in Europa, insbesondere
aus den Balkanstaaten“, erklärte
der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes, Dr. Gerd Landsberg. „Das
deutsche Asylrecht ist nicht das
geeignete Instrument, um Wirt-
schaftsflüchtlingen zu helfen. Sie
sollten in den Erstaufnahmeein-
richtungen verbleiben, nur Sach-
leistungen erhalten und von dort
ausreisen.“ Gleichzeitig sei die
Bundesregierung gefordert, auf
die Herkunftsländer einzuwirken
und mit Programmen der EU die-
sen Menschen in ihrer Heimat ei-
ne Perspektive aufbauen.

Bauprogramm

„Um die große Zahl insbeson-
dere der Bürgerkriegsflüchtlinge
langfristig möglichst dezentral un-
terzubringen, müssen Bund und
Länder ein Bauprogramm aufle-
gen“, forderten Schramm und
Landsberg. „Die Kommunen be-
kennen sich zur Aufnahme, Unter-
bringung, Versorgung und Integra-
tion der Flüchtlinge, erwarten aber
die vollständige Kostenübernah-
me durch Bund und Länder
einschließlich der Gesundheitsko-
sten. Die Finanzierung der ge-
samtgesellschaftlichen Herausfor-
derungen, mit der die Flüchtlings-
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Anfang der 1990er Jahre eine
ausgesprochen zukunftsfähige
Entwicklung zu nehmen. Die
Verwirklichung sehr vieler, teils
außerordentlich innovativer Pro-
jekte in zahlreichen Bereichen le-
ge davon Zeugnis ab. Grundlagen
des Erfolgs waren dabei nicht nur
das Engagement der Gemeinde-
verantwortlichen, sondern vor al-
lem auch die intensive Mitwir-
kung der Menschen und Einbin-
dung von Fachleuten.

Kinderfreundlichkeit

Als herausragend wertete Gaggl
die Kinderfreundlichkeit und die
Bedeutung von Bildung, die in vi-
sionären Bildungseinrichtungen
für Kinder, Jugendliche und Er-
wachsene ihren Niederschlag fin-
de. Nennenswert seien auch die
architektonischen Highlights so-
wie umfassende Projekte in den
Bereichen Ökologie, Land-
schaftsschutz und saubere Ener-
gie. Mit der Vision 2020 werde
der Entwicklungsprozess in die
Zukunft geführt. Für seine „ganz-
heitliche, nachhaltige und motto-
gerechte Dorfentwicklung von
herausragender Qualität“ wurde
Moosburg mit dem „Europäi-
schen Dorferneuerungspreis
2014“ ausgezeichnet.

Gemeinschaft leben

Auch in Gössenheim (Land-
kreis Main-Spessart) wird Ge-
meinschaft gelebt und ein zu-
kunftsweisendes Projekt für eine
lebenswerte Zukunft im ländli-
chen Raum umgesetzt: Am 15.
Juni 2012 wurde dort die
Nahwärme Gössenheim eG ge-

durch den Bund weiter bei den
Sozialausgaben entlastet wer-
den, und zwar wie im Koaliti-
onsvertrag vereinbart, um 5 Mil-
liarden Euro jährlich. Auch das
‘Wie’ muss der Bund noch in
dieser Legislaturperiode be-
schließen. Und die Länder for-
dern wir nachdrücklich auf, die
Kommunen bei den Leistungen
für Flüchtlinge und Asylbewer-
ber zu entlasten.“

Altschuldenregelung

Damit unterstützende Maßnah-
men für die Kommunen auch
langfristig wirken können, sei ei-
ne Altschuldenregelung die Vor-
aussetzung, die Perspektiven für
einen schrittweisen Abbau kom-
munaler Altschulden schafft. Al-
lein die Kassenkredite der Kom-
munen beliefen sich inzwischen
auf etwa 50 Milliarden Euro.

Um den sozialen Ausgleich in
den Städten zu sichern, hält der
Deutsche Städtetag bezahlbaren
Wohnraum für unverzichtbar. Mit
Blick auf die Wohnungspolitik
lobte Ulrich Maly die Mietpreis-
bremse. Damit habe die Bundes-
regierung einer wichtigen Forde-
rung des Deutschen Städtetages
entsprochen. Allerdings werde
sich die Nachfrage nach bezahl-
barem Wohnraum nach seiner
Einschätzung durch die anhaltend
hohe Zahl an Flüchtlingen in ei-
ner Reihe von Städten eher noch
verschärfen, weshalb es wichtig
sei, schnell und in ausreichender
Zahl zu bezahlbaren Wohnungen
zu kommen.

Bund soll Anreize schaffen

Hier sieht Maly auch den Bund
gefordert, möglichst schnell geeig-
nete Anreize zu entwickeln, zum
Beispiel über die Wohnungsbau-
und die Städtebauförderung oder
über weitere Instrumente. Aber auch
der Leerstand in manchen Städten
dürfe nicht aus den Augen verloren
werden. Beide Herausforderungen
müssten beachtet werden: Wachs-
tum hier, Leerstand dort.

ströme gemeistert werden müssen,
ist eindeutig eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe.“

Nach Auffassung des Deut-
schen Städte- und Gemeindebun-
des ist die Flüchtlingsfrage eine
gesamteuropäische Herausforde-
rung, die auch die EU in den
nächsten Jahren vorrangig be-
schäftigen werde. Erforderlich sei
eine solidarische Verteilung bei
der Aufnahme von Asylbewer-
bern. Verwiesen wurde auf ein
europäisches Quotenmodell, das
Flüchtlinge gerechter über Euro-
pa verteilen würde. Selbstver-
ständlich werde man dabei die
Größe, die Wirtschaftskraft und
die allgemeine Situation des je-
weiligen Landes zu berücksichti-
gen haben. Für eine Übergangs-
zeit sollte man besonders betrof-
fene Staaten entlasten, führten
Schramm und Landsberg aus. 

Einheitliche Standards

Zu einer europäischen Asylpo-
litik gehöre auch, dass einheitli-
che humanitäre Standards gelten,
die von allen Mitgliedsstaaten
eingehalten werden müssen, da-
mit den Flüchtlingen eine gesi-
cherte Lebens- und Integrations-
perspektive geboten werden
kann. „Als Wertegemeinschaft
hat die EU auch den Auftrag, die-
se Werte gegenüber den Flücht-
lingen in Solidarität umzusetzen“,
stellten Schramm und Landsberg
fest. 

„Massiven Nachholbedarf“
sieht Ersterer beim Thema digita-
le Infrastruktur. „Ein flächen-
deckender Ausbau mit einer lei-
stungsstarken Breitbandinfra-
struktur ist dringend erforderlich,
wenn wir die Wettbewerbsfähig-
keit unseres Landes nicht aufs
Spiel setzen wollen“, unterstrich
Schramm. Benötigt würden kurz-
fristige Lösungen zur besseren
Versorgung der bislang nicht oder
unzureichend erschlossenen Re-
gionen. Perspektivisch müsse ein
flächendeckendes Hochleistungs-
netz auf Glasfaserbasis das Ziel
sein.

Schnelles Internet

Die Bundesregierung hat in
ihrem Koalitionsvertrag eine
flächendeckende Versorgung mit
einer Geschwindigkeit von 50
MBit/s bis zum Jahr 2018 in Aus-
sicht gestellt. Dieses Ziel muss
aus Sicht des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes auch ernst-
haft verfolgt werden. „Wir erwar-
ten vom Bund, dass er die dafür
notwendigen finanziellen Mittel
schnell bereitstellt“, betonte
Schramm. „Die Menschen und
die Wirtschaft in den bislang nur
unzureichend versorgten Regio-
nen sind auf diese Technologie
angewiesen.“ Derzeit seien nur
rund 65 Prozent der Haushalte
mit dieser Breitband-Geschwin-
digkeit versorgt.

Hauptgeschäftsführer Lands-
berg forderte ein Umdenken bei
den gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen: „Um den Breitbandaus-
bau für die Unternehmen in den
Regionen attraktiver zu machen,
in denen er sich derzeit nicht
lohnt, brauchen wir neue Ansätze
bei der Regulierung.“ Bislang ori-
entiere sich diese am Grundsatz
„möglichst preiswert“, zukünftig
müsse aber das Prinzip „mög-
lichst schnell und flächen-
deckend“ in den Mittelpunkt
rücken. „Der flächendeckende
Breitbandausbau wird nur gelin-
gen, wenn wir für alle Beteiligten
akzeptable Bedingungen schaf-
fen“, so Landsberg.

„Investitionen in Breitband
sind Investitionen in die Zukunft
Deutschlands“, machte er deut-
lich. Die Verfügbarkeit dieser
Technologie bilde das Fundament
für alle kommunalen Zukunfts-
themen. „Neue Wege in der Ge-
sundheitsversorgung über Tele-
medizin, die digitale Verwaltung
oder das virtuelle Rathaus sind

ohne Breitband nicht möglich.
Gerade in Zeiten des demografi-
schen Wandels brauchen wir aber
diese Innovationen, um Städte
und Gemeinden für die Zukunft
gut aufzustellen.“

Ein klares Signal für eine Ver-
besserung der Investitionsbedin-
gungen in den Kommunen erwar-
tet der DStGB von der Reform
der Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen. Schramm zufolge hat der
Investitionsrückstand in Deutsch-
land ein dramatisches Ausmaß
angenommen. Deutschland sei
die größte und erfolgreichste
Volkswirtschaft in Europa. Diese
Führungsposition werde nur zu
erhalten sein, „wenn wir auch ei-
ne leistungsfähige Infrastruktur
sichern. Gute Schulen, Straßen,
Wege, Plätze sowie in ein lei-
stungsfähiges, flächendeckendes
Breitbandnetz, sind unverzichtba-
re Bausteine für eine erfolgreiche
Wirtschaft und die Grundlage für
Lebensqualität, Sicherheit und
Wohlstand.“

Verfall der Infrastruktur

Als besonders dramatisch be-
zeichnete der Präsident den rapi-
den Verfall der kommunalen In-
frastruktur. Die Kommunen schö-
ben einen immensen Investitions-
stau vor sich her, der sich nach
Berechnungen der KfW-Banken-
gruppe auf insgesamt 132 Milli-
arden Euro beläuft. „Bei Straßen,
Wegen und Brücken wird seit
Jahren nur geflickt und nicht
grundlegend saniert. Diese Defi-
zite werden nicht nur als Bela-
stung für die Wirtschaft wahrge-
nommen, sondern beeinträchti-
gen auch die Bürgerinnen und
Bürger in ihrer Lebensqualität
durch gesperrte Brücken, Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen
wegen Straßenschäden, verfallen-
de Schwimmbäder, sanierungsbe-
dürftige Schulen und fehlende
Stadtsanierungen. Von der Neu-
ordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen muss ein Signal
für eine nachhaltige Infrastruktur-
offensive ausgehen“, hob der
DStGB-Chef hervor.

Es müsse endlich sichergestellt
werden, dass die Politik neben
der sozialen Gerechtigkeit auch
die notwendigen Investitionen in
die Infrastruktur in ihre Zielset-
zung aufnimmt und nachhaltig
umsetzt. Viel zu sehr sei auch die
öffentliche Diskussion aussch-
ließlich auf die richtige Justierung
der sozialen Sicherungssysteme
konzentriert. Dabei dürfe nicht
übersehen werden, dass auch die
Zukunftsfähigkeit des Sozial-
staats von einer leistungsfähigen
Infrastruktur abhänge, mit der die
notwendigen Mittel für soziale
Leistungen durch eine funktions-
fähige Wirtschaft erarbeitet wer-
den könnten.

Richtiger Schritt

Die geplante Ausweitung der
kommunalen Investitionen in
Höhe von 15 Milliarden Euro
zwischen den Jahren 2016 und
2018 durch den Bund sei ein
wichtiger und richtiger Schritt,
dem nun weitere folgen müssten,
betonte Schramm.

Gerd Landsberg wies darauf hin,
dass die zusätzlichen kommunalen
Investitionen nicht nur durch Geld,
sondern auch durch Verfahrensver-
einfachungen erleichtert werden
müssen. Längst gehöre Deutsch-
land bei der Geschwindigkeit der
Umsetzung von Infrastrukturmaß-
nahmen zu den Schlusslichtern,
nicht nur bei Flughäfen. „Made in
Germany muss wieder zum Mar-
kenzeichen für Qualität, Effizienz
und solide Umsetzungen auch bei
den Investitionsvorhaben werden.
Den Titel des Weltmeisters von Be-
denken und Ängsten sollten wir
nicht anstreben“, unterstrichen
Schramm und Landsberg. Zudem
verwiesen sie darauf, „dass der
DStGB zurzeit keinen Spielraum
für Steuerentlastungen sieht“. DK

gründet, die sich den Zielen des
Bayerischen Energiekonzepts
„Energie innovativ“ verschrieben
hat. So sollen das Holznutzungs-
potenzial noch stärker erschlos-
sen sowie effiziente Umwand-
lungstechnologien (u.a. Biomas-
severgasungstechnik) weiter vor-
angebracht werden. Getreu die-
sen Zielen wird laut Karsten Hee-
schen eine volkswirtschaftlich
günstige, gesellschaftlich akzep-
tierte und zugleich umweltver-
trägliche Lösung angestrebt.
Durch dieses innovative Projekt
wird der volks- und energiewirt-
schaftlich beste Mix eines um-
weltverträglichen und von Bür-
gern akzeptierten und mitgestalte-
ten Ausbaus erneuerbarer Energi-
en vorangetrieben. 

Aufklärung

Öffentlichkeitsarbeit und Auf-
klärung sind ein erster und beson-
ders wichtiger Schritt, um eine
noch größere Akzeptanz der Bio-
energie zu erreichen. Durch Auf-
klärungs- und Informationsveran-
staltungen, Flyer, sowie in unzäh-
ligen Einzelgesprächen wurde er-
reicht, dass ein Großteil der Orts-
bevölkerung der Nahwärme Ge-
nossenschaft das „Vertrauen aus-
gesprochen“ hat und den klaren
Auftrag gab, in der Gemeinde die
Energiewende einzuleiten und
gleichzeitig die politische Ge-
meinde zu entlasten.

Im Februar 2015 waren bereits
ca. 94 % der Gössenheimer Be-
völkerung und Haushalte Mit-
glieder der Nahwärmegenossen-
schaft. Das im Bau befindliche
Nahwärmenetz hat eine Länge
von ca. 7,3 Kilometern mit über
220 Hausanschlüssen. Eine Be-

sonderheit ist, dass nicht nur kon-
ventionelle Heiztechnik einge-
setzt wird, sondern für die thermi-
sche Grundlastversorgung zwei
Holzstromvergaser errichtet wer-
den, die unter anderem 300 kW
elektrische Leistung erzeugen.
Für die Abdeckung der Spitzen-
last werden 5 weitere konventio-
nelle Hackgutkessel mit je 350
kW thermischer Leistung einge-
setzt. Das Projekt hat ein Gesamt-
investitionsvolumen von derzeit
ca. 5,2 Millionen Euro.

CO2-Einsparung

Das eingesparte CO2 wird ca.
2.000 Tonnen jährlich betragen.
Die politisch forcierte CO2-Ein-
sparung wird durch dieses Projekt
beispielhaft und zukunftsweisend
umgesetzt. Mit der Anlage ist die
Genossenschaft in der Lage, über
2.500.000 kW/h Strom pro Jahr
in das Netz einzuspeisen und 
500 Vier-Personen-Haushalte mit
Strom zu versorgen. 

Nahversorgung

Eine Genossenschaft war es
auch, die die Nahversorgung von
Bürgern und Urlaubern in Abs-
berg (Landkreis Weißenburg-
Gunzenhausen) in die Hand ge-
nommen hat. Im Oktober 2013
fand die Gründungsversammlung
der Dorfladen Markt Absberg eG
statt, Ende November 2014 er-
folgte die Eröffnung des Ladens
in einem sanierten Schulhaus.
Auf einer Verkaufsfläche von et-
wa 100 Quadratmetern ist die
Nahversorgung mit Produkten
des täglichen Bedarfs sicherge-
stellt. „Das Ganze verbunden mit
dem Respekt vor dem Alter sowie
der damit verbundenen Immobi-
lität“, wie Fritz Menhorn hervor-
hob. DK

Hinsichtlich des Klimaschutzes,
der Energiewende und der künfti-
gen Energieversorgung in Deutsch-
land verwies der Vizepräsident auf
die entscheidende Rolle der Städte
und warnte gleichzeitig vor übereil-
ten Entscheidungen der Bundesre-
gierung zu Lasten der Stadtwerke:
„Die Energiemärkte der Zukunft
werden dezentraler werden, wohl
auch kleinteiliger. Es wäre in höch-
stem Maße fahrlässig und eine in-
akzeptable Verschwendung volks-
wirtschaftlichen Vermögens, wenn
wir genau die Strukturen – also un-
sere Stadtwerke –, von denen wir
wissen, dass wir sie später brauchen
werden, heute gefährden würden.“

Akuten Handlungsbedarf sehen
die Städte außerdem bei der kom-
munalen Infrastruktur. Die Ergeb-
nisse des KfW-Kommunalpanels
2015 bestätigen die Einschätzun-
gen des Deutschen Städtetages
zum teilweise schlechten Zustand
und zu regionalen Unterschieden
und beziffern den kommunalen
Investitionsrückstand auf rund
132 Milliarden Euro. Unter dem
über Jahrzehnte aufgewachsenen
Investitionsstau leiden insbeson-
dere finanzschwächere Städte.

Investitionspaket für
finanzschwache Kommunen

„So hilfreich das Investitionspa-
ket des Bundes von 3,5 Milliarden
Euro für finanzschwache Kom-
munen ist: Wir brauchen eine
nachhaltige Reform der föderalen
Finanzbeziehungen, die auch die
Investitionskraft der Kommunen
auf Dauer stärkt. Nur wenn alle
Kommunen wieder in die Lage
versetzt werden, ihrem Bedarf
gemäß vor Ort zu investieren,
können sie aktiv das Lebensum-
feld der Menschen gestalten. In-
vestitionen sind der Schlüssel, um
Lebensqualität und kommunale
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern
oder auszubauen. Etwa 60 Pro-
zent der öffentlichen Investitionen
sind kommunal. Wer kommunale
Investitionen stärkt, stärkt deshalb
auch den Standort Deutschland“,
bemerkte Maly. DK

Starke Gemeinden... In Erwartung klarer...

Investitionskraft der...
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Wir machen uns stark für die Kommunen
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen 

und kommunalen Unternehmen ein lückenloses Leistungsspektrum an. Dazu gehört 

insbesondere die Finanzierung von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten. 

Außerdem begleiten wir Sie bei Maßnahmen zur Energieeinsparung im Rahmen 

der Energiewende oder der Analyse und Optimierung von Kreditportfolios. Unsere 

Förderbank, die BayernLabo, ergänzt diese Leistungen durch ihr Angebot zins-

günstiger Kommunalkredite und spezieller kommunaler Förderprogramme. 

Sie möchten uns und unser Angebot persönlich kennenlernen? 

Dann wenden Sie sich für weitere Informationen an uTelefon +49 89 2171-22013

d
+s

Unser Service für

Intelligente Lösungen für 
bayerische Kommunalkunden

Raum-Module · Raum-Container · Hallensysteme

www.renz-container.eu

Erstmaliger „Tag der Städtebauförderung“: 

Facettenreiche Projektpalette
Mehr als 570 Städte und Gemeinden haben mit zahlreichen
Veranstaltungen am erstmaligen bundesweiten „Tag der Städ-
tebauförderung“ teilgenommen. Ziel war es, die Bürgerbeteili-
gung zu stärken und kommunale Projekte der Städtebauförde-
rung der Öffentlichkeit zu präsentieren. Der Aktionstag war ei-
ne gemeinsame Initiative von Bund, Ländern, Deutschem
Städtetag sowie Deutschem Städte- und Gemeindebund. 

Die Spannbreite der Projekte,
die die Städte und Gemeinden in-
teressierten Bürgern vorstellten,
reichte von Baustellenbesichtigun-
gen, Ausstellungen, Fachforen und
Podiumsgesprächen bis hin zu
Einweihungen, Rundgängen und
Festen. Inhaltlicher Bezugspunkt
war stets ein Stadterneuerungs-
oder Stadtentwicklungsprojekt in
der Stadt, Gemeinde oder im
Quartier. Den Rahmen hierfür
setzten die gemeinsam von Bund,
Ländern und Kommunen getra-
genen Städtebauförderprogramme
Soziale Stadt, Stadtumbau Ost und
West, Städtebaulicher Denkmal-
schutz, Aktive Stadt- und Ortsteil-
zentren und Kleinere Städte und
Gemeinden.

Jüdisches Museum Franken

Anlässlich des „Tags der Städte-
bauförderung“, der in allen Regie-
rungsbezirken ein voller Erfolg
war, hat Bauminister Joachim
Herrmann den Spatenstich für den
Erweiterungsbau zum Jüdischen
Museum Franken in Fürth gesetzt.
Es handelt sich dabei um eines der
bedeutendsten Museen für jüdi-
sche Geschichte und Kultur in
Deutschland. 

Mit dem Neubau entstehen
Räume für Wechselausstellungen,
ein Veranstaltungsraum, eine

Studienbibliothek sowie ein
großzügiges Foyer mit Café und
Shop. Der kubische Anbau fügt
sich in die bestehende Situation
ein und erhält den historischen
Altbau fast unangetastet. Das rund
5,6 Millionen Euro teure Neubau-
projekt leistet einen wichtigen Bei-

terstützt die Städtebauförderung
folgende weitere Projekte in
Fürth: Errichtung des Ludwig-
Erhard-Zentrums, Umbau und
Sanierung des Jugendhaues Ot-
to sowie Sanierung und Umbau
der ehemaligen Schickedanz-
Villa zur Wilhelm-Löhe-Hoch-
schule.

Neben weiteren Großstädten
wie München und Nürnberg wa-
ren auch zahlreiche kleinere Städte
und Gemeinden aus Bayern beim
ersten „Tag der Städtebauförde-
rung“ mit dabei. Programmatisch

dem Teilprogramm Soziale Stadt –
Investitionen im Quartier. Auf der
so vergrößerten Fläche hinter den
Pavillons entstanden mit einer
Brunnenanlage, Bänken und Spiel-
geräten Aufenthaltsbereiche für 
alle Generationen. Der Wochen-
markt könnte nun neben den Pa-
villons seinen neuen Standort be-
ziehen. 

Bahnhof in Deggendorf

Während sich in Oberbayern 17
Gemeinden am „Tag der Städte-
bauförderung“ beteiligten, fanden
in der Oberpfalz in 26 Städten,
Märkten und Gemeinden Veran-
staltungen und Aktionen statt. In
Niederbayern wiederum stand
unter anderem der Spatenstich für
den barrierefreien Bahnhof in
Deggendorf im Zentrum des In-
teresses. Die Konstruktion eines
neuen Lifts zur Bahnunterfüh-
rung an der Schwaigerbreite wird
analog zu den bereits vorhande-
nen Aufzügen sein und den be-
völkerungsreichsten Stadtteil bar-
rierefrei an die Bahnhofstraße
und die Innenstadt anbinden. Die
Kosten belaufen sich auf etwa
574.000 Euro.

Barrierefreiheit

Wie Oberbürgermeister Dr.
Christian Moser vor zahlreichen
Gästen aus Wirtschaft, Politik und
Verwaltung betonte, habe Deggen-
dorf in den vergangenen Jah-
ren massiv von Städtebau-Förde-
rungsmitteln in ihren Sanierungs-
gebieten „Altstadt“ und „Scha-
ching“ profitiert; dies unter ande-
rem bei der Neugestaltung des
Kulturviertels, beim Parkdeck auf
der Ackerloh und bei der Umge-
staltung des Bahnhof-Vorplatzes.
Künftig würden auch zahlreiche
weitere Maßnahmen dazu beitra-
gen, Deggendorf barrierefreier zu
machen. DK

trag zur Stärkung der Innenstadt
von Fürth. Aufgrund dieser beson-
deren Strukturbedeutung konnte
über den Regelfördersatz von 60
% eine Beteiligung der Städte-
bauförderung von 80 % bereitge-
stellt werden.

Vorzeigeprojekt

Das Vorzeigeprojekt ist Teil ei-
nes 115 Millionen Euro starken
Strukturprogramms, das die
Bayerische Staatsregierung Ende
2009 im Zuge der Insolvenz des
Quelle-Konzerns zur Unterstüt-
zung der Städte Nürnberg und
Fürth aufgelegt hatte. Das Struk-
turprogramm Nürnberg/Fürth
trägt zur Stärkung und Entwick-
lung der Innenstadt Fürth bei. Im
Zuge des Sonderprogramms un-

in den Tag eingebunden war die
Einweihung des in den 1960er
Jahren für die umliegenden Ge-
schosswohnungen als Quartiers-
zentrum geplanten „Neuen Platz“
im  oberbayerischen Geretsried.
Wie Regierungspräsident Chri-
stoph Hillenbrand lobend her-
vorhob, wurde nach intensiven
Diskussionen in mehreren Bür-
gerworkshops und einstimmi-
gem Stadtratsbeschluss die bishe-
rige u-förmige Straßenführung auf
zwei Stichstraßen reduziert. 

Die Regierung von Oberbayern
bezuschusst die Stadt Geretsried
für die Umgestaltung des Neuen
Platzes mit über 832.000 Euro, bei
veranschlagten Gesamtkosten von
1,5 Millionen Euro. Die Förde-
rung erfolgt im Rahmen der Bund-
Länder-Städtebauförderung nach

Auch die Stadt Würzburg nahm am Aktionstag teil. Unser Bild zeigt
den Heuchelhof nach der Sanierung. Dort wurde mit Mitteln der
Städtebauförderung ein attraktives Bewegungsfeld errichtet.

Online über
Architektur diskutieren

Vor kurzem eröffnete BDAtalk, das Online-Debattenmagazin des
BDABayern, die Diskussion über Chancen und Risiken beim Um-
gang mit der Gestalt der bayerischen Kulturlandschaft. 

Zum Auftakt äußerten sich u.a.
Dr. Jörg Heiler (Architekt und
Stadtplaner, Kempten), Prof. Dr.
Stefan Kurath (Architekt und Ur-
banist, Zürich und Graubünden),
Mathias Pfeil (Generalkonservator
des Bayerischen Landesamts für
Denkmalpflege, München), Wal-
ter Heidl (Präsident des Bayeri-
schen Bauernverbandes, Mün-
chen), Prof. Dr. Cordula Kropp
(Sozialwissenschaftlerin, Mün-
chen) und Gerhard Hagen (Foto-
graf, Bamberg).

Anlass sind Pläne der Bayeri-
schen Staatsregierung unter dem
Motto „Bayern Heimat 2020“, das
Ausweisen von Gewerbegebieten
auf dem Land zu erleichtern. Durch
die Lockerung des sog. Anbindege-
bots wird auch der Bau auf der grü-
nen Wiese erlaubt sein. 

Mit dem Verschwimmen der
Grenzen zwischen Stadt und Land
entstehen neue, hybride Stadtland-

schaften – selten geschätzt aber
gelebte Wirklichkeit und Produk-
tionen unserer Gesellschaft. 

Welche räumlich-ästhetischen
Qualitäten haben diese Stadtland-
schaften? Welche ökonomischen,
sozialen und kulturellen Möglich-
keiten stecken in ihnen? Wie kön-
nen Öffentlichkeit und Politik für
diese Stadtlandschaften sensibili-
siert werden? Welche Verantwor-
tung tragen wir als Gesellschaft,
dem willkürlichen Flächenfraß
Einhalt zu gebieten und uns zu fra-
gen, welche Stadtlandschaften wir
zukünftigen Generationen hinter-
lassen wollen?

Mit BDAtalk initiiert der Bund
Deutscher Architekten BDA Bay-
ern eine umfassende und breite
Online-Debatte hinsichtlich der
Qualität von Baukultur über die
bayerischen Landesgrenzen hin-
aus. Weitere Info unter www.bda-
bayern.de

Schülerheim der Berufsschule Lauingen:

Erweiterungsbau eingeweiht
Mit der Erweiterung des Schülerheimes der Staatlichen Berufs-
schule Lauingen um 68 Betten hat das Kommunalunternehmen des
Landkreises Dillingen (KDL) optimale Bedingungen für die Unter-
bringung der heimberechtigten Schülerinnen und Schüler geschaf-
fen. Bei derEinweihung des dreigeschossigen Erweiterungsbaus be-
tonte Landrat Leo Schrell, dass ein bedarfsgerecht ausgestattetes
Schülerheim unabdingbare Voraussetzung für eine positive und
stabile Entwicklung des beruflichen Schulzentrums sei. 

So sei die Berufsschule Lauin-
gen beispielsweise auf dem Gebiet
der Umwelttechnik bayernweit
und teilweise darüber hinaus zen-
trale Ausbildungsstätte in Berufen
der Zukunft. „Vor diesem Hinter-
grund stärken wir mit einem mo-
dernen und zeitgemäß ausgestatte-
ten Gebäude nachhaltig unsere
weithin anerkannte Bildungsein-
richtung und damit schlussendlich
unseren stark produktionsorien-
tierten Wirtschaftsraum“, unter-
strich Schrell die Notwendigkeit
der 6 Mio. Euro teuren Maßnah-
me, die in einer relativ kurzen
Bauzeit von nur 15 Monaten reali-
siert wurde. Rechtzeitig zum neu-
en Schuljahr 2014 / 2015 waren
die 34 2-Bett-Zimmer in den bei-
den Obergeschossen bezugsfertig.
Die Verwaltungs- und Gemein-
schaftsräume sowie das Bistro
konnten im November 2014 in
Betrieb genommen werden.

Seit dem Jahr 2000 sind für rund
240 Berufe neue bzw. zeitgemäße-
re Ausbildungsordnungen in Kraft
gesetzt worden. „Mit der steigen-
den Zahl von neuen Berufen und
den veränderten Anforderungen“,
so der Landrat, „haben sich auch
die Anforderungen an die Lehr-
kräfte und die Sachausstattungen
der Berufsschule geändert.“ Des-
halb habe die Erweiterung des
Schülerheimes im Interesse einer
nachhaltigen Stärkung sowohl des
Berufsschulstandortes als auch des
Wirtschaftsstandortes Landkreis
Dillingen schließlich in den Kreis-
gremien fraktionsübergreifend
breite Unterstützung gefunden.
Leo Schrell dankte in diesem Zu-
sammenhang auch Stimmkreisab-
geordnetem Georg Winter und
dem früheren Abgeordneten Prof.
Dr. Georg Barfuß. Beide hatten

sich im Interesse einer bestmögli-
chen Förderung dafür eingesetzt,
dass Schülerheime wieder in den
Maßnahmenkatalog aufgenom-
men werden, der eine Förderung
überhaupt erst ermöglichte.

MdL Georg Winter betonte da-
zu in seinem Grußwort, dass der
Freistaat Bayern wichtige Rechts-
änderungen teilweise gegen große
Widerstände vorgenommen habe,
um die Landkreise mit Internats-
standorten besser finanziell unter-
stützen zu können. „In die Förder-
richtlinien des Finanzausgleichs
wurde auch die Förderung von
Schulinternaten aufgenommen
und so gestaltet, dass Kommunal-
unternehmen förderfähig sind.
Den Erweiterungsbau Lauingen
fördert der Freistaat deshalb mit
1,573 Millionen Euro“, freute sich
Winter. 

Zudem sei das Schulfinanzie-
rungsgesetz dahingehend geändert
worden, dass die Investitionsko-
sten ausschließlich auf die das
Schülerheim nutzenden Schüler
verteilt werden. Die vorherige Ge-
setzeslage sei sachlich nicht nach-
vollziehbar, ungerecht und für den
Landkreis finanziell nachteilig ge-
wesen. 

Für den Leiter der Staatlichen
Berufsschule Lauingen (Donau),
Oberstudiendirektor Werner Witt-
mann, und das Lehrerkollegium
ging mit der Fertigstellung des 
Erweiterungsbaus ein großer
Wunsch in Erfüllung. „Es ist ein
beruhigender Gedanke, dass die
jungen Menschen nun nicht mehr
in Hotels und Pensionen über den
näheren Landkreis verstreut sind,
sondern gemeinsam betreut und
verköstigt ihre Schulwoche an der
Berufsschule verbringen können“,
zeigte sich Wittmann bei seiner

Begrüßung zufrieden. Auch böte
der komfortabel ausgestattete
Neubau kurze Distanzen zwischen
theoretischem und praktischem
Lernen auf der einen und der be-
darfsgerechten Unterbringung auf
der anderen Seite. 

Bürgermeister Wolfgang Schenk
betonte in seinem Grußwort, dass
insgesamt ein zukunftsorientierter
Bau errichtet worden sei, der
durch modern und freundlich ein-
gerichtete Unterkünfte kombiniert
mit neuester Technik ein attrak-
tives Lern- und Lebensumfeld
schaffe. In Bezug auf die Standort-
wahl bringe die Realisierung des
Erweiterungsbaus des Schüler-
heims wichtige Synergieeffekte
mit sich. So sei das Gebäude zum
einen in unmittelbarer Nähe der
Ausbildungsschule und zum ande-
ren direkt an das Gebäude und die
Gemeinschaftseinrichtungen der
Bayerischen Verwaltungsschule
angeschlossen. 

Einschließlich des Bestandsge-
bäudes stehen nunmehr 208 Bet-
ten im Schülerheim des Landkrei-
ses dauerhaft zur Verfügung. „Bei
durchschnittlich 218 unterzubrin-
genden Schülern pro Woche ist die
nunmehr vorhandene Kapazität
bedarfsgerecht“, betonte Schrell.
Im laufenden Schuljahr werden
rund 39.000 Übernachtungen er-
wartet. Deshalb stünden in Spit-
zenzeiten weiterhin 30 Betten
übergangsweise im Bildungszen-
trum der Bayerischen Verwal-
tungsschule zur Verfügung. 

Der Landrat betonte in seiner
Ansprache zudem, dass sich die
Modernität des Gebäudes neben
seiner Architektur auch im energe-
tischen Standard widerspiegle. So
sei das Energiekonzept des mo-
dern und zeitgemäß ausgestatteten
Neubaus so gestaltet worden, dass
eine Errichtung im KfW-70-Stan-
dard möglich gewesen sei und da-
mit bereits bessere Standards er-
zielt werden konnten, als dies die
zur Bauzeit gültigen Anforderun-
gen der Energieeinsparverordnung
2009 vorgegeben haben.
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16. Kongress neueVerwaltung in Leipzig: 

stabil.mobil.agil.
Der diesjährige Kongress neueVerwaltung in Leipzig hob un-
ter dem Motto „stabil.mobil.agil.“ die Bedeutung der öffentli-
chen Verwaltung für Wirtschaft und Gesellschaft in Beziehung
zu den aktuellen Entwicklungen in Bund, Ländern und Ge-
meinden hervor. Besondere Schwerpunkte waren u.a. die The-
men Gesundheitsmanagement und Personalentwicklung. Zu-
dem standen die Programmpunkte Datenschutz, Personalver-
tretungsrecht, Dokumentenmanagement und eAkte, Koopera-
tives eGovernment, mobile Government und One Stop Govern-
ment auf der Agenda. 

Plenumsveranstaltungen, über
40 Fachforen und Workshops so-
wie eine Fachausstellung mit et-
wa 50 Ausstellern boten den
rund 1.000 Besuchern aus
Deutschland, Österreich und der
Schweiz hervorragende Mög-
lichkeiten, den Weg in eine bür-
gernahe und leistungsstarke öf-
fentliche Verwaltung aktiv mit
zu gestalten. Veranstalter des
Kongresses waren die dbb aka-
demie und tarifunion.

Rasantes Tempo

Wie die Geschäftsführerin der
dbb akademie, Anke Weigend,
zum Auftakt des Kongresses
deutlich machte, stehe die öf-
fentliche Verwaltung vor großen
Herausforderungen. Global eng
verwobene Beziehungsgeflech-
te, die Menge verfügbarer Infor-
mationen, die dynamische Ent-
wicklung von Politikfeldern und
der technologische Wandel sorg-
ten für immer weiter steigende
Anforderungen. „Die Digitalisie-
rung der Verwaltung entwickelt
sich in rasantem Tempo und macht
das Thema eGovernment zum
wichtigsten Faktor der Verwal-
tungsmodernisierung“, stellte Wei-
gend fest und ergänzte: „Wirt-
schaft, Bürger und Politik erwar-
ten von der Verwaltung in diesem
Zusammenhang effiziente Abläu-
fe, transparente Verfahren und pro-
aktives Verhalten.“ 

Als eine der größten Heraus-
forderungen bezeichnete Wei-
gend die Umstellung auf ein mo-
biles eGovernment. Bürgerinnen
und Bürger hätten sich inzwi-
schen daran gewöhnt, mit Hilfe
von Smartphones oder anderen
mobilen Endgeräten Dienstlei-
stungen in Anspruch zu nehmen.
„Derzeit stehen auch die Verwal-
tungen vor der Aufgabe, ihre tra-
ditionellen Informationsangebo-

te und Portale auf solche Geräte
zu bringen“, betonte die Ge-
schäftsführerin. 

Welche Kompetenzanforderun-
gen bestehen im digitalen Zeitalter
für Staat und Verwaltung? Laut
Prof. Dr. Tino Schuppan, Profes-
sor für Public Management an der
Hochschule der Bundesagentur
für Arbeit und wissenschaftlicher
Direktor am Institut für eGovern-
ment (IfG.CC) in Potsdam, ver-
langt das Konzept der vernetzten
Verwaltung, das digitale Netz-
werktechnologien mit der koope-
rativen Nutzung gesellschaftlich
verfügbaren Wissens und Engage-
ments kombiniert, eine neue Sicht
auf bestehende Verwaltungspro-
zesse und –strukturen. Die durch
IT veränderte Arbeitssituation er-
fordere eine Kompetenzerweite-
rung aller am Verwaltungsprozess
Beteiligten. Hierzu gehöre insbe-
sondere eine fachübergreifende
Sicht, in der die Informationstech-
nik als integraler Teil von Verände-
rungen gesehen werden müsse. 

Schwerpunkte

Peter Beuth, Hessischer Mini-
ster des Innern und für Sport, hob
seinerseits als zwei besondere
Schwerpunkte im digitalen Wan-
del die Unterstützung von Koope-
rationen sowie den Fokus auf IT-
und Cyber-Sicherheit hervor. 

Bei welchen Themen im Rah-
men des digitalen Wandels ist
schon viel erreicht und wo hat
die Verwaltung schon moderni-
siert? Zu diesen Fragen bezog
Dr. Marianne Wulff, Geschäfts-
führerin VITAKO e.V. dezidiert
Stellung. Ihrer Ansicht nach
muss die Politik in Bund, Län-
dern und Kommunen schnellst-
möglich die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die Digita-
lisierung schaffen – „das heißt
für sichere Straßen, für Leitplan-

ken und Regeln sorgen, auf de-
nen sich die Umsetzer bewegen
können“. Weiteres Zögern beim
Abschneiden alter Zöpfe wie
dem Schriftformerfordernis und
dem persönlichen Erscheinen
verbiete sich vor dem Hinter-
grund der Dynamik des Wan-
dels. „Damit wir eine höhere
Reisegeschwindigkeit erreichen,
sollten Bund und Länder ggf.
auch zentrale Infrastruktur-
komponenten bereitstellen –
von breitbandigem Internet bis
zu IT-Komponenten wie E-Pay-
ment“, erklärte Wulff. 

Interoperable Lösungen 

Damit dies Wirklichkeit wer-
den kann, würden interoperable
Lösungen für alle Verwaltungse-
benen und Lösungen der Privat-
wirtschaft benötigt, um in allen
Räumen (Zentren, ländliche Räu-
me usw.) gleichwertige Leistun-
gen als Service anbieten zu kön-
nen. Wulff: „Wir brauchen di-
gitale, organisationsübergreifende
Prozessketten. Denn Daten und
Informationen verlassen die ein-
zelne Verwaltung – sei es als Be-
scheid für Bürger und Unterneh-
men oder als Daten, die von einer
anderen Behörde weiterverwendet
werden. Ohne organisationsüber-
greifende Prozessgestaltung kön-
nen die Bürger und Unternehmen
öffentliche Dienstleistungen nur
eingeschränkt nutzen.“ 

Wichtige Rollen

Politik und öffentliche Verwal-
tung spielten im digitalen Wan-
del wichtige Rollen, fuhr Wulff
fort. Wegen ihrer besonderen
Verantwortung für Gemeinwohl
und Lebensqualität seien Politi-
ker und Verwaltungsspitze die
„natürlichen“ Initiatoren, Koor-
dinatoren und Begleiter des digi-
talen Wandels. Sie seien die Trei-
ber einer Entwicklung, die vie-
le Akteure im Gemeinwesen
(mit-)gestalten sollen. 

Als eine Variante bezeichnete
Wulff die Einbeziehung der Mit-
glieder des Gemeinwesens in die
Leistungsproduktion als Ko-Pro-
duzenten. Damit seien nicht nur
Baumpatenschaften oder die Be-

füllung des Mängelmelders ge-
meint; Bürger und Bürgerinnen
könnten zu Lehrpersonen in re-
gionalen Bildungslandschaften
werden oder mit ihrem speziel-
len Know-how Teil-Leistungen
erbringen, z. B. die Betreuung
von Sportplätzen, Schwimmbä-
dern oder ähnlichen Stätten des
öffentlichen Lebens überneh-
men. Bürger könnten Informa-
tionen liefern oder ihre hand-
werklichen und intellektuellen
Fähigkeiten einbringen. 

Wulff zufolge sind NGOs Teil
einer vernetzten Kommune z.B.
im Sozialbereich. „Unternehmen
können in Partnerschaften zur
Energiewende Gutes tun. Ärzte
können sich in telemedizinischen
Projekten engagieren, Nahver-
kehrsbetriebe können Transport-
und Logistikaufgaben überneh-
men, Übersetzer können auf digi-
talen Wegen auch in entfernten
Orten für die Beratung von
Flüchtlingen tätig werden usw.“

Viele Veränderungen

Die Mitarbeiter in der öffentli-
chen Verwaltung seien im digita-
len Wandel mit vielen Verände-
rungen zum Teil gleichzeitig
konfrontiert: Ein Grundrecht auf
Papier gebe es nicht mehr, so die
Geschäftsführerin. Die Kraft des
persönlichen Erscheinens und
der Unterschrift seien in Frage
gestellt, d.h. eingeübte Regeln,
die bisher Garant für ordnungs-
gemäßes und rechtssicheres
Handeln waren, müssten über
Bord geworfen werden. Die in-
formellen Routinen der Zusam-
menarbeit und überflüssige, aber
liebgewordene Schleifen im Ar-
beitsprozess kämen ans Tages-
licht, wenn die Arbeitsprozesse
elektronisch unterstützt werden.

Umdenken erforderlich

Transparenz des Verwaltungs-
handelns durch die Bereitstel-
lung und Weiternutzung von Da-
ten für die Öffentlichkeit erforde-
re massives Umdenken, erzeuge
ggf. Ängste und Widerstand. Mo-
biles Arbeiten erfordere informa-
tionstechnisches Wissen und gute
Selbstmanagementkompetenz,
Zusammenarbeit müsse anders
organisiert werden. Die Koopera-
tion mit Fachleuten aus anderen
Verwaltungen oder gar aus der
Zivilgesellschaft sei ungewohnt
„und will eingeübt sein“. Dabei
nähmen die Führungskräfte in
dieser Entwicklung eine besonde-
re Rolle ein: „Sie müssen die
Chancen des digitalen Wandels
für den eigenen Wirkungskreis
erkennen und nutzen und dies
auch überzeugend kommunizie-
ren“, erläuterte Wulff. 

dbb Innovationspreis

Zum zweiten Mal nach 2013
wurde im Rahmen des Kongres-
ses der dbb Innovationspreis ver-
liehen. 2015 ging er an das Mo-
dellprojekt „Kooperatives E-Go-
vernment in föderalen Struktu-
ren“, initiiert von der Metropol-
region Rhein-Neckar, den Län-
dern Baden-Württemberg, Hes-
sen und Rheinland-Pfalz sowie
dem Bund. Mit 20.000 Euro
zählt der Award zu den höchst-
dotierten Auszeichnungen im
deutschsprachigen Raum und
soll Neuerungen im öffentlichen
Dienst initiieren, fördern und der
Öffentlichkeit als Best-Practice-
Beispiele bekannt machen. 

Den zunehmenden Schwierig-
keiten, Berufsnachwuchs zu ge-
winnen, begegnen die kommu-
nalen Arbeitgeber im Münster-
land und in Ostwestfalen-Lippe
gemeinsam mit dem Studienin-
stitut Westfalen-Lippe einerseits
und im Kreis Lippe andererseits
mit den interkommunalen Nach-
wuchskampagnen „azubi-kom-
munal.de“ und „GO K.A.Li“,
die in diesem Jahr beide einen
Sonderpreis von je 2.500 Euro
erhielten. Die Kampagnen arbei-
ten mit speziell auf junge Men-
schen zugeschnittenen Instru-

Erfolg 
braucht Raum

Plädoyer für eine neue emotionale Bürokultur

Was motiviert deutsche Arbeitnehmer? Diese Frage ist nicht
nur „Dauerbrenner“ in Chefetagen kleiner bis großer Unter-
nehmen, sondern auch Kernthema der aktuellen Studie „Ar-
beitsmotivation 2015“ der ManpowerGroup. In die Top Ten
der motivierendsten Faktoren wählten die über 1.000 Befrag-
ten auch eine ansprechende Raumgestaltung, Pflanzen im
Büro und zeitgemäßes Mobiliar am Arbeitsplatz. 

Ein Ergebnis, das Gaby Jansen
kein bisschen überrascht. Die
Expertin für Mitarbeitergewin-
nung und -bindung mit dem
Schwerpunkt „Wohlfühlfaktor
Arbeitsplatz“ plädiert schon lan-
ge für eine emotionalere Büro-
kultur, die den optimalen Raum
für motiviertere und damit er-
folgreichere Mitarbeiter schafft.

Traurige Realität

Kein Klischee, sondern leider
nach wie vor traurige Realität an
vielen deutschen Schreibtischen
ist der typische „Bürolook“: Un-
persönlich und meist trist gestal-
tete Räume, in denen allein
Funktionalität den Ton angibt.
Und dieser variiert noch dazu
gerne zwischen maus- und
staubgrau. Aber auch ein anderes
Extrem taucht immer häufiger
auf. „Arbeitswelten“, die eher ei-
nem überdimensionalen Kinder-
land gleichen, in dem Möbel-
hausbesucher gerne ihren Nach-
wuchs abgeben. Besonders be-
liebt ist dieser neue Infantilismus
in puncto Büroeinrichtung bei
Unternehmen der klassischen
Startup-Branchen, die auf diese
Weise vor allem ihr innovatives
Image unterstreichen wollen.

Der Mensch im Mittelpunkt

Denn: Der Mensch hinter dem
Schreibtisch steht in beiden Fäl-
len eher selten im Fokus, ge-
schweige denn seine Bedürfnis-
se, sagt Raumgestalterin und
Marketingprofi Gaby Jansen und
sieht in dieser Tatsache auch ei-
nen gewichtigen Grund für all-
gegenwärtige Personalprobleme
wie die innere Kündigung von
Arbeitnehmern, hohe Kranken-
stände oder eine generell sinken-
de Loyalität von Angestellten
gegenüber ihrem Unternehmen.

Dabei könnte die richtige
Raumgestaltung exakt das Ge-
genteil bewirken und Unterneh-
men sozusagen in die Hände
spielen. Eine optimale Arbeitsat-

mosphäre kann nicht nur gesün-
dere, sondern auch kreativere,
motiviertere und erfolgreichere
Mitarbeiter hervorbringen, ist
Jansen überzeugt. Noch dazu
sieht sie in Räumen das ideale
Medium, um Unternehmenskul-
tur sprichwörtlich bis in jeden
Winkel und an jeden einzelnen
Arbeitsplatz zu kommunizieren.

Bleibt nur die Frage nach dem
Wie. Für Gaby Jansen ist die
Antwort darauf ganz einfach:
„Bei allen Theorien und innova-
tiven Ansätzen über das Büro der
Zukunft sollte vor allem der
Mensch im Mittelpunkt aller
Überlegungen stehen. Die Be-
dürfnisse der Mitarbeiter sind die
entscheidenden Parameter, um
eine wirkliche Wohlfühlatmos-
phäre zu schaffen.“

Wie das konkret in der Praxis
aussieht, weiß die Expertin für
Home Staging und Redesign
ebenfalls und empfiehlt ihren
Kunden immer erst einmal ein
paar grundlegende Arbeitsplatz-
optimierungen:

Damit Mitarbeiter hellwach
bleiben, sollten mehrere Licht-
quellen im gesamten Raum ver-
teilt leuchten. Der Wechsel von
direkter und indirekter, tages-
lichtähnlicher Beleuchtung macht
gute Laune.

In vielen Büros ist es den Mit-
arbeitern schlicht und ergreifend
zu laut und die Konzentration
leidet. Die Lösung? Geräuschku-
lissen reduzieren. Auch mit Aku-
stik-Bildern oder Deckensegeln
als schallschluckende Elemente
oder mobilen Grünwänden las-
sen sich Produktivitätssteigerun-
gen von bis zu 30 Prozent erzie-
len. Eine Wohltat für Auge und
Ohr und nachweislich konzen-
trationsfördernd. 

Farben habe eine enorme
stimmungsbildende Wirkung,
was nicht nur dem Wohlbefinden
dient, sondern auch verkaufsför-
dernd wirken kann. Die animie-
rende Wirkung von Farben lässt
sich also nutzen, um Räume
frisch oder beruhigend zu gestal-
ten, je nachdem welche Wirkung
erzielt werden soll. Abgestimmt
auf die Firmenfarben wird so
außerdem die die Gesamtwahr-
nehmung eines Unternehmens
positiv unterstützt.

Ein oft unterschätzter Klassi-
ker unter den Motivationstools:
Außergewöhnlich guter Kaffee,
frisches Obst und individuelle
Entspannungsmöglichkeiten für
notwendige Pausen. Diese Maß-
nahmen erhöhen nachweislich
die Zufriedenheit und Treue der
Mitarbeiter.

Am wohlsten fühlen sich Mit-
arbeiter, wenn sie je nach Aufga-
be einen Arbeitsbereich aus-
wählen können, so dass sie frei
zwischen freundlich wirkenden
Bereichen für lockeren Aus-
tausch und kurze Feedbacks,
gemütlichen Teamarbeitsplätzen
für die Ideenfindung und ent-
spannenden Rückzugsräumen
für konzentriertes Arbeiten swit-
chen können. Klingt vielleicht
im ersten Moment kompliziert,
aber es lohnt sich, eine Büro-
struktur danach auszurichten. 
Eine solche Aufteilung macht
die einzelnen Mitarbeiter (nicht
nur im Kopf) beweglicher, zu-
friedener, wirkt sich ökonomisch
positiv aus und kann eigentlich
in jedem Büro umgesetzt wer-
den. So wird der Arbeitsplatz
deutlich aufgewertet und zu ei-
nem Ort der Begegnung und des
sozialen Netzwerkens.

menten wie Websites und Apps
sowie Werbung und Aktionen
auf Jobmessen, um auf den at-
traktiven Arbeitgeber Öffentli-
cher Dienst aufmerksam zu ma-
chen, räumen auf mit falschen
Vorstellungen und wollen junge
motivierte Menschen für das
vielfältige und abwechslungsrei-
che Angebot der kommunalen
Arbeitgeber interessieren. 

Lob für Aktionsfähigkeit

Hans-Ulrich Benra, stellvertre-
tender Bundesvorsitzender und
Fachvorstand Beamtenpolitik des
dbb, lobte anlässlich der Preisver-
leihung die Aktionsfähigkeit des
öffentlichen Dienstes: „Erneut
belegen drei ausgezeichnete Best-
Practice-Beispiele, dass Deutsch-
lands öffentlicher Dienst und sei-
ne Beschäftigten ein hohes Maß
an Problembewusstsein und Lö-
sungskompetenz in sich tragen.

Ob im Modellversuch föderale
Hürden überwunden oder inter-
kommunal der konzertierte
Kampf um die besten Köpfe auf
dem Arbeitsmarkt angegangen
wird – der öffentliche Dienst stellt
sich den Herausforderungen of-
fensiv und mit guten Ideen. Da-
von profitieren Verwaltung und
Bürger gleichermaßen, weil öf-
fentliche Dienstleistungen opti-
miert und ihre Qualität gesichert
werden“, unterstrich Benra. DK

Wohnungsmarktprognose:

Zu wenig Neubau in den Hotspots
... zu viel Leerstand in den schrumpfenden Regionen

Der Wohnungsmarkt befindet sich im Spannungsfeld wachsender
und schrumpfender Regionen. „Die aktuelle Bautätigkeit reicht bei
weitem nicht aus, um den Bedarf an neuen Wohnungen in den
Hotspots zu decken“, erklärte Axel Gedaschko, Präsident des Spit-
zenverbandes der Wohnungswirtschaft GdW anlässlich der Prä-
sentation der BBSR-Bevölkerungs-und Wohnungsmarktprognose
durch Bundesbauministerin Dr. Barbara Hendricks im Rahmen
des 2. Forums des Bündnisses für bezahlbares Wohnen und Bauen
in Berlin. Dazu seien mindestens 320.000 neue Wohnungen jährlich
in den nächsten zehn Jahren notwendig. Auf der anderen Seite dür-
fen die schrumpfenden Regionen nicht außerAcht gelassen werden.
„Wenn wir jetzt nicht handeln, droht vielerorts eine neue Leer-
standswelle“, so Gedaschko. 

Die neue Bevölkerungs- und
Wohnungsmarktprognose des
Bundesinstituts für Bau-, Stadt-
und Raumforschung (BBSR) soll
ein Bild künftiger demografischer
Entwicklungen und Trends auf
den Wohnungsmärkten vermit-
teln. Anhand der Studie müssten
in den nächsten fünf Jahren
272.000 neue Wohnungen pro
Jahr gebaut werden. Im Jahr 2014
lag die Zahl der Baufertigstellun-
gen aber erst bei rund 240.000
Wohnungen. Damit gibt es derzeit
jährlich immer noch 30.000 Woh-
nungen zu wenig. 

Die Studie beschreibt dabei je-
doch nur den zukünftigen Woh-
nungsbedarf und berücksichtigt
nicht den angestauten Nachholbe-
darf aus den Jahren mit sehr niedri-
ger Bautätigkeit seit 2002. In dieser
Zeit sind laut BBSR-Bedarfszah-
len näherungsweise 500.000 Woh-

nungen im Geschosswohnungs-
bau zu wenig gebaut worden.
Aus Sicht des GdW sind daher
auch angesichts der steigenden
Zuwanderungszahlen minde-
stens 320.000 neue Wohnungen
per anno in den nächsten 10 Jah-
ren notwendig.

Warnung des GdW

Der GdW warnte darüber hin-
aus, dass sich die Dynamik bei den
Baufertigstellungen nach jüngs-
ten Zahlen bereits wieder ab-
schwäche. „Es müssen alle an ei-
nem Strang ziehen, damit der Neu-
bauboom nicht sofort wieder ab-
ebbt“, so Gedaschko. Dass die
Zahl der Baufertigstellungen deut-
lich unter der der Baugeneh-
migungen liegt, zeigt auch, dass
viele Bauinvestoren durch die 
hohen Baukosten während des

Bauprozesses abgeschreckt wer-
den. 

Das Bündel aus energetischen
Anforderungen, steuerlichen und
baurechtlichen Anforderungen,
Auflagen der Kommunen und
Baulandkosten hat dazu geführt,
dass die Kosten rund um den Neu-
bau von Mehrfamilienhäusern in
Deutschland seit dem Jahr 2000
um nahezu 40 Prozent gestiegen
sind. „Die Politik muss jetzt han-
deln“, so Gedaschko. Dazu gehö-
ren neben der Abgabe von Grund-
stücken nach Konzeptqualität an-
stelle von Höchstpreisen auch ein
Stopp bei den Steuerpreisspiralen
und wirksame Maßnahmen zur
Senkung von Baukosten.

Auf der anderen Seite stellt die
Studie klar heraus: Für die Regio-
nen außerhalb der Hotspots blei-
ben schrumpfende Wohnungs-
märkte das bestimmende Thema.
Im Jahr 2030 werden nur knapp
39 Prozent aller Kreise noch
wachsende Haushaltszahlen aus-
weisen. „Die derzeit laufende
Evaluierung der Stadtumbaupro-
gramme muss zu einem Maßnah-
menpaket führen, das die Woh-
nungswirtschaft in die Lage ver-
setzt, den notwendigen Rückbau
wirtschaftlich tragbar zu bewälti-
gen“, so Gedaschko. Sonst werde
der Wohnungsleerstand drastisch
ansteigen.
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IT-Leiter Herbert R. liebt privat wie 
berufl ich ebenso leistungsfähige wie 
leichtgängige Produktivsysteme, bei denen 
man nicht strampeln muss, sondern 
schnell und effi zient nach vorne kommt.

Technikchamp.
Produktivität powered 
by SYNERGO®

Egal, wie Sie es mit Ihrer kommunalen IT halten: Mit der neuen AKDB-Generation kommunaler 
Fachverfahren auf SYNERGO®-Basis kommen Sie immer schnell in die Gänge. Ob autonom bei Ihnen 
vor Ort oder als Hosting-Service durch das BSI-zertifi zierte Rechenzentrum der AKDB – Sie behalten 
immer einen kühlen Kopf. Automatisierte Installations- und Updateroutinen sorgen genauso für 
einen produktiven Betrieb wie die fachverfahrensübergreifende Administration oder die zentralen 
Funktionen und Dienste. Für ein gehostetes SYNERGO®-Fachverfahren genügt als Arbeitsplatz ein 
internetfähiger PC. An teure Servertechnologie, Datenbanklizenzen und ausgeklügelte Sicherheits-
konzepte für Datensicherheit und Datenschutz müssen Sie keine Gedanken verschwenden. 
Das wirkt nicht nur ungeheuer befreiend, sondern schont auch Ihren Haushalt – bei maximalem 
Investitionsschutz und höchster Produktivität. 

Neugierig? Dann überzeugen Sie sich, wie leichtfüßig und wirtschaftlich die neue 
Verfahrensgeneration SYNERGO® ist. 

www.akdb.de/synergo Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

NEU
Entdecken Sie jetzt die neuen 
Fachverfahren OK.GEWERBE, 

OK.JUS, OK.VERKEHR und viele 
weitere zukunftssichere 

Lösungen auf Basis SYNERGO®.

7. Bayerisches Anwenderforum eGovernment:

IT-Einsatz in der Verwaltung
Unter der Schirmherrschaft des Bayerischen Landtags disku-
tierten beim 7. Bayerischen Anwenderforum eGovernment in
München rund 350 Teilnehmer über konzeptionelle und prakti-
sche Fragen des IT-Einsatzes in der Verwaltung und erörterten
zudem aktuelle Entwicklungen der rechtlichen, personellen und
technologischen Rahmenbedingungen. Das Forum hat sich seit
nunmehr sieben Jahren als eine der wichtigsten eGovernment-
Veranstaltungen im Freistaat etabliert. 

Durch die Mitwirkung der
bayerischen Wirtschaft an der
Programmgestaltung wurde si-
chergestellt, dass auch die wichti-
ge eGovernment-Schnittstelle
Wirtschaft/Verwaltung repräsen-
tiert ist. Auf der diesjährigen
Agenda standen die Themen Cy-
bersicherheit, Datenschutz, Infor-
mationssicherheit, aktuelle eGo-
vernment-Projekte (Erfahrungs-
berichte), eGovernment und
Wirtschaft, Arbeitsplatz der Zu-
kunft, eGovernment-Portale im
Vergleich, rechtliche Entwicklun-
gen im eGovernment, Smart City
sowie ebenenübergreifendes e-
und openGovernment. Wie im-
mer wurde das Programm beglei-
tet von einer Fachausstellung mit
neuesten Lösungen, Konzep-
ten und Anwendungen rund
um eGov. 

Für schnelleres Tempo 

Landtagsvizepräsident Peter
Meyer, der das Forum eröffne-
te, diagnostizierte in seinem
Grußwort Fortschritte beim Aus-
bau von eGovernment, mahn-
te zugleich aber ein schnelleres
Tempo bei der weiteren Umset-
zung an. 

Angesichts von über sechs
Millionen Smartphones, die im
ersten Quartal 2015 allein in
Deutschland verkauft worden
seien, meinte er: „Der Tag könn-
te nah sein, an dem auf breiter
Front M(obile)-Government ge-
fordert wird und wir mit eGo-

vernment noch gar nicht fertig
sind.“

Der Entwurf eines Bayeri-
schen eGovernment-Gesetzes
werde demnächst in den Landtag
zur Beratung eingebracht, erklärte
Meyer und forderte in diesem Zu-
sammenhang, dass die elektroni-
sche Kommunikation der Bürger
mit den Behörden in rechtsver-
bindlicher Form zulässig wird.
„Antragstellung und Rechtsbe-
helfsverfahren müssten auch in
elektronischer Form zulässig wer-
den“, so der Vizepräsident. 

Verstärkte Einbindung

Darüber hinaus verwies er dar-
auf, dass bei der Umsetzung von
eGovernment neben dem tech-
nisch Machbaren immer auch
Prozesse und die jeweilige Pro-
zessorganisation eine entschei-
dende Rolle spielten. Deshalb
müssten IT-Fachleute die Fach-
verantwortlichen verstärkt in den
Behörden einbinden. 

Wie Finanzstaatssekretär Jo-
hannes Hintersberger deutlich
machte, ist Digitalisierung das
Top-Thema in Bayern. Dazu
zählten der Ausbau der Infra-
struktur wie Breitbandausbau,
der Ausbau von E-Government
nach modernem Recht und die
Datensicherheit. Ein Breitband-
anschluss sei ein wichtiger
Schlüssel für einen erfolgreichen
ländlichen Raum. Hintersberger:
„Wir wollen kein Bayern der
zwei Geschwindigkeiten. Für die

Bayerische Staatsregierung ist
deshalb der flächendeckende
Ausbau des schnellen Internets
in ganz Bayern das wichtigste
Infrastrukturprojekt dieser Le-
gislaturperiode. Hierfür stellt der
Freistaat Bayern seinen Kom-
munen bis 2018 insgesamt 1,5
Milliarden Euro zur Verfügung -
eine bundesweit einzigartige
Summe.“

Schnelles Internet

Wichtige Voraussetzung für
funktionierendes E-Government
sei flächendeckend schnelles In-
ternet, betonte Hintersberger.
Das schnelle Internet sorge für
gute Erreichbarkeit und für die
Ansiedlung von Unternehmen.
Es erhöhe Bildungschancen und
steigere den Lebenskomfort. Es
ermögliche die digitale Kommuni-
kation zwischen Bürgern und Ver-
waltung. Innerhalb weniger Mo-
nate habe das Finanzministerium
das bestehende bayerische Breit-
bandförderprogramm grundle-
gend überarbeitet und deutlich
vereinfacht. 

Mehr Breitbandanschlüsse

Die Fördersätze sowie Förder-
summen seien massiv erhöht
und die Beratung maßgeblich
verbessert worden. Seit Oktober
2013 stieg die Verfügbarkeit von
Anschlüssen mit einer Bandbrei-
te von 50 Mbit/s und mehr in
ländlichen Gemeinden bereits von
15 auf 29 Prozent. Im gesamten
Freistaat könnten heute 65 Pro-
zent der Haushalte eine Band-
breite von mindestens 50 Mbit/s

nutzen. Hintersberger zufolge „ha-
ben nun 700.000 bayerische Haus-
halte mehr einen Breitbandan-
schluss als noch vor einem Jahr.
Und es werden ständig mehr.“

Netz für freies WLAN

„Wir wollen bis 2020 stufen-
weise ein Netz für freies WLAN
aufbauen“, unterstrich der Staats-
sekretär. Bereits in diesem Jahr
solle an ausgewählten Behörden-
standorten im Zuständigkeitsbe-
reich des Heimatministeriums da-
mit begonnen werden. Auch auf
der Flotte der Bayerischen Seen-
schifffahrt sei WLAN erfolgreich
pilotiert worden.

Laut Hintersberger sollen alle
Bürger und Unternehmen in
Bayern unabhängig von ihrem
Wohnort ein digitales Servicean-
gebot der Verwaltungen nutzen
können. Dies sei Ziel der Digita-
lisierungsstrategie Montgelas
3.0. Der digitale Verwaltungs-
kreislauf solle geschlossen wer-
den - von der Kontaktaufnahme
des Bürgers mit der Verwaltung
bis zu deren Antwort. 

Montgelas 3.0

Die Digitalisierungsstrategie
„Montgelas 3.0“ basiere auf drei
Säulen, dem BayernPortal, ei-
nem bayerischen EGovernment-
Gesetz und dem E-Government
Pakt mit den Kommunen. Das
BayernPortal stelle das zentrale
E-Governmentportal der Bayeri-
schen Staatsregierung dar. Da-
mit könnten Bürger und Wirt-
schaft einfach, schnell, sicher
und rund um die Uhr ihre Behör-
dengänge online erledigen. „Im
Freistaat entsteht Schritt für
Schritt die Verwaltung von mor-
gen - serviceorientiert und bür-
gernah“, informierte der Staats-
sekretär. DK

AKDB-Jahresbericht 2014:

Wichtige Eckpfeiler der künftigen
elektronischen Verwaltung

Die AKDB kann auf ein für die kommunale IT in Bayern
ereignisreiches Jahr 2014 zurückblicken. Wie der neueste Jah-
resbericht ausweist, wurden durch die vertragliche Vereinba-
rung mit dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen,
für Landesentwicklung und Heimat über die kostenfreie Be-
reitstellung von eGovernment-Infrastrukturen für alle Kom-
munen grundlegende Weichen neu gestellt.

Über 300 Kommunen nutzten
Ende des Jahres diese Infrastruktur
für die elektronische Kommunika-
tion mit Bürger und Wirtschaft. In
wesentlichen Teilen darauf auf-
bauend hat der CIO des Freistaats,
Finanzminister Dr. Markus Sö-
der, die Digitalisierungsoffensive
„Montgelas 3.0“ für die bayerische
Verwaltung gestartet. Mit dieser 
Initiative sowie auch im eGovern-
ment-Pakt zwischen dem Freistaat
Bayern und den vier bayerischen
Kommunalen Spitzenverbänden
werden laut Vorstandsvorsitzen-
dem Alexander Schroth und Vor-
standsmitglied Rudolf Schleyer
wichtige Eckpfeiler der zukünfti-
gen elektronischen Verwaltung in
Bayern festgelegt.

Personenstandsregister

Nach der Einführung der zen-
tralen elektronischen Personen-
standsregister in Bayern wurden
im ersten Jahr über 1,4 Millionen
elektronisch beurkundete Vorgän-
ge erfolgreich durchgeführt. Dank
der vorausschauenden Planung al-
ler Beteiligten und der guten Zu-
sammenarbeit mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium des In-
nern, für Bau und Verkehr, den
bayerischen Kommunalen Spit-
zenverbänden sowie nicht zuletzt
den Standesbeamten nutzen die
bayerischen Kommunen das mit

Abstand bundesweit wirtschaft-
lichste Personenstandsregister. 

Im Zuge der technologischen
Veränderungen ist die bereits in den
vergangenen Jahren große Nach-
frage nach Rechenzentrumsange-
boten weiter angestiegen. Diesem
Trend kommt die AKDB auch
durch die Weiterentwicklung der
OK.Verfahren unter der Marke
SYNERGO® nach. Dabei wird
nicht nur eine verbesserte Rechen-
zentrumsfähigkeit der Verfahren
angestrebt, sondern auch, die Nut-
zung der Fachverfahren am Ar-
beitsplatz, am Heimarbeitsplatz so-
wie auf mobilen Geräten jeweils
bestmöglich zu gestalten. 

„Im Sinne der Kunden verfol-
gen wir zudem das Ziel, bei den
notwendigen Veränderungen stets
das Gleichgewicht zwischen Be-
ständigkeit und Wandel zu wah-
ren. Davon, wie diese Aufgaben
mit der modernen und innovativen
Produktpalette der AKDB erfüllt
werden, konnten sich im Herbst
auf dem Kommunalforum über
700 Kunden und Partner überzeu-
gen“, so Schroth und Schleyer. 

Besonders hohe Resonanz fan-
den überdies auch die Themen
Datenschutz und Datensicherheit,
bei denen die AKDB etwa durch
die Zertifizierung ihres Rechenzen-
trums durch das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstech-
nik höchste Ansprüche erfüllt.

M-net eröffnet hochmodernes
Rechenzentrum in Augsburg

Performante und redundante Datenanbindung 
an den M-net Glasfaser-Backbone

Das Housing-Geschäft von M-net ist in den vergangenen Jahren
stetig gewachsen. Um der zunehmenden Nachfrage nach Server-
stellplätzen gerecht zu werden, eröffnete der Telefon- und Inter-
netanbieter ein weiteres hochmodernes Rechenzentrum in Augs-
burg. Es bietet modernste Technologien für eine zugangs- und aus-
fallsichere Unterbringung der Unternehmensserver. 

So garantiert die hochleistungs-
fähige und mehrfach angebundene
Glasfaserinfrastruktur höchste Si-
cherheit sowie Verfügbarkeiten für
hochsensible und unternehmens-
kritische Informationen. Die rei-
bungslose Abwicklung des Inter-
net-Traffics ist zudem durch die
breit aufgestellte Kopplung zu den
Internet-Knotenpunkten gewähr-
leistet. Eine wesentliche Voraus-
setzung für die permanente Er-
reichbarkeit bandbreitenhungriger
Webangebote.

Zuverlässiger Partner
vonnöten

Immer mehr Unternehmen la-
gern ihre Geschäftsdaten in die
Cloud, also in die sinnbildliche
Wolke aus, statt eigene ressour-
cenintensive IT-Landschaften
zu betreiben. Dafür braucht es
einen zuverlässigen Partner, der
neben höchsten technologi-
schen Standards auch regionale
Nähe repräsentiert und so die
Erreichbarkeit der Daten jeder-
zeit sicherstellt.

„Zur Unterbringung ihrer Ser-
ver-Hardware stellen wir unseren
Kunden komplette Serverschrän-
ke oder auch maßgeschneiderte
Schrankplätze zur Verfügung“,
erklärt Christian Smetana, Leiter
der M-net-Niederlassung Augs-
burg. „Sowohl die Anzahl der
benötigten Racks als auch die
dazugehörige Bandbreite sind
dabei individuell wählbar und
können bei Bedarf jederzeit flexi-

bel angepasst werden.“ Zu einer
ressourcenschonenden Klimati-
sierung trägt neben der Kaltgang-
Einhausung ein Grundwasser-
brunnen bei.

Höchste 
Sicherheitsstandards

Auch die Sicherheitsstandards
des Rechenzentrums bewegen
sich bei M-net auf höchstem Ni-
veau: Bauliche Schutzmaßnah-
men vor Staub, Wasser und Feu-
er sowie zusätzliche Brandmel-
de- und eine automatische Stick-
stoff-Gaslöschanlage zählen zur
Ausstattung. Ei-ne redundante
unterbrechungsfreie Stromver-
sorgung und ein vorgeschaltetes
Notstromdieselaggregat garan-
tieren die ausfallsichere Ener-
gieversorgung. 

Darüber hinaus ist der videoü-
berwachte Zugang zu der bereit-
gestellten Rechenzentrums-Infra-
struktur ausschließlich über eine
Vereinzelungsanlage möglich und
wird über weitere Zugangskon-
trollen - wie einer Biometrie am
Eingang der Datensicherheitsräu-
me – gesichert. 

Die Überwachung der gesamten
Infrastruktur sowie aller sicher-
heitstechnischen Einrichtungen er-
folgt durch das Network Operati-
on Center (NOC) von M-net 24
Stunden täglich an 365 Tagen im
Jahr. Das NOC leitet alle zur Ent-
störung notwendigen Maßnahmen
ein und überwacht die Durch-
führung.
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InfoVerm 2015 in München:

Projekte und 
Erfahrungsberichte

Neuerungen und Einsatzmöglichkeiten amtlicher Geobasisdaten
standen ebenso im Mittelpunkt der diesjährigen Informations-
veranstaltung der Bayerischen Vermessungsverwaltung Info-
Verm wie aktuelle Entwicklungen im Bereich der Geoinformatik.
Die Münchner Tagung verzeichnete über 600 Teilnehmer aus
Wirtschaft, Forschung und Verwaltung.

Der Präsident des Landesamtes
für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung (LDBV), Dr. Kle-
ment Aringer, blickte eingangs
auf ein ereignisreiches Jahr 2014
zurück. Es sei geprägt gewesen
von der weitgehend abgeschlos-
senen Integration des IT-Dienst-
leistungszentrums in das LDBV
sowie vom fortschreitenden Breit-
bandausbau, bei dem die Ämter
für Digitalisierung, Breitband und
Vermessung (ÄDBV) die bayeri-
schen Kommunen unterstützen.

3D-Gebäudemodelle
und ALKIS

Laut Aringer soll 2015 unter
anderem die Produktion der 3D-
Gebäudemodelle in LoD2 mit in-
zwischen über 3,5 Millionen Ge-
bäuden vorangetrieben werden.
Zudem soll die Einführung des
Amtlichen Liegenschaftskatas-
terinformationssystems (ALKIS)
an den ÄDBV zum Abschluss
kommen. Die Altformate DFK
und ALB sind übergangsweise
noch bis Ende 2017 erhältlich.

Über die ALKIS-Einführung

aus Sicht der Kommunen infor-
mierte Felix Kummer von der
Anstalt für Kommunale Daten-
verarbeitung in Bayern (AKDB).
Seiner Erfahrung nach wird das
neue System gut angenommen;
die Umsetzung läuft problemlos.
Inzwischen sei gut die Hälfte aller
Ämter für Digitalisierung, Breit-
band und Vermessung auf ALKIS
umgestellt. Ein bedeutender Mehr-
wert für die Kommunen liege dar-
in, dass mit dem neuen System
nun ein deutlich größerer Da-
tenumfang zur Verfügung gestellt
werden kann.

Geodaten-Pilotprojekt

Wie Geodaten grenzübergrei-
fend genutzt werden können, dar-
über informierten Lucia Erdt und
Gerrit Bernstein von der Stadt
Ulm. In einem Pilotprojekt er-
proben die Städte Ulm und Neu-
Ulm den gegenseitigen Zugriff
auf die Geobasisdaten des je-
weils anderen Bundeslands. Un-
terschiedliche Datenstrukturen
sorgen dabei für Herausforderun-
gen. Es gelte, vertragliche Grund-

lagen zur Nutzung zu schaffen.
Geodaten helfen auch bei der

Energieplanung, erklärte Tobias
Eder vom Lehrstuhl für Erneuer-
bare und Nachhaltige Energiesy-
steme der TU München. Er erläu-
terte, wie sich mit Hilfe von 3D-
Gebäudemodellen Energiebedarf
und Einsparmöglichkeiten ermit-
teln lassen.

Energiesystemmodelle

Die Grundlage einer präzisen
Energiesystemmodellierung sind
nach seinen Worten stetig fortent-
wickelte Werkzeuge, etwa zur
Analyse des Heizwärmebedarfs
von Gebäuden, zur Evaluation
von Sanierungsmaßnahmen, zur
Erfassung von Potenzialen der
Solarthermie, für Photovoltaik
und Geothermie sowie zur Nut-
zung von Windenergie und zur
Netz- und Fernwärmeoptimie-
rung.

Energiesystemmodelle umfass-
ten die wichtigsten Aspekte eines
optimierten Ausbaus der Versor-
gungsinfrastruktur im Kontext
von Energieeffizienzmaßnahmen
und erneuerbaren Energien. Sie
beschrieben in einer umfassenden
Synthese künftige Entwicklungs-
pfade hin zu einer sicheren und
nachhaltigen Energieversorgung.

Klaus R. Müller, Müller Sys-

temtechnik GmbH, beschrieb, wie
man auf der Grundlage von Ver-
messungs- und Planungsdaten zu
photorealistischen, computerge-
stützten 3D-Modellen von Land-
schaften gelangt, in die die Bau-
vorhaben eingebettet sind. An
Hand ausgewählter Beispiele
zeigte er auf, wie die interaktive
Begehung solcher Landschaften
nicht nur hilft, geplante Bauwer-
ke begreifbar zu machen, sondern
durch die Präsentation von Vari-
anten auch die Evaluierung einer
Planung ermöglicht. 

Computersimulationen auf
Grundlage amtlicher Geodaten
erleichtern auch die Arbeit von
Unfallgutachtern wie Peter Stolle
(gutax-Unfallanayse GbR). Nach
schweren Verkehrsunfällen be-
darf es häufig, sowohl in zivil- als
auch in strafrechtlicher Hinsicht,
einer umfassenden Aufklärung
des Hergangs und der Ursache
des Unfalls.

Unfalllgutachten

Neben den Schadensbildern an
den Fahrzeugen und Verletzun-
gen der beteiligten Personen sind
die Endstellungen der Fahrzeuge
und die Art, Lage, Größe und
Ausrichtung der Spuren auf der
Fahrbahn (z. B. Bremsspuren,
Splitterfelder oder Blutspuren)
für die Aufklärung solcher Unfäl-
le von besonderer Bedeutung.
Hierzu ist Stolle zufolge eine Ver-
messung der Unfallstelle erfor-
derlich. Orthogonale Luftbilder in
geeigneter Auflösung (DOP20)
stellten eine enorme Erleichte-
rung dar. 

Man stelle sich nur die Markie-
rungen und baulichen Gegeben-
heiten einer großen innerstädti-
schen Kreuzung vor: Diese ein-
zeln von Hand einzumessen,
während die Kreuzung mögli-
cherweise zur Rush-Hour ge-
sperrt ist, bedeutet großen Druck
für die Polizeibeamten  und Sach-
verständigen vor Ort. Verlässli-
che, maßstabsgerechte Luftbil-
der schafften Abhilfe und ver-
besserten gleichzeitig die Visua-
lisierung des Unfallablaufs im
Gutachten mit Bildern und Vi-
deos enorm. Zeitliche Abstände
zwischen Bildflug- und Unfall-
datum, Verkehr, Vegetation und
Schattenwurf könnten die An-
wendungsmöglichkeiten jedoch
einschränken, so Stolle.

Archäologisches
Spessartprojekt

Einen Einblick in seine Arbeit
beim Archäologischen Spessart-
projekt gab schließlich Dr. Jürgen
Jung. Rund zwei Drittel des Spes-
sarts sind mit Wald bedeckt. Mit
seinen ausgedehnten Buchen-
und Eichenwäldern ist das Mittel-
gebirge das größte zusammen-
hängende Mischlaubwaldgebiet
in Deutschland. Dem heutigen
Eindruck einer Naturlandschaft
kann entgegengesetzt werden,
dass es sich bei der Gebietskulis-
se im Gesamten um eine seit der
Steinzeit intensiv genutzte Kult-
urlandschaft handelt.

Wie Jung erläuterte, sei ein
Großteil der Zeugnisse der
menschlichen Einflussnahme bis
zum Einsatz von Airborne Laser-
scanning in ihrer Dimension nur
partiell erschließbar gewesen.
Nun sei ein sehr differenzierter
Blick möglich und könne als we-
sentliche Grundlage für weitere
Forschungen für Archäologen,
Geographen, Geologen und Hi-
storiker dienen.

Auf der Basis einer engen Zu-
sammenarbeit mit der Bayerischen
Vermessungsverwaltung war es
ausgehend von der Erschließung
einzelner Bodendenkmale mög-
lich, der Infrastruktur und Land-
schaftsentwicklung geschlosse-
ner Siedlungs- und Wirtschafts-
räume nachzugehen. Einer der
aktuellen Forschungsschwer-
punkte ist laut Jung die Er-
schließung der Birkenhainer
Straße, einer hochmittelalterli-
chen Fernstraße zwischen Frank-
furt und Nürnberg. DK

VKU-Publikation zur Digitalisierung der Energiewirtschaft: 

Geschäftsmodelle 
für Stadtwerke

Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) nehmen
sowohl in den Geschäftsprozessen als auch in den Dienstleistun-
gen der Stadtwerke eine zunehmende Bedeutung ein. Als Spitzen-
verband der kommunalen Wirtschaft hat der VKU diesem Um-
bruch mit der Neuausrichtung des Ausschusses für Informati-
onsmanagement (AIM) Rechnung getragen. Unter dessen Dach
hat der Verband nunmehr eine Publikation mit dem Titel „Stadt-
werke-IT bei Energieversorgungsunternehmen – Die zukünftigen
Herausforderungen“ erarbeitet. 

„In der Energiewirtschaft sind
viele Veränderungen ursächlich
auf die Marktliberalisierung und
die Energiewende zurückzu-
führen“, heißt es in der Broschü-
re. Durch den Ausbau dezentraler
erneuerbarer Energien-Anlagen
werde die Stromproduktion zu-
nehmend volatil und wetterab-
hängig. 

Zum Ausgleich der Schwan-
kungen müsse eine zunehmend
heterogene Anlagenlandschaft
aus Speichern, steuerbaren Lasten
und Erzeugungsanlagen aufge-
baut und in das Netz integriert
werden. Das dafür notwendige
Netz aus Sensoren für die Mes-
sung von Verbrauch und Erzeu-
gung, das sog. Smart Grid, werde
durch den in den kommenden
Jahren zu erwartenden Rollout
von intelligenten Messsystemen
gefördert. Dazu werde das Bun-
desministerium für Wirtschaft
und Energie die entsprechenden
Verordnungen in nächster Zeit
vorlegen. 

Neue Wettbewerber

Laut Publikation sind durch die
Marktliberalisierung vor der Jahr-
tausendwende neue Wettbewer-
ber auf den Markt getreten. Die
Stadtwerke können sich hier als
Stabilitätsanker bei der Ein-
führung neuer, digitaler Dienstlei-
stungen und Services präsentie-
ren, der Verantwortung in der Re-
gion übernimmt und ein hohes
Ansehen und Vertrauen bei sei-
nen Kunden genießt. 

Auf neuen Geschäftsfeldern
wie den Energiedienstleistungen,
Elektromobilität oder Contracting
sei es möglich, Kundenbeziehung
zu stärken und neue Kunden zu
gewinnen, heißt es weiter. Ge-
werbe und Wohnungswirtschaft
könnten mit Spezialprodukten
wie Smart Submetering und
Dienstleistungen in Zusammen-
hang mit Smart Metern als Kun-
dengruppe erschlossen werden.
Hier biete die Digitalisierung ein
hohes Potential für regional star-
ke Stadtwerke, diese neuen Ge-
schäftsfelder – neben der klassi-
schen und zunehmend austausch-
baren Lieferung von „Commodi-
ty“ – zu erschließen. 

Spielräume für
Kostensenkungen

Auch wird darauf hingewiesen,
dass die IT-Abteilung bei der Be-
wältigung der neuen Herausfor-
derungen eine zentrale Rolle
spielt. Die Digitalisierung schaffe
Spielräume für Kostensenkun-
gen, dort wo Prozesse automati-
siert und industrialisiert werden.
Der Aufbau einer serviceorien-
tierten IT-Architektur sorge für ei-
ne Ausrichtung der informations-
und Kommunikationstechnik an
den Geschäftsprozessen des Un-
ternehmens. 

Intelligente Netzsteuerung

Ein massendatentaugliches Da-
tenmanagement könne durch die
Einbindung diverser Sensoren
beispielsweise die intelligente
Netzsteuerung und die Vermark-
tung von Flexibilitäten ermögli-
chen. Dafür sei der Aufbau und
Betrieb einer Kommunikationsin-
frastruktur jedoch unabdingbar.
Auch der erwähnte Rollout in-
telligenter Messsysteme müsse
durch den Geschäftsbereich IT

vorbereitet und insbesondere die
noch zu definierenden Prozesse
der Marktkommunikation in den
IT-Systemen implementiert wer-
den. Nicht zuletzt gelte es zu
prüfen, ob zukünftig - allein oder
in Kooperationsmodellen - die
Rolle des Smart Meter Gateway
Administrators wahrgenommen
werden soll. Möglich sei die
Schaffung einer Plattform zur
Vermarktung und Steuerung von
flexiblen Verbrauchs- und Er-
zeugungsanlagen.

Systemlandschaften

Eine Strategie zum Umgang
mit den Herausforderungen auf
Seiten des Kundenmanagements
stellten der Aufbau und die Wei-
terentwicklung kundenzentrier-
ter Systemlandschaften dar, so
die Publikation. Diese müssten
sich flexibel an das sich ändern-
de Produktportfolio anpassen
und einen ganzheitlichen Blick
auf die Kundenbeziehungen er-
möglichen. Auch die Kunden-
kommunikation sei hier einzu-
binden. Hier würden verstärkt
Portallösungen oder Smartpho-
ne-Anwendungen für den Kon-
takt zum Energieversorger nach-
gefragt. Die gleichen Kanäle
könnten dann auch für den Ver-
trieb genutzt werden.

Sicherheit der IT-Systeme

Durch die zunehmenden Auf-
gaben dürfe auch die Sicherheit
der IT-Systeme nicht vernachläs-
sigt werden. Laut Handreichung
„werden hier in nächster Zeit ei-
nige Gesetze und Regelungen
seitens der Politik und Behörden
den Rahmen vorgeben“. 

Anlässlich der Konferenz „Di-
gitalisierung der Energiewirt-
schaft: Konkrete Geschäftsmo-
delle für Stadtwerke“, die der
VKU jüngst in Berlin organisierte,
hatte Hauptgeschäftsführer Hans-
Joachim Reck bereits auf die Um-
brüche und Herausforderungen
aufmerksam gemacht, vor denen
die Stadtwerke vor dem Hinter-
grund des rapiden Wandels der 
Informationstechnologie stehen:
„Stadtwerke müssen ihre Kunden
in einem zunehmend fragmentier-
ten Markt, in den mehr und mehr
branchenfremde Akteure eintre-
ten, erfolgreich an sich binden.“

Neues Denken im Vertrieb

Das bedingt Reck zufolge vor
allem ein neues Denken im Ver-
trieb: „Wünsche und Ansprüche
ändern sich. Die Kunden verlan-
gen nach umfassenderen Infor-
mationen, flexiblen und raschen
Anpassungen ihrer Tarife, ver-
gleichen Angebote online und
wechseln im Zweifel den Versor-
ger.“ Stadtwerke müssten sich
diesem Tempo und den veränder-
ten Anforderungen in verschiede-
nen Bereichen anpassen. 

Reck weiter: „Verbrauchsdaten
werden zum Wert an sich. Daran
sind zunehmend auch andere Ak-
teure insbesondere aus der IT-
Welt interessiert. Die Stadtwerke
haben hier mächtige Konkurren-
ten. Aber sie haben einen we-
sentlichen Vorteil, das Vertrauen
der Bevölkerung, was sie nutzen
sollten. Wenn man es jemandem
zutraut, vertrauenswürdig mit
Kundendaten umzugehen, dann
sind es die kommunalen Unter-
nehmen.“ DK

Technische Universität Darmstadt und Fraunhofer SIT: 

Entwickler machen Millionen
Datensätze anfällig fürAngriffe

Die Technische Universität Darmstadt und das Fraunhofer-In-
stitut für Sichere Informationstechnologie SIT haben Cloud-
Datenbanken wie Facebooks Parse und Amazons AWS unter-
sucht und 56 Millionen ungeschützte Datensätze gefunden. Die
Forscher fanden E-Mailadressen, Passwörter, Gesundheitsda-
ten und andere sensible Informationen von App-Benutzern, die
leicht gestohlen und manipuliert werden können. 

App-Entwickler verwenden
Cloud-Datenbanken, um Nutzer-
daten zu speichern, ignorieren
dabei aber scheinbar die Sicher-
heitsempfehlungen der Cloud-
Anbieter. Das Ergebnis: Viele
Nutzerkonten sind durch Iden-
titätsdiebstahl und andere Inter-
netverbrechen bedroht. „Nutzer
sollten sich deshalb gut überle-
gen, welche Daten sie mit Apps
verwalten“, sagt Prof. Eric Bod-
den, der Leiter des Forscher-
teams. Weitere Informationen
zur Schwachstelle sind im Inter-
net unter www.sit.fraunhofer.de/
appdatathreat zu finden.

Viele Smartphone-Apps spei-
chern Nutzerinformationen in
Cloud-Datenbanken, um zum
Beispiel die Synchronisation
zwischen Android und iOS Apps
zu vereinfachen. Cloud-Betrei-

ber bieten – je nach Sensibilität
der Daten – verschiedene Aut-
hentifizierungsmethoden hier-
für an. Die schwächste Form
der Authentifizierung, eher dazu
gedacht, Daten zu identifizieren
als zu schützen, verwendet ein
einfaches API-Token, eine in den
App-Code eingebettete Num-
mer. 

Zugangskontrollschema

Mit aktuellen Werkzeugen
können Angreifer diese Token
jedoch einfach extrahieren und
dazu nutzen, die gespeicherten
Daten nicht nur zu lesen, son-
dern oft sogar zu manipulieren.
Angreifer können so zum Bei-
spiel E-Mailadressen auf dem
Schwarzmarkt verkaufen, Nut-
zer erpressen, Webseiten verän-

dern oder Schadcode einschleu-
sen, um Malware zu verbreiten
oder Botnetze aufzubauen.

Um private Daten richtig zu
schützen, müssen Apps ein Zu-
gangskontrollschema imple-
mentieren. Die Tests zeigten al-
lerdings, dass die große Mehr-
heit der Apps keine solche Zu-
gangskontrolle verwendet. Die
Wissenschaftler untersuchten
750.000 Apps aus dem Google
Play Store und dem Apple App
Store. Dazu verwendeten sie in-
tern entwickelte Analyse-Fra-
meworks wie etwa den Fraun-
hofer Appicaptor. 

Mit Hilfe dieser Expertenwerk-
zeuge konnten die Forscher Apps
identifizieren, die eine schwache
Authentifizierung nutzen und
führten eine Tiefenanalyse ausge-
wählter Apps durch. Während die-
ser Untersuchungen stellte sich
heraus, dass viele Datenfelder pri-
vate Informationen wie verifizier-
te E-Mailadressen, komplette Be-
nutzernamen oder gar Informatio-
nen zu psychischen Krankheiten
enthielten.

Forschungsergebnisse

„Aufgrund rechtlicher Ein-
schränkungen und der großen
Menge verdächtiger Apps konn-
ten wir nur eine kleine Anzahl de-
tailliert untersuchen“, erklärt
Prof. Eric Bodden. „Allerdings
zeigen unsere Forschungsergeb-
nisse und die Problematik an sich,
dass eine große Menge App-be-
zogener Informationen von Iden-
titätsdiebstahl und Manipulation
bedroht ist.“

Als die Wissenschaftler das
Problem entdeckten, informierten
sie umgehend die Cloud-Anbieter
sowie das Bundesamt für Sicher-
heit in der Informationstechnik
(BSI). „Mit der Hilfe von Amazon
und Facebook informierten wir
ebenfalls die Entwickler der be-
troffenen Apps, denn sie sind die-
jenigen, die aktiv werden müssen.
Sie dürfen die Gefahr nicht unter-
schätzen.“, sagt Bodden.
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Die zehn größten Gefahren
im Internet

Trojaner und Würmer sind aktuell die stärkste Bedrohung
Vorsicht auch vor webbasierten Angriffen, Spam und Phishing

Schadsoftware in Form von Trojanern und Würmern ist der-
zeit die größte Gefahr im Internet. Das berichtet der Digital-
verband BITKOM. Trojaner führen auf befallenen Geräten
unbemerkt gefährliche Aktionen aus, während sich Würmer
selbst über das Internet verbreiten und infizierte Rechner be-
schädigen. „Jeden Tag tauchen rund 350.000 neue Varianten
von Schadsoftware im Internet auf“, sagt BITKOM-Präsi-
dent Prof. Dieter Kempf. „Nutzer müssen sich und ihre Daten
vor kriminellen Hackern und neugierigen Geheimdiensten
schützen.“ 

Auf dem zweiten Platz im
Ranking der größten Gefahren
im Internet liegen Attacken
durch webbasierte Software,
auch bekannt als „Drive-By-
Downloads“. Oft reicht der Be-

such einer infizierten Website,
um sich unbemerkt Schadsoft-
ware herunterzuladen. Als wei-
tere Gefahren folgen manipu-
lierte Smartphone-Apps, mas-
senhaft ferngesteuerte Compu-

ter (Botnetze), infizierte E-
Mails (Spam) und das Abgrei-
fen sensibler Zugangsdaten
(Phishing). Grundlage der An-
gaben ist ein aktueller Bericht
der European Network and
Information Security Agency.
BITKOM erläutert die größten
Bedrohungen und erklärt, wie
sich Nutzer schützen können.

Schadsoftware: 
Trojaner und Würmer

Sie existieren bereits seit
Jahrzehnten und sind trotzdem
immer noch die größte Cyber-
Bedrohung: Würmer und Troja-
ner. Die Klassiker unter den IT-
Schädlingen nisten sich unbe-
merkt in Computersysteme ein.
Von dort aus übertragen sie
dann sensible Daten wie Pass-
wörter oder versenden wieder-
um infizierte E-Mails. Jeden
Tag tauchen im Internet rund
350.000 neue Formen der
Schädlinge auf. Schützen kann
man sich dagegen durch aktuel-
le Versionen der Anti-Viren-
Programme. Trotzdem bleibt
nach aktuellen Erkenntnissen
etwa die Hälfte aller Infektionen
unentdeckt. Experten raten da-
her insbesondere professionel-
len Anwendern in Unternehmen
und anderen Organisationen,
die Abwehrmaßnahmen über
die Endgeräte hinaus auf die
Netzwerkarchitektur auszuwei-
ten. Maßnahmen zur Früher-
kennung von erfolgreichen An-
griffen sowie Strategien zur Wie-
derherstellung des Geschäfts-
betriebs ergänzen diese rein
präventiven Maßnahmen. 

Schäden durch
webbasierte Schadsoftware

Nichtsahnend lädt sich der
Benutzer beim Besuch einer
manipulierten Internetseite eine
Schadsoftware herunter. Dann
öffnen Sicherheitslücken in den
häufig veralteten Zusatzpro-
grammen der Browser (Plug-
Ins) den Schädlingen Tür und
Tor. Allein im vergangenen Jahr
haben Experten mehr als 145
Millionen Internetadressen
identifiziert, über die Schadsoft-

ware heruntergeladen werden
konnte. Diese heimlichen 
Downloads, auch „Drive-by-
Downloads“ genannt, gehören
aktuell zu den größten IT-Bedro-
hungen, da sich die Viren rasant
verbreiten. Um sich vor der
Schadsoftware zu schützen, soll-
ten Nutzer stets die aktuellste
Version ihrer Plug-Ins (Flash, Ja-
va, Acrobat Reader u.a.) ver-
wenden.

Infizierte Websites
und mobile Apps

Cyberkriminelle fügen auf
Webseiten bestimmte Codes
ein, die das Aussehen der Ho-
mepage verändern können. Die-
ser Vorgang, auch als „SQL-
Injection“ bekannt, ermöglicht
das Ausspähen sensibler Login-
Daten von diesen Seiten. Be-
troffen von solchen Angriffen
sind aber auch Apps für Smart-
phones und Tablets. Am Com-
puter hilft zum Schutz, Ja-
vascript oder Flash zu deakti-
vieren. Außerdem wird empfoh-
len, mobile Anwendungen nur
aus den offiziellen App-Stores
herunterzuladen, da diese auf
Schadsoftware geprüft sind.

Botnetze

Botnetze sind Netzwerke, die
aus mehreren Computern beste-
hen und von einem Botmaster
kontrolliert werden. Botmaster
können Passwörter oder andere
persönliche Daten ausspähen,
das Netzwerk für den automati-
schen Versand gefährlicher
Spam- oder Phishing-Mails ver-
wenden oder damit einen kol-
lektiven Angriff auf ein IT-Sy-
stem starten (siehe nächsten
Punkt). 

Nachdem zuletzt einige große
Botnetze zerschlagen werden
konnten, verändern die Betrei-
ber ihre Strategie. Neben Com-
putern integrieren sie zuneh-
mend Smartphones, Webserver,
Router oder andere vernetzte
Geräte im Internet of Things in
die Botnetze. Nutzer sollten
zum Schutz aktuelle Software
und die neuesten Virenscanner
inklusive Firewall verwenden.
Weitere Infos unter www.bot-
frei.de. 

Denial-of-Service-Attacken

Bei Denial-of-Service-Attacken
(Angriffe zur Blockierung eines
Dienstes) geht es darum, einen
Webserver oder einen Internet-
dienst so auszulasten, so dass er

im Internet nicht mehr erreichbar
ist. Um das zu erreichen, werden
massenhaft Datenpakete an den
entsprechenden Server geschickt.
Diese Angriffe können einzelne
Rechner oder Botnetze aus-
führen.

Die Attacken werden immer
unvorhersehbarer und effizien-
ter, weil sie an unterschiedlich-
sten Stellen der IT-Infrastruktur
ansetzen und sowohl die Zahl
als auch die Leistungsfähigkeit
der Botnetze steigt. Denial-of-
Service-Angriffe werden mit-
unter auch als Ablenkungs-
manöver eingesetzt, um gleich-
zeitig Schadsoftware zu akti-
vieren und zum Beispiel sensi-
ble Daten oder geistiges Eigen-
tum zu stehlen. 

Spam

Drei von vier E-Mails sind
unerwünscht. Zwar ist Spam
zahlenmäßig rückläufig, trotz-
dem bleibt es eine der größten
Gefahren im Internet. Oft ver-
birgt sich hinter scheinbar seriö-
sen E-Mails mit Rechnungen
oder Informationen zu Online-
Bestellungen eine infizierte Da-
tei oder ein Download-Link für
gefährliche Schadsoftware. Die
meisten Internet-Provider haben
zwar Spam-Filter eingerichtet,
die potenziell gefährliche E-
Mails aussortieren. 

Internetnutzer sollten den-
noch vorsichtig sein und weder
auf Anhänge noch auf Links in
E-Mails unbekannter Herkunft
klicken. Neuestes Phänomen ist
Social Media Spam, das über
soziale Netzwerke, Apps oder
Kurznachrichtendienste ver-
breitet wird.

Phishing 

Möglichst viele sensible Da-
ten in kurzer Zeit bekommen,
das Ziel steckt auch hinter Phis-
hing. Gefälschte Mails enthal-
ten Links zu Online-Händlern,
Bezahldiensten, Paketdiensten
oder sozialen Netzwerken. Dort
geben die Opfer dann nichtsah-
nend ihre persönlichen Daten
Preis. Häufig holt sich aber
auch ein unerkannter Trojaner
die vertraulichen Informatio-
nen. Vor allem wollen Cyberkri-
minelle so an die Identität der
Opfer in Kombination mit den
zugehörigen Zugangsdaten zu
Online-Banking oder anderen
Diensten kommen. 

Oberstes Gebot: den gesun-
den Menschenverstand nutzen.
Banken und andere Unterneh-

men bitten ihre Kunden nie per
E-Mail, vertrauliche Daten im
Netz einzugeben. Diese Mails
am besten sofort löschen. Das
Gleiche gilt für E-Mails mit un-
bekanntem Dateianhang oder
verdächtigen Anfragen in so-
zialen Netzwerken. Auch bei
scheinbar bekannten Absen-
dern sollten die Empfänger den
Inhalt kritisch hinterfragen.
Hinweise sind logische Schwä-
chen, zum Beispiel eine allge-
meine Anrede oder Verweise
auf eine nicht getätigte Bestel-
lung.

Viren-Baukästen

Viren-Baukästen (Exploit Kits)
sind Programme, die die Ent-
wicklung individueller Schad-
software ermöglichen und Cy-
berangriffe praktisch automati-
sieren. Die Programme können
Drive-by-Downloads initiieren
und nutzen eine Vielzahl weite-
rer Verbreitungswege, um Com-
puter zu infizieren. Typisch für
Viren-Baukästen ist ihre einfa-
che Handhabung, die sie auch
für technische Laien benutz-
bar macht.

Physischer Verlust

Genauso gefährlich wie An-
griffe auf IT-Systeme ist der
Verlust von Datenträgern. Ent-
weder werden Notebooks, Ta-
blets oder Smartphones gestoh-
len oder ihre Besitzer verlieren
sie versehentlich. Vor allem auf
Reisen kommen immer wieder
Geräte abhanden und nur ein
Teil findet sich wieder an. Der
Zugang zu den Geräten sollte
durch sichere Passwörter ge-
schützt und sensible Daten
sollten verschlüsselt werden.
Zudem können Inhalte mit ent-
sprechenden Tools auch aus
der Ferne gelöscht werden, so-
fern das Gerät online ist. 

Datenverlust 

Wichtigste Folge von Cyber-
angriffen ist der Verlust sensi-
bler Daten. Neben großen Un-
ternehmen waren davon zuletzt
auch Prominente betroffen.
Ganz egal, wie die Informatio-
nen abhandengekommen sind,
die Folgen können verhee-
rend sein. So können Kreditkar-
tendaten missbraucht, beim On-
line-Banking Überweisungen
getätigt oder der Besitzer der
Daten mit einer Veröffentli-
chung sensibler Informationen
erpresst werden.

Vorsicht beim Eingang
digitaler Rechnungen

Elektronische Rechnungen werden in der breiten Wirtschaft
zur Selbstverständlichkeit. Neben dem Rechnungsaussteller
müssen auch die Rechnungsempfänger strenge Regeln einhal-
ten. Nachfolgend häufige Fehler und wie man sie vermeidet.

Immer mehr kleine und mitt-
lere Firmen empfangen Rechnun-
gen auf elektronischem Wege.
Während Rechnungsaussteller vor
Start des sogenannten „E-Invoi-
cing“ eingehende Vorbereitungen
treffen müssen, flattern digitale
Abrechnungen Empfängern zum
Teil unvermittelt ins Haus. Der
Empfang elektronischer Abrech-
nungsdokumente birgt einige steu-
erliche Fallstricke, warnt die Wirt-
schaftskanzlei WWS in Mön-
chengladbach. Unternehmen soll-
ten jetzt die Handhabung digitaler
Rechnungen überprüfen und Feh-
lerquellen systematisch beseitigen.
Ansonsten drohen hohe Steuer-
nachzahlungen oder Bußgelder.

Sinnvolle Checklisten

„Empfänger elektronischer
Rechnungen sollten die steuerli-
chen Pflichten keinesfalls unter-
schätzen“, warnt Torsten Lam-
bertz, Steuerberater bei der WWS.
Grundsätzlich müssen digitale
Rechnungen die gleichen forma-
len Rechnungskriterien erfüllen
wie Papierrechnungen. Leicht
werden bei der Belegprüfung am
Bildschirm Fehler übersehen.
Daher sollten Unternehmen 
den für die Rechnungsprüfung
verantwortlichen Mitarbeitern
Checklisten an die Hand geben,
mit denen sie die formale und
inhaltliche Richtigkeit lücken-
los prüfen können. 

Darüber hinaus müssen Rech-
nungsempfänger die Echtheit der
Herkunft und die Unversehrtheit
des Dokuments sicherstellen. Dies
kann eine elektronische Signatur
oder die Übermittlung per Electro-
nic Data Interchange (EDI)-Ver-
fahren automatisch gewährleisten.
Andernfalls müssen Unternehmen
dies mit firmenindividuellen Kon-
trollverfahren prüfen.

Neben der Rechnungskontrolle
erfordert auch die Archivierung di-
gitaler Rechnungen erhöhte Auf-
merksamkeit. „Der Ausdruck ei-
nes digitalen Dokuments auf Pa-
pier und die anschließende Be-
legablage reichen aus Sicht der Fi-
nanzverwaltung für Archivie-
rungszwecke nicht aus“, betont
WWS-Steuerberater Lambertz.
„Eine elektronische Rechnung
muss grundsätzlich in dem Daten-
format aufbewahrt werden und je-
derzeit lesbar sein, in dem sie emp-
fangen wurde.“ Die Folge: Unter-
nehmen müssen auch die Soft-
wareprogramme zur Anzeige und
Auswertung der Dateien während
der gesetzlichen Aufbewahrungs-
pflicht von zehn Jahren vorhalten.
Andernfalls kann es spätestens bei
einer Betriebsprüfung zu bösen
Überraschungen kommen.

Viele Rechnungssteller versen-
den Abrechnungen per E-Mail.

Bisweilen enthält auch die E-Mail
steuerrelevante Daten wie etwa ei-
nen Hinweis auf Skonto. Dann
müssen Rechnungsempfänger
nicht nur die digitale Rechnung,
sondern auch die E-Mail mit allen
Anhängen und Verknüpfungen
aufbewahren. „Verstöße gegen die
Aufbewahrungsvorschriften gel-
ten als Ordnungswidrigkeit“,
warnt WWS-Experte Lambertz.
„Bei nachlässiger Handhabung ist
der Vorsteuerabzug gefährdet. Zu-
dem können die Finanzbehörden
Geldbußen von bis zu 5.000 Euro
verhängen.“

Auch für die Bearbeitung einge-
hender digitaler Rechnungen ma-
chen die Finanzbehörden strenge
Vorgaben. Das Anbringen von In-
formationen wie Buchungsver-
merken, Indexierungen oder Bar-
codes darf keinen Einfluss auf die
Lesbarkeit des Originalzustands
haben. Unternehmen müssen alle
elektronischen Bearbeitungsvor-
gänge protokollieren und zusam-
men mit dem digitalen Dokument
abspeichern. Nur so ist die Nach-
vollziehbarkeit und Prüfbarkeit
des Originals und seiner Ergän-
zungen gewährleistet.

Einverständnis nötig

Unternehmen müssen elektroni-
sche Rechnungen nicht zwangs-
läufig dulden. Der Rechnungsaus-
steller muss vorab das Einver-
ständnis des Empfängers einho-
len. Doch Vorsicht: „Eine Zu-
stimmung kann auch durch die
Anerkennung der Allgemeinen
Geschäftsbedingungen erfolgen,
die den Versand digitaler Rech-
nungen einschließt“, sagt WWS-
Berater Lambertz. „So lange die
Einhaltung aller steuerlichen Vor-
gaben nicht gewährleistet ist,
sollten Unternehmen sicherheits-
halber auf Papierrechnungen be-
stehen.“

Richtig eingesetzt bieten digita-
le Rechnungen Vorteile für alle
Beteiligten. Rechnungsteller spa-
ren Kosten für Papier, Druck und
Porto und beschleunigen die Zu-
stellung, was sich positiv auf die
Liquidität auswirkt. Rechnungs-
empfänger müssen eingehende di-
gitale Rechnungen nicht einscan-
nen und können Belege räumlich
und zeitlich unabhängig zur weite-
ren Bearbeitung zugänglich ma-
chen. Unternehmen ohne elektro-
nischen Rechnungsaustausch soll-
ten jetzt prüfen, wann es sinnvoll
ist, das Thema E-Invoicing syste-
matisch anzugehen. Firmen soll-
ten frühzeitig mit ihrem steuerli-
chen Berater klären, welche
Verfahrensweisen sinnvoll und
praktikabel sind.
Quelle: WWS Wirtz, Walter,
Schmitz GmbH, www.wws-
gruppe.de
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13. Deutscher Schlauchlinertag in Pforzheim:

Erfolgreiche Veranstaltung
mit neuen Akzenten

Im CongressCentrum Pforzheim hat der 13. Deutsche Schlauchli-
nertag stattgefunden. Der eintägige Kongress genießt seit vielen
Jahren einen hervorragenden Ruf als bundesweit einzige Veran-
staltung, die sich ausdrücklich mit dem Produkt Schlauchliner, dem
aktuellen Stand der Technik sowie der derzeitigen Marktsituation
auseinandersetzt. Dass Bedarf für den jährlich stattfindenden
Branchentreff besteht, machte das erneut große Publikumsinteres-
se deutlich. Rund 500 Fachleute suchten in Pforzheim den Dialog
mit Herstellern und Anwendern. 

Dabei lässt die Diskussion stets
auch Raum für kritische Töne, und
genau das macht den Wert des
Schlauchlinertages aus: Wenn sich
Hersteller und Anwender kritisch
und offen mit Produkt und Tech-
nik auseinandersetzen und die
Technologie ebenso weiterent-
wickeln wie die normativen Rah-
menbedingungen, hat dies ent-
scheidenden Anteil daran, dass
sich das Verfahren im Laufe von
40 Jahren bei Auftraggebern,
Netzbetreibern und Planern als
technisch ausgereifte und wirt-
schaftliche Kanalsanierungslö-
sung etablieren konnte. Die Dis-
kussion über das Verfahren immer
wieder aufs Neue anregen, zur
Auseinandersetzung auffordern,
Entwicklungspotenzial aufzeigen
– darin liegen die besonderen Stär-
ken des Impulsgebers Schlauchli-
nertag. 

Hauptprogramm

Das in vier Blöcke gegliederte
Hauptprogramm der 13. Auflage
des Branchentreffs machte die
enorme Bandbreite des Themen-
spektrums deutlich, die von politi-
schen und rechtlichen Inhalten
über Aspekte der Qualitätssiche-
rung bis hin zu technischen Fra-
gestellungen reicht. Mit einer neu
ins Programm aufgenommenen
Ergänzung ist es den Veranstaltern
in diesem Jahr zudem gelungen,
den traditionell starken Praxisbe-
zug des Schlauchlinertags auf ein
neues Niveau zu heben: die mode-
rierten Außenvorführungen erwie-
sen sich als regelrechter Publi-
kumsmagnet. 

Großen Zulauf verbuchte auch
das für erstmalige Besucher der
Veranstaltung konzipierte Ein-
steigerforum, das Grundlagen
über das Verfahren vermittelte, bei
dem flexible, mit Reaktionsharzen
getränkte Schlauchträger in eine
zu sanierende Haltung eingebracht
und mit Warmwasser-, UV- Licht-
oder Dampf ausgehärtet werden.
Abgerundet wurde die Veranstal-
tung durch das Firmenforum der
Sponsoren und die begleitende
Fachausstellung, welche Herstel-
ler und Anwender erneut als Mög-
lichkeit zum intensiven Austausch
nutzten. Geballtes Know-how,
zielgruppengerechte Vermittlung,
hoher Praxisbezug und kritische
Auseinandersetzung auf Augen-
höhe – ein erfolgreiches Rezept,
das in Pforzheim erneut aufging
und der Diskussion über ein be-
währtes Verfahren neue Impulse
verlieh.

Auseinandersetzung
auf Augenhöhe

Der Zustand des deutschen Ka-
nalnetzes gibt nach wie vor Anlass
zur Sorge. Renommierte Untersu-
chungen und Umfrageergebnisse
belegen dies zweifelsfrei: Mit die-
sem Statement eröffnete Dr.-Ing.
Igor Borovsky, Vorsitzender der
Technischen Akademie Hannover,
die Veranstaltung. Die gute Nach-
richt: Das Schlauchlinerverfahren
hat seinen Markt gefunden und
sich im Laufe der Jahre einen
Standard erreicht, der Produkte
und Verfahren bietet, welche die
im Regelwerk definierten Rah-
menbedingungen erfüllen. Dies
habe dazu geführt, dass die
Schlauchlinertechnologie im Be-
reich der grabenlosen Sanierungen
„zwar nicht das Allheilmittel“ sei,
aber doch zu den am häufigsten

angewandten zähle. Zur Weiter-
entwicklung des Verfahrens beizu-
tragen ist eines der zentralen An-
liegen, mit denen der Schlauchli-
nertag vor 13 Jahren aus der Taufe
gehoben wurde – mit dieser Mei-
nung befindet sich Borovsky mit
Dipl.-Ing. Franz Hoppe, dem In-
itiator des Schlauchlinertages, im
Schulterschluss. Dazu gehört,
nicht nur über Fortschritte zu be-
richten, sondern auch den Finger
in offene Wunden zu legen: „Wir
packen auch unangenehme The-
men an“, so Borovsky, „denn wir

ren Abwasserkanäle durch geeig-
nete wirtschaftliche Maßnahmen
zu verlängern – das rechnet sich.
Das Schlauchliningverfahren, das
vor Jahrzehnten seinen Siegeszug
angetreten hat, ist eine solche
Maßnahme,“ resümierte Hoppe. 

Was bringt die Zukunft?

Einen klar erkennbaren Trend
zur Stadtnähe und eine daraus re-
sultierende Vergrößerung von hie-
sigen Metropolen und deren
Randbereichen prognostizier-
te Prof. Dr. Michael Schrecken-
berg, der an der Universität Duis-
burg-Essen zur Physik von Trans-
port und Verkehr forscht, in 
seinem Vortrag über zukünfti-
ge Infrastrukturerfordernisse in
Deutschland. In seiner zwar „bran-
chenfremden“ Bestandaufnahme,
mit der Schreckenberg den ersten

Ausschreibung und
ganzheitliche Sanierung

Um den Komplex „Ausschrei-
bung und ganzheitliche Sanie-
rung“ ging es in Themenblock II.
Rechtsanwalt Carsten Schmidt,
LL.M, CLP Rechtsanwälte, be-
schäftigte sich mit dem Aspekt der
Rechtssicherheit. „Der Wunsch
des Auftraggebers nach weitrei-
chenden Gestaltungsmöglichkei-
ten und das Vergaberecht sind
nicht unbedingt immer kompati-
bel“, so Schmidts Fazit. Vor je-
der Entscheidung im Verfahren 
gelte es, allgemeine Verfahrens-
grundsätze aufzurufen und auszu-
loten, an welchen Stellen im Ver-
fahren Gestaltungsspielräume ein-
geschränkt oder gar ausgeschlos-
sen sind.

Mit den Auswirkungen der Aus-
schreibung auf die Kalkulation
setzte sich Dipl.-Ing. (FH), Oliver
Timm, PT&P Planungsbüro Timm
+ Partner, auseinander. Oft seien
Ausschreibungsunterlagen unvoll-
ständig und nicht regelwerkskon-
form, so der Redner. Die Bandbrei-
te von Fehlern sei groß und reiche
von Planungen auf Basis veralteter
und/oder unvollständiger Bestands-
daten, fehlerhaften Mengenermitt-
lungen, Planung ungeeigneter Tech-
nik sowie unvollständigen bzw. wi-
dersprüchlichen Leistungsbeschrei-
bungen bis hin zu vergessenen Lei-
stungen und AGB-widrigen Ver-
tragsbedingungen; im Schlauchli-
ning seien vor allem die vor- und
nachbereitenden Arbeiten sowie
die Peripherieleistungen Verkehrs-
und Abwasserlenkung anfällig für
Nachträge. 

Timm gab Empfehlungen zu
Aufbau und Inhalt eines Lei-

Die moderierten Außenvorführungen boten „Schlauchliner-
technik zum Anfassen“. Bild: TAH

stungsverzeichnisses und schlug
eine Struktur für den Aufbau von
VOB-konformen Leistungsver-
zeichnistexten vor. Die einst kri-
tisierte Regelwerksvielfalt, so
Timm, gehöre immerhin inzwi-
schen der Vergangenheit an; die
Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen (ATV) der
VOB, Teil C, und die Zusätzlichen
Technischen Vertragsbedingungen
(ZTV) seien „zumindest für das
deutsche Renovierungsflaggschiff
Schlauchlining schon mal ge-
klärt“.

Qualitätssicherung – 
auch eine Kostenfrage 

Auf den Umgang mit Falten
und anderen Mängeln konzentrier-
te sich Dipl.-Ing. Markus Maletz,
TÜV Rheinland Industrie-Service
GmbH, im ersten Beitrag von
Themenblock III „Qualitätssiche-
rung und Beispiele“. Maletz schil-
derte den aktuellen Stand der Nor-
mung, gab einen Überblick über
sonstige Regelwerke und erörterte
die Qualitätssicherung in der prak-
tischen Anwendung sowie die Be-
handlung von Abweichungen.
Maletz’ Resümee: Der Qualitäts-
standard in Deutschland sei hoch,
Probenahmen durch Prüflabore
würden das bestätigen. Damit das
so bleibe, dürfe der Verfall der Li-
ner-Preise aber nicht weiter fort-
schreiten – auch hier müsse der
billigste Anbieter eben nicht der
beste sein. 

Block IV des Hauptprogramms
stand ganz im Zeichen konkreter
Fallbeispiele. „Jede Baumaßnah-
me ist auch ein Lernprozess“, so
die Quintessenz von Dipl.-Ing.
Roland Wacker, Ingenieurbüro

Wacker, der anhand einer Sanie-
rung eines Sammlers DN 1200
mit Schlauchliner vor Augen führ-
te, wo in der Praxis Fallstricke lie-
gen. So wiesen z. B. gerade ältere,
nicht mit heutigen Techniken ver-
legte Kanäle größerer Nennweite
oft Bögen auf, die bei einer opti-
schen Inspektion nicht auffallen.
Um negative Effekte auf Abwick-
lung und Kosten zu vermeiden,
empfehle sich die exakte Vermes-
sung von Länge und Umfang. Ei-
ne Maßnahme an einer Haltung in
einer solchen Dimension erfordere
deshalb eine sehr detaillierte Pla-
nung mit Berücksichtigung der be-
sonderen spezifischen Randbedin-
gungen, da jede Abweichung von
den idealen Randbedingungen ei-
ne großen Einfluss auf die Ab-
wicklung der Maßnahme und so-
mit auf die Kosten habe, lautete
sein Fazit.

Als anspruchsvolles Unterfan-
gen erwies sich auch die von Hel-
mut Wanninger, Geschäftsführer,
BR Betriebsgesellschaft mbH und
Dipl.-Ing. (FH) Michael Eff, Ing.-
Büro Völker & Partner GbR, ge-
schilderte Sanierung eines Entla-
stungssammlers im Bereich der
Stadt Roding. Im Zuge des Ein-
baus stellte sich heraus, dass sich
der Liner nicht komplett an das
Altrohr angelegt hatte und der
hierdurch entstandene Hohlraum
nachträglich verdämmt werden
musste. Auch die abschließende
Dichtigkeitsprüfungen gestalte-
ten sich knifflig: Anfänglich ein-
gesetzte Absperrblasen in DN
1.400 erwiesen sich als zu klein,
nach Platzen einer Blase und
Scheitern der Prüfung wurden
Blasen DN 1.600 mit Erfolg ein-
gesetzt.

wollen die kritische Auseinander-
setzung – genau das zeichnet den
Schlauchlinertag aus“. Aus dieser
Einstellung habe sich ein Konzept
entwickelt, das für positive Reso-
nanz sorge – nicht nur bei den Teil-
nehmern, sondern auch bei den
Sponsoren und den am Rahmen-
programm beteiligten Unterneh-
men, ohne die eine Veranstaltung
wie der Schlauchlinertag nicht
durchführbar sei und denen der
Redner für ihr fortgesetztes Enga-
gement ebenso Dank aussprach
wie den Referenten und Impulsge-
ber Hoppe. 

Aus den Augen, 
aus dem Sinn

Der Schlauchlinertag ist die ge-
eignete Plattform, um den für die
Lösung von Problemen erforderli-
chen Druck aufzubauen, ist sich
Dipl.-Ing. Franz Hoppe sicher.
Dass dieser Druck nötig ist, mach-
te Hoppe in seiner thematischen
Einleitung deutlich: „Wir haben
etwas voranzutreiben“, so Hoppe,
„alle reden über kaputte Straßen,
zu sanierende Brücken oder die
Weiterentwicklung der Fahrzeug-
technik – nur nicht über die Kana-
lisation“. Dabei sei ein funktionie-
rendes Abwassernetz die Grundla-
ge unserer Gesellschaft und ihrer
Zukunft. 

Aufgrund mangelnder Sichtbar-
keit der Kanalinfrastruktur werde
die wichtige Rolle leider oft ver-
gessen, welche diese bei der Ein-
dämmung von Seuchen und
Krankheiten gespielt habe und
nach wie vor spiele. Die in der Zeit
zwischen 1842 und 1910 erbauten
Abwässerkanäle von Hamburg –
sie bilden das deutschlandweit er-
ste zusammenhängende Kanalnetz
überhaupt und das älteste Bau-
werk seiner Art auf dem europäi-
schen Kontinent – sind, wenn
auch überwiegend saniert oder re-
noviert, noch heute das Rückgrat
der innerstädtischen Kanalisation.
„Wir müssen verfügbare Ressour-
cen nutzen, um die wertvolle un-
terirdische Infrastruktur zu erhal-
ten. Die Lebenserwartung der teu-

Themenblock „Allgemeines“
eröffnete, wurden dennoch Paral-
lelen zwischen überirdischer und
unterirdischer Infrastruktur deut-
lich. Deutschland sei ein „Labor
der Zukunft“, die interessanteste
Frage sei für ihn derzeit, wie sich
Mobilität zukünftig entwickele:
„Werden wir irgendwann an nur
einem Ort wohnen und arbeiten,
dabei aber komplett vernetzt sein
und das Haus nicht mehr verlassen
müssen?“ Junge Menschen von
heute schienen diese Option zu be-
vorzugen – ein Zukunftsentwurf,
der weitreichende Auswirkungen
auf die gesamte Infrastruktur unse-
res Landes hätte. 

Stand der Dinge

Im Anschluss machte Dipl.-Ing.
Ulrich Winkler, RSV Rohrlei-
tungsbauverband e. V., die Bedeu-
tung des Schlauchlinerverfahrens
und die derzeitige Situation im
Markt anhand von Zahlen deut-
lich: 136 Unternehmen mit einem
Gütezeichen der Gütegemein-
schaft Güteschutz Kanalbau set-
zen 21 unterschiedliche Schlauch-
liner-Systeme ein, davon 17 in
Hauptkanälen > DN 200. Zu be-
obachten sei ein Trend zum Ein-
satz in größeren Nennweitenberei-
chen sowie zu lichtaushärtenden
Systemen, generell setze sich der
Wachstumstrend der Vorjahre fort.
2014 seien bundesweit 1.355 km
Schlauchliner > DN 200 eingebaut
worden, mit einem Anteil von 896
km bzw. 66% hätten lichthärtende
Verfahren dabei vor warmwasser-
härtenden Verfahren (459 km bzw.
34%) rangiert. Bisher keine Rolle
spielt die Lichthärtung hingegen in
der Grundstücksentwässerung und
im Hausanschlussbereich – aber
auch das, so Winkler, könne sich
zukünftig ändern. Denkbar er-
scheinen lasse das ein kürzlich
vorgestelltes System, das die UV-
Licht-Aushärtung bogengängiger
Nadelfilzliner mittels miniaturi-
sierter Lampeneinheiten gestattet:
„Gut vorstellbar, dass das einen In-
novationsschub im Linermarkt <
DN 200 auslöst“, so der Redner. 

Wasserversorgung Fränkischer Wirtschaftsraum (WFW):

Erforderliche Dauerdesinfektion 
Über den Wasserversorger WFW werden 1,2 Millionen Menschen
von Marxheim (Landkreis Donau-Ries) bis in den Großraum
Nürnberg und darüber hinaus nach Unterfranken und Oberfran-
ken mit Trinkwasser aus 3 Brunnen bei Genderkingen im Land-
kreis Donau-Ries versorgt. Jahrelang fand schon früher zur Vor-
beugung möglicher Verkeimungen eine Transportchlorung des
Trinkwassers statt. 

Wegen Widerständen in der Be-
völkerung gegen eine Dauer-
chlorung (vorwiegend im Nürn-
berger Raum, aber auch in Marx-
heim) wurde im Jahr 2011 vom
Fränkischen Wasserversorger der
Wunsch geäußert, auf die Desin-
fektionsmaßnahmen zu verzich-
ten. In enger Abstimmung mit
dem Gesundheitsamt wurde dar-
aufhin die Chlorung eingestellt.
Ergebnisse umfangreicher Was-
serbeprobungen ließen diese Vor-
gehensweise unter engmaschiger
Überprüfung des Trinkwassers zu;
es kam im Brunnenbereich nur zu
gelegentlichen geringen und tole-
rablen Verkeimungen mit erhöh-
ten Koloniezahlen oder colifor-
men Keimen, die durch umgehen-
de Kontrolluntersuchungen aber
nie bestätigt wurden. 

Schlechter Zustand

Im Verlauf der nächsten Jahre
traten entlang der Wasserleitung in
den Räumen Pleinfeld und Schwa-
bach/Nürnberg mehrere Befund-
verschlechterungen auf, die zwi-
schenzeitlich Sanierungsmaßnah-
men in den dortigen Hochbehältern
erforderlich machten. 

In diesem Rahmen wurde jetzt
auch das Brunnengebiet in Gen-
derkingen mit Fachpersonal 
des Bayerischen Landesuntersu-
chungsamtes (LGL) überprüft.
Die Untersuchungen ergaben, dass
der Bereich der 3 Brunnenfassun-
gen in Genderkingen durch Ober-
flächenwasser (z.B. bei Starkre-
genfällen oder Überschwemmun-
gen) und Uferfiltrate von Donau
und Lech negativ beeinflusst wird.
Vom LGL wird deshalb eine Dau-
erdesinfizierung des Trinkwassers
für notwendig erachtet, die zu-
künftig mit Chlordioxid statt wie
bisher mit Chlorbleichlauge erfol-
gen soll. 

Hierdurch sind für die Bevöl-
kerung geringere Geruchsbeein-

trächtigungen als bisher und weni-
ger Chlor-Nebenprodukte (z.B.
Chloramine und Trihalogenmet-
han) zu erwarten. Die Notwendig-
keit eventuell weiterer zusätzlicher
Maßnahmen wie z.B. Veränderun-
gen im Baumbewuchs entlang der
Brunnenrohre in den letzten 40
Jahren wird durch ein vom WfW
in Auftrag gegebenes externes

Gutachten sowie durch die Beur-
teilung vom LGL und dem Lan-
desamt für Umwelt (LfU) zusätz-
lich überprüft. Da es sich um ein
großflächiges Naherholungsgebiet
in naturbelassener Auwaldregion
mit hohem Erholungswert handelt,
sollen mögliche Eingriffe in den
Bewuchs so gering wie möglich
und in Abstimmung mit der Natur-
schutzbehörde erfolgen. 

Im Vordergrund steht die Si-
cherheit der Bevölkerung, sodass
nach einer Güterabwägung auf
die künftige Dauerchlorung des
Trinkwassers nicht verzichtet
werden kann.

Ausstellungseröffnung am Bauernhofmuseum Jexhof:

„Die Amper. 
Geschichte(n) eines Flusses“

Der Jexhof, das Bauernhofmuseum des Landkreises Fürs-
tenfeldbruck bei Schöngeising, zeigt noch bis 31. Oktober
2015 die Hauptausstellung „Die Amper. Geschichte(n) ei-
nes Flusses. I: Vom Ammersee bis Olching“.

Einst ein mächtiger Schmelzwasser-Fluss, ist die Amper im-
mer noch die Gewässer-Dominante der Landkreise Fürsten-
feldbruck und Dachau, die zu Recht auch Amperland genannt
werden. Das Bauernhofmuseum Jexhof beschäftigt sich in der
geplanten Präsentation mit Geschichte und Gegenwart der
Amper.

Wo hat der Fluss seine Quelle? Wie wurde sein Lauf regu-
liert? Wo bricht er sich Bahn? Flussbegradigungen, Hochwas-
ser, aber auch Feuchtgebiete wie das Ampermoos sind zentra-
le Aspekte der Ausstellung. 

Die Amper liefert wichtige Antriebskraft für Elektrizitäts-
werke, Fabriken und Mühlen. Auch hier gilt es in der Ausstel-
lung, den Bogen von der Vergangenheit in die Gegenwart zu
schlagen.

Was die Wenigsten wissen: Nicht nur für die Flößerei war
die Amper eine wichtige Wasserstraße, sondern sogar für
Dampfschiffe wie die berühmte Mooskuh.

Die geplante Präsentation ist Teil des Ausstellungsprojektes
„Wasser“ der Arbeitsgemeinschaft „Landpartie – Museen rund
um München“. Das Bezirksmuseum Dachau behandelt dabei
den Amperlauf von Olching bis Moosburg.

Zur Ausstellung erscheint eine Publikation. Zahlreiche Ex-
kursionen, Lesungen und Vorträge begleiten die Ausstellung.

Die Ausstellung ist Dienstag bis Samstag von 13 bis 17 Uhr
(Montags Ruhetag, außer an Feiertagen) sowie Sonn- und Fei-
ertags von 11 bis 18 Uhr zu sehen.

Während der Öffnungszeiten sorgen die Wirtsleute mit Kaf-
fee und Kuchen, Getränken und kleinen warmen Speisen bzw.
Brotzeiten für das leibliche Wohl der Besucher.
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Daniel Korczinski, Bereichsleiter Süd und Technik, (1.v.l.) und
Jason Sharp, Vertrieb Anlagentechnik, (2.v.r.), stellten moder-
ne Reparaturverfahren von der DIRINGER & SCHEIDEL
ROHRSANIERUNG und Pipe-Robo-Tec vor.

Bild: DIRINGER & SCHEIDEL ROHRSANIERUNG

Produktneuheiten
zum Anfassen

DIRINGER & SCHEIDEL ROHRSANIERUNG
beim 4. Deutschen Reparaturtag

Am 11. Juni hat in der Stadthalle in Troisdorf der 4. Deutsche
Reparaturtag stattgefunden. Zu den Sponsoren der Veranstal-
tung zählte die DIRINGER & SCHEIDEL ROHRSANIE-
RUNG GmbH & Co. KG, die auf der begleitenden Fachaus-
stellung auf einem Gemeinschaftsstand mit der Pipe-Robo-Tec
GmbH & Co. KG Neuentwicklungen für den Bereich der gra-
benlosen Rohrsanierung präsentierte. Hierzu zählten unter an-
derem moderne Rohrinnendichtsysteme, mit denen ausgereifte
technische Lösungen für die Reparatur von Rohrleitungen
möglich sind.

Das Programm der in vier
Blöcke gegliederten Veranstal-
tung war breitgefächert. Der
Bogen, den die Redner in ihren
Vorträgen spannten, reichte von
Planung und Ausschreibung
über Bauteile und Verfahren bis
hin zu praktischen Erfahrungen
mit der Robotertechnik und de-
ren Grenzen; auch die Repara-
tur von Kanälen und Leitungen
sowie Fragen der Bauüberwa-
chung wurden thematisiert.

Geballtes 
Sanierungs-Know-how

Mit Blick auf diese Themen-
bereiche war die D&S Rohrsa-
nierung mit ihren Produkten
und Verfahren sowie ihrem
technischen Know-how zur
richtigen Zeit am richtigen Ort:
zum einen in ihrer Eigenschaft
als Sponsor der gutbesuchten
Veranstaltung, zum anderen mit
einem eigenen Ausstellungs-
stand im Rahmen der begleiten-
den Fachausstellung. 

Hier konnten sich die interes-

sierten Besucher über die Leis-
tungspalette der Rohrsanie-
rungsprofis von D&S ebenso
informieren wie über Produkte
der Pipe-Robo-Tec GmbH &
Co. KG, die wie die D&S Rohr-
sanierung zur DIRINGER &
SCHEIDEL Unternehmens-
gruppe gehört. 

In Troisdorf gezeigt wurden
unter anderem einige der in
jüngster Zeit im Bereich der
Rohrinnendichtsysteme neuent-
wickelten Produkte: Die Re-
dEx®-Innendichtmanschette
bietet eine ausgereifte techni-
sche Lösung für die Abdichtung
von Undichtigkeiten in begeh-
baren Rohrleitungen DN 800
bis DN 2400 und lässt sich zu-
dem als Linerendmanschette
DN 200 bis DN 1200 in Trink-
wassernetzen einsetzen. Die
ebenfalls neu entwickelte Pipe-
Seal-Edelstahlhülsentechnik
findet in nicht begehbaren Ab-
wasserrohrleitungen DN 200
bis DN 800 als Reparaturver-
fahren zur Abdichtung von Un-
dichtigkeiten Verwendung.

Im europäischen
Vergleich angemessen

Neue VEWA-Studie zu deutschen Wasser- 
und Abwasserpreisen

Was zahlen Verbraucher in Europa tatsächlich fürWasser und Ab-
wasser? Wie viel müssten die Haushalte in europäischen Ländern
darüber hinaus bezahlen, wenn die hohen Leistungs- und Qua-
litätsstandards wie in Deutschland auch in anderen EU-Mitglied-
staaten vollständig umgesetzt würden? Diese Fragen analysiert die
vom Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW)
in Auftrag gegebene dritte Auflage der Studie „VEWA - Vergleich
Europäischer Wasser- und Abwasserpreise“, die der Verband heu-
te veröffentlichte. 

Die Studie vergleicht die
Wasserversorgung und Abwas-
serentsorgung in den Ländern
Deutschland, England/Wales,
Frankreich, den Niederlanden,
Österreich und Polen und deckt
damit etwas mehr als die Hälfte
der Bevölkerung der EU-28 ab.
Dabei werden die Struktur der
Wasserwirtschaft, Infrastruktur
und Investitionen, Preise, Zu-
schüsse, Steuern und Abgaben
sowie Leistungs- und Qua-
litätsstandards verglichen, um
zu differenzierten Aussagen zu
gelangen, in welchem Umfang
Preise kostendeckend sind und
welches Leistungs- und Qua-
litätsniveau damit finanziert
wird.

Eindeutiges Ergebnis

„Das Ergebnis der VEWA-
Studie ist eindeutig: Bei Annah-
me eines ähnlichen, von der EU
vorgegebenen Qualitäts- und
Leistungsniveaus und gleichzei-
tiger Berücksichtigung aller
Steuern, Abgaben und Zu-
schüsse zahlen Verbraucher in
Deutschland pro Kopf und Jahr
gemessen am verfügbaren Ein-
kommen für ihre Wasserversor-
gung und Abwasserentsorgung
nicht mehr als Verbraucher in
England/Wales, Frankreich,
Österreich und den Niederlan-
den“, erläuterte Martin Weyand,
BDEW-Hauptgeschäftsführer
Wasser/Abwasser. 

Qualität 
und Kostendeckung

Die Studie trägt auch den eu-
ropäischen Vorgaben zur Trink-
wasserver- und Abwasserentsor-
gung Rechnung. Dabei handelt
es sich um Vorgaben zur Qualität
und zur Kostendeckung. Die
Mitgliedstaaten der EU sind zur
Umsetzung dieser europäischen
Richtlinien rechtlich verpflich-
tet. Dennoch werden sie in vie-
len Ländern nur teilweise in na-
tionales Recht übertragen. In
diesen Fällen bleiben die erfor-
derlichen Investitionen in die
wasserwirtschaftliche Infrastruk-
tur teilweise aus und fließen folg-
lich auch nicht als Kostenbe-
standteil in die Rechnungen der
Verbraucher ein. Die VEWA-

Studie ermittelt, wie sich eine
vollständige Umsetzung dieser
Vorgaben auf die Kosten der
Verbraucher auswirken würden
– exemplarisch dargestellt an-
hand der ausgewählten Ver-
gleichsländer. 

Konkret berücksichtigt die
Untersuchung in ihrem Preis-
modell die Qualität der Ver- und
Entsorgung in den sechs Län-
dern anhand der Parameter
„Erneuerungsinvestitionen und
Instandhaltungsaufwendungen
für das Rohrnetz“ sowie den
Anschlussgrad an das Rohrnetz
und die laufenden Kosten für
die Ausstattung mit Zählern.
„Die VEWA-Studie ermöglicht
einen quantitativen und quali-
tativen Vergleich europäischer
Wasser- und Abwasserpreise.
Sie ist damit ein Beitrag zur
Versachlichung der europäi-
schen Preisdiskussion“, beton-
te Weyand. 

Höhere Leistungsfähigkeit

Die nach der erstmaligen Un-
tersuchung im Jahr 2006 zum
dritten Mal durchgeführte 
VEWA-Studie zeigt zudem,
dass die Leistungsfähigkeit der
Wasserwirtschaft in den letzten
Jahren in allen Ländern gestie-
gen ist und sich teilweise auf ein
ähnliches Niveau angeglichen
hat. Die damit verbundenen In-
vestitionen haben in der Regel
zu sich angleichenden Preisni-
veaus geführt. Ausnahmen blei-
ben hier die Abwasserentsor-
gung in England/Wales und
Frankreich, wo die Standards
teilweise noch deutlich unter
den anderen Ländern bleiben
und die Abwasserpreise ent-
sprechend tiefer liegen.

Unterschiedliche Tendenzen

Hinsichtlich der von der Was-
serrahmenrichtlinie geforderten
Kostendeckung ergeben sich un-
terschiedliche Tendenzen. Wäh-
rend in Deutschland, den Nieder-
landen und England/Wales aktuell
nur noch marginale oder geringe
Zuschüsse gezahlt werden, sind
diese in Frankreich, Österreich
und – aufgrund des hohen Nach-
holbedarfs – auch in Polen noch
sehr hoch.

Die Zukunft von Trinkwasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung:

HWS geht neue Wege mit Erfolg 
Der kommunale Ver- und Entsorger Hallesche Wasser und
Stadtwirtschaft GmbH (HWS) konnte seine Schuldenlast deut-
lich reduzieren, ohne dafür die Preise zu erhöhen oder den
Bürger mehr zu belasten - ein Ergebnis des umfangreichen
Entwicklungsprogramms „HWS 2020“. 

Die HWS ist als junges Toch-
terunternehmen der Stadtwerke
Halle GmbH 2009 aus dem Zu-
sammenschluss zweier kommu-
naler Unternehmen hervorge-
gangen, beschäftigt heute etwa
600 Mitarbeiter. Sie kümmern
sich um die Trinkwasserversor-
gung, Abwasser-- und Abfall-
entsorgung sowie Straßenreini-
gung in Halle und Umland. 

Auch die HWS kämpft wie
viele kommunale Ver- und Ent-
sorger mit bekannten Proble-
men wie u. a. der steigenden
Schuldenlast. „Diese Unterneh-
mungen sind enorm kapitalin-
tensiv und ohne Fremdkapital
praktisch nicht durchführbar“,
erläutert Matthias Lux, Vorsit-
zender der Geschäftsführung
der Stadtwerke Halle GmbH.
„Der Bau und die Instandhal-
tung von Abwasserkanälen ist
für Stadtwerke die teuerste Lei-
stung von allen.“ Zu den Fixko-

sten gesellen sich Aufwendun-
gen, wie sie z. B. infolge neuer
gesetzlicher Vorgaben nötig
werden. Den steigenden Ausga-
ben stehen Einnahmen gegenü-
ber, die sich für Ver- und Ent-
sorger kurzfristig nur schwer er-
höhen lassen. 

Trendwende in
der Schuldenlast 

Der HWS ist unter diesen
schwierigen Rahmenbedingun-
gen jedoch eine echte Trend-
wende gelungen. Matthias Lux:
„Der Schuldenstand des Unter-
nehmens konnte in den letzten
drei Jahren um mehr als 10 Pro-
zent reduziert werden – bei wei-
ter sinkender Tendenz.“ Zins-
lasten wurden so verringert,
Rücklagen gebildet. Gleichzei-
tig blieben die Wasser-- und Ab-
wasserpreise für die Hallenser
stabil, Anfang 2013 wurden sie

sogar leicht gesenkt. Und: Nicht
ein einziger HWS-Mitarbeiter
musste betriebsbedingt gehen.
Wie war das möglich? „Um die-
sen Erfolg zu erreichen, musste
die Finanzierung der HWS
komplett umgekrempelt wer-
den“, berichtet Jörg Schulze,
Geschäftsführer der HWS. „Das
ist Teil unseres langfristigen
Entwicklungs- und Effizienz-
programms ‚HWS 2020‘. Wir
haben es gemeinsam mit dem
Leipziger Unternehmen Tilia
GmbH entwickelt und setzen es
gemeinsam um. Aber nur die
Finanzierung zu verändern wäre
kaum möglich. Mit unseren tat-
kräftigen Mitarbeitern und un-
serem Partner Tilia haben wir in
allen Feldern des Unternehmens
gearbeitet, um die Effizienz zu
steigern.“ 

Intensive Kooperation

Hintergrund von „HWS 2020“
ist die Zusammenarbeit mit Ti-
lia in Form der Impulspartner-
schaft® - eine intensive und
langfristige Kooperation, die
Unternehmen und Dienstleister
seit nunmehr vier Jahren ver-
bindet. „Nun ist eine Zusam-
menarbeit mit externen  Bera-
tern nichts Neues, wohl aber,
wenn die Partner auch aus dem
operativen Geschäft kommen,
alles gemeinsam umsetzen, so-
wie jede Seite ein dauerndes
Kostenrisiko trägt“, so Jörg
Schulze. 

Da das Honorar von Partner
Tilia größtenteils erfolgsbasiert
ist, stehen Dienstleister und
Unternehmen stets gleicher-
maßen in der Verantwortung.
„Beide haben identische Inter-
essen. Es entsteht eine wahre
Partnerschaft, die zum Erfolg
verpflichtet und Sicherheit in
der Umsetzung gewährleistet“,
hebt Christophe Hug, Vorsit-
zender Geschäftsführer der Ti-
lia GmbH seinerseits hervor.
Eines der ersten Ergebnisse
dieser Partnerschaft: das 2012
entwickelte Entschuldungskon-
zept namens „Pakt zur Schul-
denreduzierung“. 

Teil eines großen Ganzen 

Der Pakt gilt für drei An-
spruchsgruppen: die Stadt Halle
und die Stadtwerke als Gesell-
schafter der HWS, die Mitarbei-
ter und die Kunden. Grundidee
ist, dass Entscheidungen nie al-
lein zulasten einer dieser An-
spruchsgruppen getroffen wer-
den, jede aber ein Stück beitragen
muss. Das schloss vermeintlich
einfache, aber wenig nachhaltige
Lösungen wie Preiserhöhungen
oder Entlassungen von Beginn an
aus. Stattdessen wurde der Weg
frei für viele einzelne Maßnah-
men, die zusammengenommen
eine enorme Wirkung haben. 

Konzeptmaßnahmen

Das Ergebnis ist nicht nur die
jetzt schon erreichte Fremdkapi-
talreduktion, sondern auch die
klare Perspektive, Schulden wei-
terhin kontinuierlich auf ein lang-
fristig tragfähiges Niveau abzu-
bauen. In das Konzept einge-
schlossen ist die langfristige Zins-
sicherung zur Reduzierung und
besseren Planbarkeit der mit den
Krediten verbundenen Kapital-
struktur. Der „Pakt zur Schulden-
reduzierung“ ist vielleicht der bis
dato spektakulärste Erfolg, aber
nur ein Teil des Programms
„HWS 2020“. Dieses umfasst
viele weitere Maßnahmen in al-
len Bereichen des Unterneh-
mens. Denn die Erfahrung
zeigt, dass Zukunftsfähigkeit
nicht mit einer einzigen Maß-
nahme zu erreichen ist. Sie hat
immer mit guter Führung zu
tun, mit motivierter Personal-

entwicklung und nachhaltiger
Investitionsstrategie. Effekti-
vität und Effizienz sind Basis
der aktuellen Wirtschaftlichkeit,
aber auch der Geschäftsent-
wicklung. So werden beispiels-
weise an anderer Stelle neue
Geschäftsfelder für die HWS
erschlossen: Mit der Sortierung
und Vermarktung von Alt- und
Elektrogeräten erkundet das
Unternehmen momentan ein
umweltfreundliches und pers-
pektivisch entwicklungsfähiges
Geschäftsfeld. Es bietet gegen-
wärtig wirtschaftlich vernünfti-
ge Beschäftigung für sieben
Mitarbeiter. Weil in Halle im-
mer noch zu viele ausgediente
Elektrogeräte im Restmüll lan-
den, wurden zudem spezielle
Sammelbehälter aufgestellt, um
die Sammelquote zu erhöhen. 

Nachhaltigkeit
braucht Zeit 

Im Rahmen von „HWS 2020“
ging das kommunale Unterneh-
men auch die Überprüfung sei-
nes Kanalnetzes an. Die Unter-
suchung wird mittels einer TV-
Befahrung durchgeführt und
war lange Zeit eine Fremdlei-
stung. Die HWS entschied sich,
eigene Technik anzuschaffen
und Fremdleistungen auf ein
Minimum zu reduzieren. Da-
durch konnten Kosten gespart
und Arbeitsplätze geschaffen
werden. „Auch ergibt sich jetzt
die Möglichkeit, neue, effizien-
te Technologien in der Praxis
zu erproben und das eigene
Know-how zu vergrößern“ er-
gänzt Romy Kloß, HWS-Be-
reichsleiterin Wasser und Ab-
wasser. 

Neben diesen exemplarischen
Maßnahmen bearbeiten HWS
und Partner Tilia derzeit ca. 40
andere Aufgaben in allen Unter-
nehmensbereichen – weitere 21
sind bereits abgeschlossen. Al-
lein die Vielfalt der Aktionen,
ihre Tiefe und Wirkung begrün-
den die Dauer der Partnerschaft.
Durch die kontinuierliche Ar-
beit wird zudem der Projektzeit-
druck für die HWS-- Mitarbei-
ter verringert, es ergeben sich
Synergien aus den einzelnen
Maßnahmen, und die spezifi-
schen Kosten von der Idee bis
zur Umsetzung können kleinge-
halten werden. In Halle nimmt
man sich die notwendige Zeit,
die für eine nachhaltige Neu-
ausrichtung des Unternehmens
nötig ist. 

Denn auch in Zukunft wollen
die Partner weiter neue Ideen
und Projekte gemeinsam prüfen
und umsetzen. Die bisher sicht-
baren Effekte geben der Strate-
gie recht. Mit ständig beleben-
den Impulsen und Innovationen
soll die Hallesche Wasser und
Stadtwirtschaft in Bewegung
gehalten werden, damit auch im
wörtlichen Sinne alles im Fluss
bleibt.
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Berliner Kongress zur Stadtentwicklungspolitik:

„Grün in der Stadt“ 
Über die Bedeutung des Grüns in der integrierten Stadtentwick-
lung diskutierten auf dem Berliner Kongress „Grün in der Stadt
- Für eine lebenswerte Zukunft“ Akteure aus Politik, Wissen-
schaft, Gartenämtern, Architekturbüros und Verbänden mit
Vertretern aus Bund, Land und Kommunen. Veranstaltet wurde
die Tagung vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) und dem Bundesministeri-
um für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL).

Wie Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks in ihrer Be-
grüßung ausführte, seien urbane
Grünflächen Orte der Begeg-
nung, der Erholung und Integra-
tion. Sie spielten eine wichtige
Rolle bei der Stärkung des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts
und dienten als Frischluftschnei-
sen, zur Luftreinhaltung und
Temperaturregulierung. Zudem
seien sie wichtig für Klima-
schutz und Gesundheit. Als Le-
bensräume für Flora und Fauna
unterstützten sie die biologische
Artenvielfalt. Eine nachhaltige
und integrierte Stadtentwick-
lungspolitik müsse diese wichti-
gen Aufgaben fördern. 

Querschnittsthema

Da Grün in der Stadt ein wich-
tiges Querschnittsthema darstel-
le, sei in der Städtebauförderung
das Handlungsfeld „Grün in der
Stadt“ explizit aufgenommen
worden, so Hendricks. Die Bun-
desregierung habe die Bundes-
mittel für die Städtebauförde-
rung im Jahr 2014 von 455 Mil-
lionen Euro auf 700 Millionen
Euro aufgestockt. Auch heuer
werde die Förderung auf diesem
Niveau fortgesetzt. Städtebauli-
che Investitionen könnten hel-
fen, Nachbarschaften zu bele-
ben- sei es auf öffentlichen Plät-
zen oder in Gemeinschaftsgär-
ten. 

„Auch Zwischennutzungen
helfen, Freiräume zu sichern“,
fuhr die Ministerin fort und er-
gänzte: „Wir fördern dies mit
den Programmen Stadtumbau
Ost und West. Auf Gewerbe-
oder Militärbrachen sind auf die-
sem Weg grüne Oasen entstan-
den. Sie merken: Wir können auf
eine Fülle von Erfahrungen
zurückgreifen – und auf Kom-
munen, die mit schönen Beispie-
len vorangehen. Geld ist auch in
diesem Fall nicht alles. Die Men-
schen sind oft bereit, sich für ihr
Grün zu engagieren. Das wollen
wir unterstützen.“ 

Bundeslandwirtschaftsmini-
ster Christian Schmidt unter-
strich: „Stadtgrün statt grau muss
zur Devise der Stadt der Zukunft
werden. Wir brauchen neue
Konzepte für urbane Grün-
flächen der Zukunft. Mit diesem
Kongress wollen wir zeigen,
dass es in Deutschland den Sach-
verstand und die Ideen gibt, um
Grünanlagen intelligent in Städ-
te zu integrieren. Die wachsen-
den Städte der Zukunft brauchen
Grünanlagen als ökologische
Lunge der Stadt und soziales
Herz der Bewohner.“ 

Freiraumverbundsysteme

„Makroebene: Grüne Infra-
struktur“, „Mikroebene: Grüne
Quartiere“ und „Akteursebene:
Grün wertschätzen“ lauteten die
Titel dreier Foren am zweiten
Veranstaltungstag. In Forum 1
wurde die Bedeutung und Ent-
wicklung von Stadtgrün auf ei-
ner großräumigen gesamtstädti-
schen Ebene diskutiert. Hierbei
ging es um vernetzte Freiraum-
verbundsysteme und ihre funk-
tionale Vielfalt etwa für Stadtna-
tur, Klima, Biodiversität und
städtische Lebensqualität. Fo-
rum 2 beschäftigte sich mit der
Gestaltung, Planung und Nut-
zung des nachbarschaftlichen
Grünraums. Auf dieser kleinräu-
migen Maßstabsebene von der
Pflanze bis zum Quartierspark
sind gartenbauliche Möglichkei-

ten, ökologische Ziele und sozia-
le Ansprüche in Einklang zu
bringen.

In Forum C schließlich stan-
den die Akteure im Mittelpunkt.
Im Zusammenspiel von kom-
munalem Handeln, zivilgesell-
schaftlichem Engagement und
privatwirtschaftlichen Initiativen
bilden sich neue Kooperations-
formen heraus. Welche Perspek-
tiven sich daraus für das städti-
sche Grün ergeben, war hier die
zentrale Frage.

Exkursionen

Diverse Exkursionen innerhalb
der Bundeshauptstadt rundeten
den informativen Kongress ab.
Wie neue Landschaftsräume ge-
schaffen werden können, wurde
am Beispiel des Landschaftsparks
Herzberge gezeigt. Ein circa 100
Hektar großer, nahezu vergessener
Stadtraum von ehemaligen Ge-
wächshausanlagen, Bahn- und In-
dustriebrachen wird derzeit zu ei-
nem neuartigen Landschaftspark
transformiert. Neue Formen städti-
scher Landwirtschaft und Natur-
schutz sollen in Einklang gebracht
werden. Mehrere Schafherden
übernehmen die Landschaftspfle-
ge und ziehen Besucherinnen und
Besucher an.

Ein weiteres Beispiel für „Grün
in der Stadterneuerung“ sind die
gründerzeitlichen „Mietskaser-
nen-Viertel“ im Prenzlauer Berg.
Dass diese heute zu den attraktiv-
sten Bereichen der Stadt zählen,
ist nicht zuletzt Ergebnis der vie-
len neuen klein- und großflächi-
gen Grünanlagen. Mit einem in
die Stadterneuerung integrierten
Hofgärtenprogramm wurden ge-
zielt Mieter und Eigentümer akti-
viert und Grünoasen in den Hin-
terhöfen geschaffen. Der auf dem
ehemaligen Mauerstreifen und
auf Bahnbrachen angelegte Mau-
erpark mit dem vor kurzem ent-
standenen Mauergarten ist einer
der prominenten Freiräume, de-
nen Berlin seine internationale
Anziehungskraft verdankt und
die Raum für vielfältige Aneig-
nungsmöglichkeiten bieten. Am
Beispiel des Mauerparks wird
auch die Kontroverse zwischen
neuer Wohnbebauung und Erhalt
beziehungsweise Erweiterung
von Freiflächen deutlich. 

Naturnahe Elemente

Eine der jüngsten und belieb-
testen Grünanlagen Berlins ist
der Park am Gleisdreieck.
Während er im nördlichen Be-
reich als Sport- und Erholungs-
park gestaltet ist, überwiegen im
südlichen Bereich naturnahe
Elemente. Ein spezielles Pflege-
und Managementkonzept trägt
ebenfalls zur dauerhaften Attrak-
tivität des Parks bei. Die intensi-
ve Bautätigkeit am Rande be-
legt, welchen immobilienwirt-
schaftlichen Effekt eine solche
qualitätsvolle Grünanlage auslö-
sen kann. 

Zu Beginn des Kongresses
war bereits ein unter Feder-
führung des BMUB erarbeitetes
„Grünbuch Stadtgrün“ mit einer
Bestandsaufnahme zum Thema
vorgestellt worden. Erstmalig
und ressortübergreifend ist darin
der aktuelle Wissensstand zum
urbanen Grün zusammengefasst.
Mit der Publikation werden ein
integrierter und langfristiger Pro-
zess und ein breiter Dialog über
den zukünftigen Stellenwert von
Grün- und Freiflächen in den
Städten angestoßen. Auf der

Grundlage des Grünbuchs und
der Erkenntnisse aus dem Kon-
gress soll ein Weißbuch entste-
hen, in dem konkrete Hand-
lungsempfehlungen und Umset-
zungsmöglichkeiten dargestellt
werden. 

Neue Pflegekonzepte

Laut Grünbuch ist es in eini-
gen Kommunen infolge stark
eingeschränkter finanzieller und
personeller Ressourcen kaum
mehr möglich, das vorhandene
Stadtgrün ausreichend zu pfle-
gen. Hier seien neue Pflegekon-
zepte erforderlich, sowohl durch
die öffentliche Grünverwaltung
als auch durch die Zivilgesell-
schaft, die langfristig eine be-
zahlbare und qualitativ anspre-
chende Grünpflege sicherstellen.

Vielfältige neue Formen
des Miteinanders

Vor diesem Hintergrund eta-
blierten sich vielfältige neue For-
men des Miteinanders von Bür-
gern, lokaler Wirtschaft sowie
Verwaltung und Kommunalpoli-
tik. Insbesondere die Aktivie-
rung von Brachflächen und die
Schaffung qualitätsvoller Grün-
räume, die Verbesserung des
Stadtklimas, der Schutz und die
Entwicklung biologischer Viel-
falt sowie die Förderung der
Nachbarschaftsentwicklung und
einer partizipativen Stadtent-
wicklung spielten auf allen Sei-
ten eine große Rolle. 

Vorteile auf Seiten der Kom-
munen seien die kreative Reakti-
vierung von Brachflächen, die
Förderung von Eigenverantwor-
tung und zivilgesellschaftlichen
Engagements und eine Image-
aufwertung des Quartiers oder
auch der gesamten Stadt. Die
Bürger profitierten vor allem von
der Möglichkeit, die Stadt zu
„ihrer Stadt“ zu machen. DK

Erde zu Erde, Asche zu Asche: Natürliche Rückführung der
menschlichen Überreste in den Kreislauf der Natur, hier auf dem
Waldfriedhof München. 

Bild: Treuhandgesellschaft bayerischer Friedhofsgärtner

Friedhofsgestaltung:

„Urban 
Death Project“

Neuer Trend zur Bio-Bestattung in Amerika 
Von Stephan Jürgenliemk

Die Zeitung „Die Welt“ berichtete jüngst über den sich in Amerika
herausbildenden Trend zur Kompostierung menschlicher Leich-
name in eigens dafürerrichteten Anlagen. Das macht neugierig und
lädt ein, sich mit den unterschiedlichen Bestattungskulturen in den
Vereinigten Staaten und Deutschland zu beschäftigen.

Der neue Trend, den Verstor-
benen nur in einem Leichentuch
in Holzschnitzeln und Sägemehl
zu betten und in einem aeroben
Vorgang (unter maßgeblichem
Einfluss von Sauerstoff) inner-
halb einiger Wochen zu Kompost
zersetzen zu lassen, entsteht in
den Vereinigten Staaten in einem
Umfeld, dessen Bestattungskul-
tur für unsere Verständnisse von
Extremen geprägt ist:

Einerseits nehmen, wie in
Deutschland, die Kremationen
zu, andererseits ist es nach wie
vor üblich, den Leichnam vor der
Bestattung mit Chemikalien zur
Haltbarmachung einzubalsamie-
ren, verbunden mit aufwändiger
kosmetischer Behandlung und
anschließender Aufbahrung. Of-
fenbar äußert sich im „Urban De-
ath Project“ („städtisches Bestat-
tungs-Projekt“) ein wachsendes
Umwelt- und Naturbewusstsein
der Menschen, das das Leben bis
in den Tod beeinflusst. Der Ver-
zicht auf Chemie und der Einsatz
der Biologie sind sicher gut, aber
bedarf es dazu eines dreistöcki-
gen Kompostierungsgebäudes,
mit Filteranlage und Klimatisie-
rung? Und kann das dann noch
„Bio“ sein?

Natürliche Zersetzung

Der Blick nach Deutschland
gibt eine Antwort: Die hiesige
Bestattungskultur vertraut seit
Jahrhunderten auf die natürliche
Zersetzung der Verstorbenen un-
ter der Erde, auf Friedhöfen. Die-
se Tradition gibt vielen Hin-
terbliebenen das gute Gefühl,

Abschied nehmen und loslassen
zu können, und dennoch einen
Ort der Trauer und der Nähe zum
Verstorbenen zu haben.

Teil der Gesellschaft

Die Friedhöfe liegen dabei
meist in unmittelbarer Nähe der
Siedlungsgebiete der Menschen;
der Tod und die Erinnerung blei-
ben Teil der Gesellschaft. Und
wenn dann bei den zur Beisetzung
verwendeten Materialien, etwa
beim Sarg oder dem Blumen-
schmuck, auf Natürlichkeit Wert
gelegt wird, findet der Verstorbe-
ne seine letzte Ruhe auch in biolo-
gisch einwandfreier Weise. Die
rund 32.000 Friedhöfe in
Deutschland sind unser zum Teil
Jahrhunderte altes Urban Death
Project, eine natürliche Bestat-
tung, die die wesentlichsten Be-
dürfnisse vieler Menschen auf
ideale Weise erfüllt und es deshalb
verdient, „Trend“ zu sein. 

Verkehrssicherungspflicht: 

Sichere Bäume 
durch Kontrolle

Einige Stürme haben dieses Frühjahr wieder zahlreiche Schä-
den verursacht. Zigtausende Bäume wurden beschädigt, viele
sogar entwurzelt. Schon heute zeigen sich in unseren Breiten mit
Starkregen und Stürmen gelegentlich Auswirkungen des Klima-
wandels, die insbesondere in bebauten Räumen – in Städten und
Gemeinden – zu verstärkten Vorsorgemaßnahmen führen. Da-
zu gehört auch die Intensivierung der Baumkontrolle und
Baumpflege. 

Ohne Bäume geht es nicht.
Wenngleich bei den Extremwet-
tern umgestürzte Bäume oder fal-
lende Äste für erhebliche Schä-
den sorgen, darf nicht vergessen
werden, dass Bäume, insbesonde-
re Alleen, eine wesentliche
Schutzfunktion für den Straßen-
und Schienenverkehr überneh-
men. Sie sind zum Beispiel als
Straßenbegleitgrün wichtig, weil
sie den Wind fangen, Sichtstörun-
gen durch flachstehende Sonne
mindern und Erosionsschäden
durch Wind- und Wassereinwir-
kung vermeiden. Auch in Städten
sind Bäume die entscheidende
Grundlage der sogenannten
„Grünen Infrastruktur“. Bäume
strukturieren Städte, sie wirken
positiv auf das Stadtklima, sorgen
für Schatten und gute Luft, sie
binden Wasser und Kohlendio-
xid, sie bieten Lebensraum und
Nahrung für Insekten und Vögel
und sind nicht zuletzt beliebte
Identifikationsträger im öffentli-
chen Grün wie in Privatgärten. 

Städte bieten allerdings Bäu-
men meist miserable Lebensbe-
dingungen, sie leiden unter Hitze,
Trockenheit und Wind, haben zu
wenig Wurzelraum oder ande-
re standortbedingte Wuchsein-
schränkungen. All dies schwächt
die Vitalität der Stadtbäume. Um
Sach- und Personenschäden zu
vermeiden ist eine regelmäßige
Baumkontrolle und - wo nötig -
Baumpflege unersetzlich. 

Aus dem gleichen Grund ist sie
auch eine gesetzlich geforderte
Aufgabe für die Flächeneigentü-
mer im Zuge der Verkehrssiche-
rungspflicht: Kommunen haben
als Eigentümer des öffentlichen
Grüns dafür zu sorgen, dass von
ihrem Eigentum, zum Beispiel
den Straßenbäumen, keine Ge-
fahr ausgeht. Dabei ist nicht vor-
gegeben, wie oft oder wie genau
Baumkontrollen vorzunehmen
sind. In obergerichtlichen Grund-
satzurteilen zur Verkehrssiche-
rungspflicht bei Bäumen wird als
ausreichend angesehen, wenn
Straßen- und Parkbäume peri-
odisch äußerlich visuell kontrol-
liert werden. Je nach Zustand der
Bäume und je nach Gefährdungs-
potenzial sind ein bis zweimal
jährliche Kontrollen üblich. Bei
größeren Baumbeständen mit zu-
dem unterschiedlichem Alter und
Gesundheitszustand ist die
Baumüberwachung in Kommu-
nen eine anspruchsvolle und
komplexe Aufgabe. 

Praxisbeispiel aus 
Nordrhein-Westfalen

Der Landesbetrieb Straßenbau
NRW zum Beispiel hat im Früh-
jahr 2015 die Baumkontrolle für
rund 40.000 Straßenbäume am
Niederrhein per Ausschreibung

vergeben. Die Ausführung oblag
dem Unternehmen BSI Baumser-
vice, das mit mehreren ausgebil-
deten Baumkontrolleuren im
April und Mai 2015 aktiv war.
Michael Thomas, Fachagrarwirt
für Baumpflege und Baumsanie-
rung bei Straßen NRW, besuchte
die Kontrolleure und informierte
sich regelmäßig über die Ergeb-
nisse.

Bas van der Velden von BSI
legt Wert auf Sicherheit: „Das Er-
gebnis unserer Arbeit soll die
Kommunen haftungssicher stel-
len. Unsere Baumkontrolleure
bewerten deshalb jeden einzelnen
Baum und geben an, inwieweit
die Verkehrssicherheit gewährlei-
stet ist.“ 

Grundlage für die Baumkon-
trollen sind in der Regel die
Informationen aus dem örtli-
chen Baumkataster. Da aber
nicht alle Kommunen über diffe-
renzierte Baumkataster verfügen,
nutzt BSI ein vorher via GPS-
Aufnahmen selbst erstelltes Sy-
stem, in das die konkreten Daten
zu jedem einzelnen Baum einge-
tragen werden: Baumart, Größe,
Durchmesser und Zustand bzw.
Empfehlungen für weitergehende
Detailprüfungen oder Maßnah-
men. Van der Velden: „Diese Da-
ten sind dann zusammengenom-
men wie ein Baumkataster nutz-
bar, wir stellen es dem Auftragge-
ber zur Verfügung.“ 

Bisher hat Straßen NRW die
Baumkontrollen selbst durchge-
führt, 2015 ist nun zum ersten
Mal ein externer Dienstleister im
Einsatz. Thomas: „In der Aus-
schreibung haben wir besonderen
Wert auch auf die Ausbildung der
Kontrolleure gelegt, schließlich
haften wir für die Verkehrssicher-
heit der Bäume in unserem Ver-
antwortungsbereich und wollen
sichergehen, dass erst gar keine
Gefahrensituation entsteht.“ Eine
von mehreren zertifizierten Euro-
pean Tree Technicians, die für
BSI arbeiten, ist Jozé t´Hoen: „Je
nach Zustand des Baumes ist die
Kontrolle mal sehr einfach und
manchmal aufwändiger. Bei ei-
nem Problembaum ist natürlich
auch die Dokumentation umfang-
reicher. Insgesamt aber zeigt sich
hier ein guter Pflegezustand bei
den meisten Bäumen.“ Nach ih-
rer Einschätzung müssen die
Straßenmeistereien im Untersu-
chungsraum am Niederrhein
kurzfristig nur hier und da Tot-
holz aus den Bäumen schneiden.
Bei einigen Bäumen dürfte aber
im Laufe der kommenden vier
Jahre eine intensivere Bearbei-
tung notwendig sein, beispiels-
weise, weil die Stämme Hohl-
räume haben. Die notwendigen
Pflegemaßnahmen wird Straßen
NRW dann wieder in Eigenregie
übernehmen. 

Staatspreise für vorbildliche Waldbewirtschaftung
München – 14 kommunale und private Waldbe-

sitzer aus ganz Bayern erhalten Staatspreise für die
vorbildliche Bewirtschaftung ihrer Wälder. 

Wie Forstminister Helmut Brunner mitteilte, fiel
die Wahl der mit Vertretern aus Forstverwaltung
und Verbänden besetzten Jury auf die Städte Rie-
denburg (Lkr. Kelheim), Eschenbach i. d. Opf.
(Lkr. Neustadt a. d. Waldnaab) und Haßfurt (Lkr.
Haßberge), die städtische Forstverwaltung Mün-
chen, die Gemeinde Sulzfeld am Main (Lkr. Kit-
zingen), die Auwaldgenossenschaft Vogtareuth
(Lkr. Rosenheim), die Katholische Pfarrpfründe-
stiftung Kronach, die Waldgenossenschaft Ullstadt

(Lkr. Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim) die
Waldbesitzervereinigung Westallgäu (Lkr. Lin-
dau), die Rechtlergemeinschaft Kesselostheim
(Lkr. Dillingen a. d. Donau) sowie vier private
Waldbesitzer aus den Landkreisen Landshut, Am-
berg-Sulzbach, Kronach und Weißenburg-Gun-
zenhausen. Die mit einem Preisgeld von je-
weils 1.000 Euro dotierten Staatspreise wird der
Minister Ende des Jahres bei einem Festakt über-
reichen. 

Der Staatspreis für vorbildliche Waldbewirt-
schaftung wird seit 1997 alle zwei Jahre an private
und kommunale Waldbesitzer verliehen. 
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Kommunalausstattung für Unimog:

Silbermedaille für
neue Kombination 

Mittelmotorkonzept und 
schadstoffarme Euro-VI-Motoren 

Stuttgart/Wörth - Der Unimog
für besondere Anforderungen
steht jetzt für Kommunen und
den Katastrophenschutz bereit:
Der Unimog U 5023 wird als er-
stes Modell der Baureihe der
hochgeländegängigen Unimog
mit einer Kommunalausstattung
präsentiert. Das honorierten die
Veranstalter der Kommunaltech-
nikmesse Demopark in Eisenach
mit einer Silbermedaille für her-
ausragende Neu- und Weiterent-
wicklungen.

Die neue Kombination mit
Kommunalhydraulik wird zum
Antrieb von wechselnden Anbau-
und Aufbaugeräten wie zum Bei-
spiel Streuautomaten und Schnee-
pflug gebraucht. Damit eignet
sich dieses Fahrzeug besonders
für den Einsatz bei Bauhöfen in
hochwassergefährdeten Städten
und Gemeinden, denn der Uni-
mog kann außer für klassische
Aufgaben im Straßenbetriebs-
dienst auch für die technische Hil-

fe sowie Rettung oder Bergung im
Hochwassergebiet genutzt wer-
den – dank seiner Watfähigkeit
von bis zu 1,2 Meter.

Der Unimog U 5023 verbindet
in dieser Ausführung die Vielfalt
des Geräteeinsatzes, den man
vom Unimog-Geräteträger kennt,
mit den speziellen Vorzügen der
hochgeländegängigen Fahrzeuge.
Neben der Watfähigkeit von bis
zu 1,2 Meter sind dies die kom-
fortabel zu bedienende Reifen-
druckregelungsanlage und die
hohe Nutzlast. So kann der U
5023 einen Streuautomaten mit
einem Fassungsvermögen von
bis zu drei Kubikmetern Streugut
aufnehmen. Das Gesamtgewicht
des U 5023 liegt bei 14,5 Tonnen.

Sehr gute Abgaswerte

Wie die Profi-Geräteträger sind
auch die beiden hochgeländegän-
gigen Unimog U 4023 und U
5023 im Zuge der Einführung der
Euro-VI-Motorengeneration
grundlegend weiter entwickelt
worden. Der Vierzylinder aus der
Motorenbaureihe OM 934 leistet
170 kW (230 PS) und bringt ne-
ben hervorragenden Abgaswerten
auch eine exzellente Kraftstoffef-
fizienz mit, die schon bei niedri-

gen Drehzahlen hohe Leistung
zur Verfügung stellt. Außerdem
wurde der Motor um rund einen
Meter nach hinten verlagert. Die-
ses neue Mittelmotorkonzept half
nicht nur, für Euro VI erforderli-
che Zusatzaggregate unterzubrin-
gen, sondern auch einen direkten
Nebenabtrieb vom Motor für den
Aufbauraum hinter dem Fahrer-
haus verfügbar zu machen. Damit
können Geräte unabhängig von
der Fahrt angetrieben werden.
Beispielsweise sind Feuerlösch-
fahrzeuge so in der Lage, gleich-
zeitig zu fahren und zu löschen.

Passender Reifendruck 
im Display einstellbar

Völlig neu konzipiert wurde
die Reifendruckregelungsanlage
„Tirecontrol plus“. Nun lässt sich
der für den jeweiligen Einsatz
passende vorkonfigurierte Rei-
fendruck einfach und komforta-
bel im Display einstellen, wobei
zwischen den Modi „Straße”,

Streuautomat am hochgeländegängigen Unimog: Die Kommu-
nalausstattung sorgt für vielfältigen Einsatz.

„Sand” und „Schlechtweg” ge-
wählt werden kann. Das klassi-
sche Fahrerhaus dieser Baureihe
erfuhr eine Verlängerung um 120
mm und wurde ebenso um 120
mm erhöht. Neben dem erneuer-
ten Bedienkonzept sorgt außer-
dem die Mittelmotorlage für er-
höhten Fahrkomfort sowie für
ausgewogene Balance bei der
Geländefahrt.

Bewährtes 
Gesamtkonzept

Unverändert kennzeichnen die
Baureihe Unimog U 4023 und U
5023 ihre überragenden Fahrei-
genschaften im Gelände. Por-
talachsen, ein niedriger Fahrzeug-
schwerpunkt, Achsverschränkung
bis 30 Grad und extrem günstige
Werte bei Böschungswinkeln bil-
den ein seit Jahrzehnten bewähr-
tes Gesamtkonzept, das immer
wieder durch die Bewältigung
von Extremeinsätzen in aller Welt
auf sich aufmerksam macht.

Ladog G129N20 mit Mittelabsaugung: Der kurze, gerade Saug-
schlauch befindet sich unter der Kabine. 

Hoher Entwicklungsstand bei Mähen:

Die Ladog-
Maxiflex-Technik

Absaugen mit Mittelabsaugung

Allen „Unkenrufen“ zum Trotz arbeitet die Ladog-Mittelabsau-
gung (MaxiFlex-Technik) beim Mähen/Absaugen so gut wie ver-
stopfungsfrei. Der kurze Saugschlauch, die gerade, bogenfreie
Schlauchführung unter der Kabine und die  4-Messertechnik im
Mähwerk sorgen für verstopfungsfreies Mähen/Absaugen. Viele
Kunden im praktischen Einsatz bestätigen dies. Und dies egal, ob
bei trockenem Wetter, bei Morgentau oder im strömenden Regen
gemäht wird. 

Ladog hat trotzdem noch wei-
terentwickelt: Die Mähwerksab-
saugung wurde sehr stark lärmre-
duziert, und zwar bei voller
Saugleistung. „Das hören Sie so-
fort beim Arbeiten“ – sagt Ver-
triebsleiter Alfred Bertsche. Die
Hydraulikleistung des Fahrzeuges
wurde optimiert. Volle Leistung
auf Mähwerk und Absaugung
steht bei ca. 1.800 U/min. Motor-
drehzahl zur Verfügung. „Was Sie
noch hören ist das Mähwerk, auf-
grund der hohen Messerdrehzahl“
– sagt Alfred Bertsche beruhigt.

Viel Drehmoment

Es braucht auch keine 145 PS-
Motoren: Der Ladog-Hydrostat ist
optimiert und bringt viel Drehmo-
ment (Fahrleistung) auf die Straße,
und dies mit permanentem Allrad-
antrieb mit Mitteldifferential – oh-
ne Verspannungen im Antriebs-
strang! Der Ladog-Hydrostat ist
sehr feinfühlig und sparsam aus-
gelegt. Hier spührt man die 35 Jah-
re Hydrostaten-Entwicklung des
Hauses Ladog. Der unterflurig
eingebaute Motor sorgt für einen

tiefen Schwerpunkt des Fahrzeu-
ges, so dass auch in kritischen
Schräglagen ohne Angst gemäht
werden kann. „Wir reden nicht nur
von guter Sicht auf die Frontan-
baugeräte, wir haben Sie auch“
sagt Alfred Bertsche. Davon und
von der Mähleistung kann sich je-
der Interessent bei einer prakti-
schen Vorführung selbst überzeu-
gen. Ladog-Fahrzeuge sind echte
Arbeitsfahrzeuge.
Weitere Informationen unter:
www.bertsche-online.de 

demopark + demogolf 2015:

Optimierte Auslastung 
dank multifunktionaler Technik

Die Wirtschaftlichkeit gibt den Takt vor in der professionellen
Areal- und Grünflächenpflege. Je kleiner ein Pflegebetrieb, desto
wichtiger wird die Auslastung der eingesetzten Fahrzeuge und Ma-
schinen. Multifunktionalität liegt daher voll im Trend, wie viele In-
novationen auf der diesjährigen demopark + demogolf zeigen.

Gleich zwei Geräteträger und
Kompaktkehrmaschinen wurden
mit einer der begehrten demo-
park-Innovationsmedaillen ausge-
zeichnet. Ein großer Vorteil dieser
wendigen und kompakten Geräte-
träger liegt darin, dass sie sich mit
ihrem zulässigen Gesamtgewicht
von 3,5 Tonnen mit Fahrerlaub-
nisklasse B auf Gehwegen und
Bürgersteigen einsetzen lassen.
Erstaunlich schnell und völlig oh-
ne Werkzeug kann der Wechsel
ihrer Anbaugeräte vorgenommen
werden. So wird aus der Kehrma-

schine im Nu ein professionelles
Mähgerät, das die Mahd gleich in
den universell nutzbaren Behälter
befördert. Ist die Mähsaison vor-
bei, genügen ebenfalls nur wenige
Minuten, um das Mähwerk abzu-
montieren und ein Schneeschild
vorne und einen Streuer hinten
aufzubauen. 

Dank geheizter und klimatisier-
ter Kabinen lässt sich eine solch‘
schlagkräftige Kombi auch im
Winterdienst auf Gehwegen wirt-
schaftlich einsetzen. Der Clou:
Dank moderner Kamerasysteme

hat der Fahrer dabei nicht nur den
rückwärtigen Bereich immer im
Blick, sondern kann auch den Ar-
beitsfortschritt, so etwa beim Ein-
saugen des Schnees, des Laubes
oder des Grasschnittes, direkt am
Saugmund live verfolgen. Über-
sichtliche Displays, ergonomische
Steuerhebel und  ein gefederter
Sitz motivieren den Profi zusätz-
lich bei seiner Pflegeaufgabe.

Auch bei den Baumaschinen
hält der Aspekt der Multifunktio-
nalität immer mehr Einzug in die
Entwicklung. So gibt es mittler-
weile bereits Schreitbagger, die
mit einem in der Breite verstell-
baren Raupenlaufwerk kombi-
niert sind. 

Auf diese Weise lässt sich die
Standfestigkeit bei Einsätzen am
Hang bei gleichzeitiger Scho-
nung des Bodens weiter erhöhen.
Dank seiner hohen Motorleistung
ist es möglich, einen derartig aus-
gestatteten Raupengeräteträger
auch mit ungemein leistungs-
hungrigen Anbaugeräten wie
Mulchern und Harvestern aus-
zurüsten. Ebenso innovativ ist die
Entwicklung eines knickgelenk-
ten Mobilbaggers, der mit nur ei-
nem Klick in einen voll funkti-
onsfähigen Radlader inklusive al-
ler intuitiven Bedieneigenschaf-
ten verwandelt werden kann.

Wer multifunktionale Lösungen
für größere Kommunen in hoch-
wassergefährdeten Regionen sucht,
ist auf der demopark + demogolf
ebenfalls richtig: Dort werden
hochgeländegängige Geräteträger
zu sehen sein, die sich sowohl für
den Hochwasser- und Katastro-
phenschutz als auch im herkömm-
lichen Winterdienst bewähren.
Weitere Informationen unter:
mwww.demopark.de 

Winterdienstabschluss im Kreisbauhof Dillingen
Stolze 40.000 Kilometer legten die Mitarbeiter des Kreisbauhofes im
zurückliegenden Winter im Rahmen des Winterdienstes zurück.
Dennoch bezeichnete derLeiterderTiefbauverwaltung am Landrats-
amt Dillingen, Roman Bauer, beim traditionellen Winterdienstab-
schluss die zurückliegende Saison 2014/2015 als „normalen Winter“.
Bei insgesamt 89 Einsätzen wurden 1.320 Tonnen Salz verbraucht.
Den Landkreis kostete der Winterdienst alles in allem rund 300.000
Euro. Dies ist gegenüber dem extrem milden Winter 2013/2014 eine
Steigerung um 75 %. Im Rekord-Winter 2009/2010 hingegen lagen
die Kosten bei satten 520.000 Euro. 
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40 Studenten der Universität Augsburg begaben sich auf eine Ex-
kursion durch den Landkreis Donau-Ries. Start war im Rathaus
der Stadt Nördlingen, in dem Oberbürgermeister Hermann Faul
die Studenten begrüßte. 

Marke DONAURIES im
internationalen Vergleich 

Studenten der Universität Augsburg 
auf Exkursion im Landkreis 

Donauwörth. Die Marke DONAURIES weckt zunehmend Auf-
merksamkeit. Jüngst besuchten rund 40 Geographiestudenten
der Universität Augsburg den Landkreis, um sich über die Ent-
stehung der Marke DONAURIES zu informieren. Im kommen-
den Jahr soll der Prozess mit Regionalmarken in den USA vergli-
chen werden. Bei der vom Wirtschaftsförderverband und dem
Konversionsmanagement Donau-Ries organisierten Exkursion
wurden die Stadt Nördlingen, das Geotop Lindle und die Harburg
besucht. 

Start der Exkursion durch den
Landkreis war die Bundesstube
im Rathaus der Stadt Nördlingen.
Nach der Begrüßung durch Ober-
bürgermeister Hermann Faul re-
ferierte Konversionsmanager Ste-
fan Wieschebrock über die Ent-
stehungsgründe der Marke DO-
NAURIES und die Ziele, die die
Region mit der Marke erreichen
möchte. Im Anschluss diskutier-
ten die Studenten intensiv mit
Vertretern der Stabsstelle Kreis-
entwicklung des Landkreises Do-
nau-Ries sowie der Stadt Nörd-
lingen.

Dabei wurde deutlich, welchen
Nutzen eine einzelne Kommune
vom überregionalen Marketing
hat. So führte Oberbürgermeister

Faul aus, dass mit der Marke
DONAURIES Fachkräfte und
Neubürger gewonnen werden sol-
len. Diese wohnen zunächst ein-
mal nicht im Landkreis, sondern in
einer einzelnen Kommune. Da-
durch profitieren in erster Linie
auch die Kommunen. David Witt-
ner, Leiter der Tourist-Info Nörd-
lingen wies zudem darauf hin,
dass auch im touristischen Bereich
eine überregionale Vermarktung
nützlich ist: „Es gibt in Deutsch-
land mehrere hundert Städte mit
ca. 20.000 Einwohnern. Um in
dem Wettbewerb wahrgenommen
zu werden, benötigt man entspre-
chende Strahlkraft.“ 

Als nächstes Ziel der Exkursi-
on wurde das Geotop Lindle an-

gefahren. Geopark Ries Ge-
schäftsführer Günther Zwerger
und seine Stellvertreterin Heike
Burkhardt stellten den Geopark
Ries als Alleinstellungsmerkmal
der Region vor und führten ge-
meinsam mit Geoparkführer Kurt
Kroeppelin durch das Geotop. 

Der Abschluss der Exkursion
fand schließlich auf Einladung
der Firma HPC AG auf der Har-
burg statt. Arno Bartels und Chri-
stian Blothe berichteten den Stu-
denten, welche Maßnahmen sie
ergreifen, um Fachkräfte zu ge-
winnen und erklärten, warum sie
die Marke DONAURIES unter-

stützen: „Zum einen aus regiona-
ler Verantwortung, wir fühlen uns
als Teil des Landkreises, schließ-
lich haben wir hier seit Jahrzehn-
ten unseren Unternehmenssitz.
Und wir sind davon überzeugt,
dass es uns als Unternehmen am
besten geht, wenn es auch der Re-
gion und den Menschen im Land-
kreis gut geht. Zum anderen sind
wir der Überzeugung, dass die
Region für Fachkräfte und Bürger
sehr viel zu bieten hat. Wenn wir
das gemeinsam kommunizieren,
profitieren auch alle davon.“   

Dr. Bernhard Kräußlich, der die
Exkursion von der Universität
Augsburg aus organisiert hatte,
dankte allen Beteiligten für den
sehr informativen und spannen-
den Eindruck zur Marke DO-
NAURIES. “Wir freuen uns, dass
wir die Chance hatten „live“ zu
erfahren, wie eine Regionalmarke
entsteht. Wir glauben nach dem
heutigen Eindruck, dass die Mar-
ke DONAURIES auf einem gut-
en Weg ist, und kommen gerne in
zwei Jahren wieder, um zu sehen,
wie sich die Marke entwickelt
hat,“ so Kräußlich. 

Mainfränkische 
Theaterstiftung 

schüttet Gewinn aus
Erfolgreiches Zusammenwirken von Bezirk Unterfranken,
Landkreis und Stadt Würzburg sowie eine breite Unterstützung
aus der Bevölkerung haben es ermöglicht, dass trotz anhaltend
niedriger Zinsen am Finanzmarkt die Mainfränkische Theater-
stiftung im vergangenen Geschäftsjahr 2014 einen erfreulichen
Jahresüberschuss in Höhe von 198.902,74  aus ihren Finanzan-
lagen sowie eingegangenen Spenden erzielen konnte. 

Im Rahmen einer gemeinsa-
men Sitzung von Vorstand und
Kuratorium wurde beschlossen,
einen Teilbetrag von 66.800 Eu-
ro dem Stiftungskapital zuzu-
führen. 132.102,74 Euro kom-
men als Betriebskostenzuschuss
unmittelbar dem Mainfranken
Theater für dessen künstlerische
Arbeit zugute. Damit hat die
Theaterstiftung das Würzburger
Dreispartenhaus seit ihrer Er-
richtung im November 2002 be-
reits mit rund 2,1 Millionen Eu-
ro unterstützt. 

Theater als Standortfaktor

„Die Stiftung ist ein Bekennt-
nis der Region zu ihrem Theater,
welches wiederum ein bedeutsa-
mer Standortfaktor für Main-
franken ist“, so die einhellige
Meinung von Bezirkstagspräsi-
dent Erwin Dotzel, stellv. Land-
rätin Christine Haupt-Kreutzer
und Bürgermeister Dr. Adolf
Bauer. Gemeinsam werben die
Vorstände um breite Unterstüt-
zung für die Mainfränkische
Theaterstiftung, die sich der
nachhaltigen Förderung und
dem dauerhaften Erhalt des
Mainfranken Theaters verschrie-
ben hat. 

Grundstockvermögen von
rund 6 Millionen Euro

Aktuell beläuft sich das
Grundstockvermögen der Stif-
tung auf rund 6 Millionen Euro;
eine stolze Summe, aus deren
Erträgen viel Gutes bewirkt wur-
de. Das soll auch in Zukunft so
sein, denn das Theatergebäude
im Stadtzentrum ist in die Jahre
gekommen und soll nun bald-
möglichst attraktiv umgebaut
werden. Mit der bevorstehenden
Generalsanierung und Umge-
staltung des Mainfranken Thea-
ters stehen umfangreiche und
kostenintensive Maßnahmen an,
weshalb man bei der Theaterstif-
tung gerade jetzt dankbar für
Spenden aus der Bevölkerung
und von Seiten der Geschäfts-
welt ist.  Europäischer Bürgerpreis 

für Passauer Verein 
Für seine besonderen Leistungen bei der europäischen Zusam-
menarbeit und für die Förderung gemeinsamer Werte wird der
Passauer Verein „Gemeinsam leben und lernen in Europa“ mit
dem diesjährigen Europäischen Bürgerpreis des Europäischen
Parlaments ausgezeichnet. Die Initiative ist eine von drei deut-
schen und insgesamt 47 EU-weiten Preisträgern. Die offizielle
Würdigung findet am 14. und 15. Oktober in Brüssel im Rahmen
einer Feierstunde statt. 

Der Verein „Gemeinsam leben
und lernen in Europa“ um die In-
itiatorin und Geschäftsführerin
Perdita Wingerter will die eu-
ropäische Idee von Einheit und
Frieden in die Tat umsetzen. Den
Verantwortlichen geht es um den
Abbau von Vorurteilen gegenüber
Menschen wegen ihrer Herkunft
oder ihrer Rasse. Es geht um
Ideale, die zwar allgemein aner-
kannt sind, aber im Alltag viel zu
oft auf der Strecke bleiben. Mit
Aktionen und Projekten wollen
die Vereinsmitglieder dazu beitra-
gen, Chancengleichheit für alle in
Gesellschaft, Bildung und Ar-
beitswelt zu erreichen.

Ein Beispiel dafür ist der inter-
nationale Frauentreff „Frauen -
Erleben – Kulturen“. Bei diesem
monatlichen Stammtisch kom-
men Frauen aus aller Welt für

Fortbildungen, Ausflüge oder ge-
meinsame Aktionen zusammen.
Außerdem gibt es das Projekt
„Kinder - Erleben – Kulturen“:
Migranten und Jugendliche mit
ausländischen Wurzeln erarbeiten
dabei Konzepte, wie Kindern in
Kindertagesstätten, Schulen, Hor-
ten und im Ferienprogramm in-
terkulturelles Wissen vermittelt
werden kann. Zudem bietet der
Verein Selbsthilfegruppen und
Notrufberatung für russischspra-
chige Menschen mit Alkoholpro-
blemen und deren Angehörige in
ihrer Muttersprache an. 

„Um die Europäische Idee zu
verstehen, muss man sie erleben“,
betonte Geschäftsführerin Win-
gerter. Dieses ermöglichen die
vielfältigen Projekte des Vereins,
die ehrenamtliches Engagement
fördern und in denen Vielfalt und

Toleranz erlebt und erlernt wer-
den können. Die Teilnehmer der
grenzüberschreitenden Projekte
ihres Vereins seien so zu Bot-
schaftern geworden, die bei
Stammtischen, bei Gesprächen
und in den Familien dem „Euro-
pa-Bashing“ etwas entgegenzu-
setzen hätten.

Wingerter betrachtet den Preis
als „eine enorme Anerkennung
für unser Engagement“. Vor al-
lem freue es sie, „dass ein kleiner
regionaler Verein wie ‚Gemein-
sam leben und lernen in Europa‘
vom Europäischen Parlament
wahrgenommen und wertge-
schätzt wird“.

Europaabgeordneter Ismail Er-
tug, der den Verein für den Eu-
ropäischen Bürgerpreis 2015 vor-
geschlagen hatte, zeigte sich
höchst erfreut, „dass ‚Gemeinsam
leben und lernen in Europa e.V.‘
diese Auszeichnung erhalten hat“
und sprach hierzu seine besten
Glückwunsche aus. „Der Verein
leistet einen wichtigen Beitrag
darin, die Europäische Idee auf
lokaler Ebene mit Leben zu fül-
len!“, hob Ertug hervor. DK

Der Kochtopf auf dem Nachttischchen
Wohnen im Alter: In WGs haben Senioren viel mehr Freiheiten als in einem Heim

Marktheidenfeld. Agnes Väth hat ein Holzbrettchen vor sich und
ein Messer in der Hand. Neben ihr steht eine weiße Plastikschüs-
sel, die sich nach und nach mit Stückchen von Rhabarber füllt.
Wie früher zu Hause, hilft Väth auch in der Wohngemeinschaft in
Trennfeld, in der sie heute lebt, im Haushalt mit. Seit Februar
2014 gibt es die WG. Zehn Menschen mit Demenz wohnen hier zu-
sammen. Versorgt werden sie vom Team der ökumenischen Sozi-
alstation St. Elisabeth in Marktheidenfeld.

Während Agnes Väth beim
Backen des Nachmittagskuchens
mithilft, sitzt Helga Behl in ihrem
gemütlichen Sessel und ruht sich
aus. Den Sessel besaß sie schon, als
sie noch zu Hause wohnte. Wann
das war? Helga Behl denkt nach:
„Ach, das weiß ich nicht mehr. Ich
bin auf jeden Fall schon sehr lange
hier.“ Auch an ihr Alter kann sich
die Seniorin nicht erinnern. Doch
an die Personen auf den Bildern,
die ihr gegenüber an der Wand hän-
gen, an die erinnert sie sich sehr gut.

„Das ist unser Hochzeitbild“,
meint sie und zeigt mit dem Finger
auf eine Schwarz-Weiß-Fotogra-
fie, die sie als strahlende Braut
zeigt. Darüber hängt ein weiteres
Schwarz-Weiß-Bild. Eine vitale,
kernige Frau lacht, vor einem
Wasserfall stehend, in die Kamera:
„Das war meine Mutter. Sie war

immer eine kräftige Person.“ Ein
großes Farbfoto zeigt den Mann
von Helga Behl. Der ist schon
ziemlich lange tot.

Wie die einzelnen WG-Bewoh-
ner früher gelebt haben, welcher
Arbeit sie nachgegangen sind, mit
welchen Menschen sie Kontakt
hatten, dies zu wissen ist für die
Pflegekräfte in der WG von großer
Bedeutung. Nur durch sogenannte
Biografiearbeit lässt sich das oft
absonderliche Verhalten von al-
tersverwirrten Menschen verste-
hen, sagt Marianne Tschammer,
Leiterin der Sozialstation. Am Bei-
spiel einer Bewohnerin, die nachts
immer extrem unruhig wurde,
zeigt sie auf, wie wichtig es ist, die
einstige Lebenssituation der betag-
ten Bewohner zu berücksichtigen.

„Diese Frau war früher in einer
Gastwirtschaft tätig“, berichtet die

Pflegdienstleiterin. Sie war es also
gewohnt, bis in der Nacht hinein
aktiv zu sein. Manchmal wollten
die Gäste noch am späten Abend
etwas zu essen haben. Kein Pro-
blem. Dann ging die Frau eben
noch einmal in die Küche.

Nachts zu kochen, das steckte tief
in der dementen Seniorin: „So ka-
men wir auf die Idee, ihr einen Topf
auf den Nachttisch zu kleben und ei-
nen Kochlöffel daneben zu legen.“
Der war am Stiel mit einem Hand-
tuch umwickelt, so dass sich die
Frau nicht verletzen konnte. Häufig
stand sie fortan nachts auf, um eine
Stunde im Topf zu rühren. Danach
schlief sie in aller Ruhe weiter.

Alternative zum Heim

Vor zehn Jahren begann Marian-
ne Tschammer, erste Pläne für eine
Wohngemeinschaft für demente
Menschen zu entwickeln: „Aller-
dings wussten wir zunächst nicht,
wie wir das finanzieren sollten.“
Die Sozialstation selbst hat kein
Geld, das sie in den Bau oder die
Anmietung einer WG investieren
könnte. Das Projekt konnte 2007

nur dadurch realisiert werden, dass
Heiko Blaul aus Kredenbach die
Idee „Senioren-WG“ unterstützte
und in den Bau einer Einrichtung
investierte. Sein Großvater Helmut
Blaul zog im April 2007 als erster
Senior in die WG ein.

Inzwischen versorgt die Markt-
heidenfelder Sozialstation mehr
als 30 betagte Menschen in drei
WGs. Ende Februar wurde die er-
ste Wohngemeinschaft in Trenn-
feld eröffnet, im Januar dieses Jah-
res zogen im Stockwerk über die-
ser WG die ersten Senioren der
dritten Wohngemeinschaft ein.
Die Nachfrage nach der Alternati-
ve zum Heim ist groß. Tscham-
mer: „Auf unserer Warteliste ste-
hen gerade acht Menschen.“ 

In Main-Spessart gibt es inzwi-
schen sechs ambulant betreute
Wohngemeinschaften. Drei davon
werden von der Marktheidenfel-
der Sozialstation St. Elisabeth be-

treut. Elf Menschen mit Demenz
leben in Esselbach-Kredenbach
zusammen, weitere zehn demente
Menschen wohnen in Triefen-
stein-Trennfeld. Dort befindet sich
eine weitere WG für zehn Men-
schen mit und ohne Demenz.

In Gemünden-Seifriedsburg le-
ben sieben Menschen zusammen,
die vom Team der Sozialstation
Bergmann-Ritschel betreut wer-
den. Eine weitere von diesem
Team unterstützte WG befindet
sich in Karsbach-Heßdorf. Sie bie-
tet sechs Plätze für Senioren.

In Wohngemeinschaften für
Menschen mit einer Demenz
kommt den Angehörigen eine große
Rolle zu. Sie treffen sich regelmäßig,
um zum Beispiel Investitionen wie
eine neue Waschmaschine oder ei-
nen neuen Fernseher zu besprechen.
Auch wird bei den Treffen über die
Gestaltung von Festen und Feiern
wie Weihnachten gesprochen. pat

Die neue Brücke zur Maria-Ward-Realschule:

Elegant und hochwassersicher
Neuhaus am Inn. Die Maria-Ward-Realschule im Schloss auf der
Insel im Inn ist nur über eine Brücke erreichbar. Jeden Tag gehen
rund 700 Schüler und etwa 50 Lehrer über diese Brücke, aber
auch viele Besucher der Schule und des Pfarrbüros Neuhaus. Das
Hochwasser vom Juni 2013 hat diese Brücke über den Inn zum
Schloss und einstigen Kloster und der jetzigen Maria-Ward-Real-
schule so schwer in Mitleidenschaft gezogen, dass ein Neubau un-
umgänglich wurde. Geplant wurde ein Neubau, der künftigen
Hochwassern Stand hält - dank moderner Technik und massivem
Bayerwald-Granit. Seit Juni 2013 war die Brücke nur durch einen
wackeligen Bauzaun gesichert. Das Geländer war dem Hochwas-
ser zum Opfer gefallen. Im Ernstfall können die neuen, elemen-
tierten Geländer innerhalb kurzer Zeit abgebaut und nach dem
Hochwasser wieder angebracht werden. 
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„Wieder keine Briefe heute?
Von mir aus kann das so blei-
ben – es wird eh nur mehr Wer-
bung per Post verschickt.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
erkundigte sich nach dem Sach-
stand an der „Streikfront“, also
der Posteinlaufstelle. Fazit:
Wer was vom Rathaus will, legt
es selber in den amtlichen
Briefkasten ein, nutzt private
Zustelldienste oder mailt es
uns. Richtig spürbar ist der
Poststreik nicht.

Nicht mal die Tatsache, dass die „Bayerische
GemeindeZeitung“ nicht zugestellt wurde, er-
schüttert meinen Chef, denn wir sind natürlich
registrierte Nutzer des ePapers. Und so sehr es
der Bürgermeister liebt, die Zeitung haptisch zu
greifen, die Füße auf den Schreibtisch zu legen
und darin zu blättern – die kompletten Infos gibt
es auch digital. Wichtige Rubriken, wie etwa
meine Kolumne, sind eh für jeden Nutzer frei zu-

gänglich, also auch hier keine Entzugserschei-
nungen wegen des Poststreiks. Die Post selbst
macht ja auch das Beste aus der Situation, in-
dem sie intensiv auf den neuen Service ePost für
sicheren Mailaustausch verweist und damit auf
die elektronische Alternative zum analogen
Brief aus dem eigenen Haus.

Gefühlt toben in Deutschland seit einigen
Monaten lauter absurde und äußerst lästige
Streiks, die eher an England oder Italien in den
1980er Jahren erinnern als an unser Land der
Tarifpartnerschaft und der maßvollen Vernunft 
bei Arbeitskämpfen. Kluge Köpfe haben dafür
natürlich eine Erklärung: Wir haben einen lan-
gen Aufschwung mit erheblichem Wohlstands-
gewinn hinter uns, da wollen jetzt möglichst vie-
le ein möglichst großes Stück abhaben, bevor es
mit dem Wachstum vorbei ist – und sorgen da-
mit dafür, dass sich Wachstum und Wohlstands-
gewinn verlangsamen. So weit, so schlecht.
Aber immerhin noch legitim, denn Streiks für ei-
ne andere Verteilung des Erwirtschafteten
gehören selbstverständlich zur Sozialen Markt-
wirtschaft.

Insoweit ist der derzeit durch die Schlichtung
unterbrochene Streik der Erzieher und sozialen
Berufe rational nachvollziehbar. Die Beschäf-
tigten möchten für ihre ohne Zweifel herausfor-

dernde und wichtige Arbeit
mehr Geld. Dies soll aus den
Taschen der kommunalen Steu-
erzahler und der Eltern, die für
ihre Kinder Gebühren zum Be-
such der Krippen und Kinder-
gärten berappen müssen, in
die Taschen der Erzieherinnen
und Sozialarbeiter fließen.
Das kann man verstehen,
wenn auch über das Ausmaß
des Transfers geteilter Mei-
nung sein.

Schwieriger wird es bei der Lufthansa, wo
Vereinigungen mit Namen wie Cockpit oder Ufo
ein in einer schweren Wettbewerbssituation ste-
hendes Unternehmen zwingen wollen, Vorruhe-
standsmodelle aus goldenen Zeiten weiter zu
führen, gegen die das griechische Rentensystem
wie ein Ausbund neoliberaler Traumvorstellun-
gen aussieht. Immer nach dem Motto „Für mei-
nen Ruhestand wird’s schon noch reichen, die
nach mir kommen scheren mich nicht.“ Schöne
Solidarität.

Vollends absurd ist aber der Streik bei Bahn
und Post. Bei der Bahn streiten sich zwei Ge-
werkschaften in der Art zweier Rotzlöffel, die
beide zeigen wollen, wer der größere Quälgeist
auf dem Spielplatz ist. Der bedauernswerte Per-
sonalvorstand macht ein Zugeständnis nach
dem anderen, es könnte einen legendär hohen
Tarifabschluss geben, aber es kehrt keine Ruhe
ein, weil die wechselseitigen Eitelkeiten zu be-
dienen sind. Die Bahnkunden suchen sich der-
weil Alternativen und die Busbranche boomt.
Genauso bei der Post: Da wird nicht nur der
Paketdienst bestreikt, der im Zuge des Versand-
handels immer wichtiger wird, sondern auch
der Briefdienst, zu dem es viele Alternativen
gibt. Im Grunde streiken die Leute gegen ihre ei-
genen Arbeitsplätze. Ist das zu begreifen?

Mein Chef, der Bürgermeister, ist da pragma-
tisch. Vielleicht werden im Zuge dieser absur-
den Streikwelle neben dem Tarifeinheitsgesetz
noch andere bisher fehlende Spielregeln für Ar-
beitskämpfe in Kraft gesetzt, damit volkswirt-
schaftlicher Schaden vermieden wird. Und noch
dürfte wahr sein, was der ehemalige Arbeitge-
berpräsident Dieter Hundt einmal humorvoll
bemerkte: „In Deutschland geht mehr Arbeits-
zeit durch Grußworte verloren als durch Ar-
beitskämpfe.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Absurde
Streikwelle

Regensburgs Landrat a. D.
Schmid feierte 80. Geburtstag

Landrätin Tanja Schweiger lud ehemalige Kreisräte, Bürgermeister
und Weggefährten zum Empfang ins Landratsamt ein

Regensburg. (mr) Zum 80. Geburtstag von Landrat a. D. Rupert
Schmid gratulierten Landrätin Tanja Schweiger, Bezirkstagspräsi-
dent Franz Löffler und eine Reihe von Kreisräten, Bürgermeistern
und Weggefährten des Jubilars. Die Landrätin hatte Schmid zum
Empfang in den großen Sitzungssaal des Landratsamts eingeladen,
um ihm für sein Lebenswerk zu danken und gemeinsam die Zeit
seines Wirkens Revue passieren zu lassen.

„Rupert Schmid hat sich als
Landrat über 24 Jahre mit Um-
sicht, Weitblick und Engagement
für die Interessen unseres Land-
kreises eingesetzt und diesen ent-
scheidend geprägt“, betonte Land-
rätin Tanja Schweiger. Franz Löf-
fler bescheinigte Rupert Schmid
eine geschickte Führung des Be-
zirkstags und ein besonderes so-
ziales und kulturelles Engagement
für die Oberpfalz: „Du hast große
Spuren hinterlassen.“ 

Landrat a. D. Rupert Schmid
wurde 1935 in Regensburg gebo-
ren und war nach Gymnasialzeit,
Abitur und Jurastudium Referen-
dar in Berlin, Speyer und Regens-
burg. Nach seiner Anwaltstätigkeit
in Regensburg trat er 1963 in den
Staatsdienst ein, zunächst als juri-
stischer Staatsbeamter im Land-
ratsamt Riedenburg, anschließend
1967 im Landratsamt Regensburg.
Im Juni 1968 wurde ihm die Auf-
gabe des Vertreters des Landrats
Leonhard Deininger übertragen. 

Von 1978 bis 2002 hatte Schmid
das Amt des Landrats im Land-
kreis Regensburg inne. Er legte
dabei einen besonderen Schwer-
punkt auf die Steigerung des Ar-
beitsplatzangebots, die Förderung

einer gesunden Umwelt, Bildung,
Gesundheit, Sport und solide Fi-
nanzen. Aufgrund seiner Initiati-
ven wurde der Landkreis Regens-
burg in vielen Bereichen des Um-
weltschutzes, besonders bei der
Abfallbeseitigung, beispielgebend
in ganz Bayern. 

Rupert Schmid setzte sich auch
für eine verbesserte kommunale
Zusammenarbeit ein. Vieles be-
durfte seiner intensiven Überzeu-
gungsarbeit, so z.B. die Gründung

des RVV und die Fusion der Spar-
kassen von Stadt und Landkreis.
„Ich bin froh, dass mein Vorvor-
gänger diese Weichen schon früh
zusammen mit der Stadt Regens-
burg für eine gemeinsame Region
gestellt hat und wir nicht mehr in
alten Gebietskörperschaften den-
ken. Davon profitieren wir heute
enorm“, so Landrätin Schweiger.
Während Schmids Amtszeit hat
der Landkreis Regensburg beina-
he ein Drittel an Einwohnern da-
zugewonnen. Großen Wert legte
Schmid darauf, den Kontakt zu
den Bürgern nicht abreißen zu las-
sen. Der Besuch einer Bürgerver-
sammlung war ihm stets wichti-
ger gewesen als manch reprä-
sentativer Termin.

Landrätin Tanja Schweiger, Heimke Schmid-Krey, Landrat a. D.
Rupert Schmid und Bezirkstagspräsident Franz Löffler schnei-
den die Geburtstagstorte an.

Brauerei statt Werkstätte
Inklusion: Auch in den Einrichtungen des Bezirks 

sollen behinderte Menschen arbeiten

Würzburg. Jeder soll mittendrin in der Gemeinschaft leben. So
will es die UN-Behindertenrechtskonvention. Schulen haben sich
längst auf den Weg gemacht, Inklusion umzusetzen. Der Arbeits-
sektor hinkt noch hinterher. So arbeiten nach wie vor viele Men-
schen mit Handicap abgesondert in Werkstätten für Behinderte
(WfB). Der Bezirk Unterfranken will dies zusammen mit der Le-
benshilfe ändern. So sollen künftig auch im Bezirkskrankenhaus
Lohr Menschen mit geistiger Behinderung arbeiten.

Der Impuls für die Aktivitäten
des Bezirks geht von Bamberg
aus. Dort gibt es seit mehreren
Jahren das Modellprojekt „Inte-
gra Mensch“. Innerhalb von
vier Jahren gelang es den dorti-
gen Projektmitarbeitern, 50
Menschen mit geistiger Behin-
derung in Jobs außerhalb der
Werkstätte zu vermitteln – etwa
als Hilfspflegerin im Senioren-
heim.

Eigentlich gehört es zum Auf-
trag von Werkstätten, behinder-
ten Mitarbeitern den Weg nach
draußen zu bahnen. In der Ver-
gangenheit gelang dies jedoch
nur selten. Neu bei „Integra
Mensch“ ist die Idee, möglichst
viele Menschen innerhalb eines
„Sozialraums“ bei der Schaf-
fung inklusiver Arbeitsplätze
einzubinden. Die Vermittlung
ist also nicht mehr allein Sache
von Sozialarbeitern. Diese sind
vielmehr dafür zuständig, ein
Netzwerk von Vertretern aus Be-
trieben, Behörden, Verbänden,
Kirchen und Politik zu schaffen,
die ihrerseits für die Idee „Inklu-
sion“ in der Arbeitswelt eintreten
und Kooperationen mit der
Werkstätte vor Ort eingehen.

Innerhalb Unterfranken ist die
Lebenshilfe in Schweinfurt Vor-
reiter, was das Schaffen inklusi-

ver Jobs anbelangt. 14 Werk-
stattmitarbeiter haben inzwi-
schen einen Arbeitsplatz außer-
halb der Werkstätte gefunden –
zum Beispiel in einer Brauerei,
in Einkaufsläden, einer Schrei-
nerei oder im hauswirtschaftli-
chen Bereich eines Pflege-
heims. Weitere fünf Arbeitsplät-
ze werden aktuell angebahnt.

Neuer Fachdienst

Seit Januar versuchen auch
die Mainfränkischen Werkstät-
ten, inklusive Jobs in Würzburg,
Main-Spessart und Kitzingen zu
finden. Zu diesem Zweck wur-
de ein neuer Fachdienst mit ei-
ner Außenstelle in Markthei-
denfeld gegründet. „Für diesen
Dienst haben die Mainfränki-
schen Werkstätten sehr kompe-
tente Mitarbeiter gewonnen“,
berichtete Peter Ditze, Leiter
der bezirklichen Sozialverwal-
tung, im Sozialausschuss des
Bezirkstags. Das Team besuch-
te inzwischen auch schon die
Leitung des Lohrer Bezirks-
krankenhauses und informierte
über das Inklusionsprojekt. 

Fünf Menschen aus der Re-
gion Würzburg, die bisher in ei-
ner Werkstätte tätig waren, fan-
den inzwischen einen Arbeits-

platz außerhalb der Sonderein-
richtung. Vier Werkstattmitarbei-
ter durchlaufen aktuell den Be-
rufsbildungsbereich der Maß-
nahme. Ein weiterer Mitarbeiter
befindet sich im Eingangsver-
fahren.

Auch in der Region Würz-
burg sollen sich Betriebe, Stadt-
und Gemeinderäte als mitver-
antwortlich für die Umsetzung
des Menschenrechts auf Inklu-
sion verstehen. Der Bezirk
selbst dürfe nicht außen vor
bleiben, betonte Peter Motsch,
Vorsitzender der CSU-Fraktion:
„Wir wollen nicht nur loben,
was bisher geschehen ist, son-
dern müssen uns aktiv beteili-
gen.“ Bei über 3.000 Bezirksbe-
schäftigten müsse es möglich
sein, behinderte Menschen zu
integrieren, ergänzte Behinder-
tenbeauftragte Karin Renner
(CSU).

„Ich finde das Projekt super“,
äußerte die Kitzinger Land- und
Bezirksrätin Tamara Bischof
(FW): „Doch es ist alles andere
als einfach, die Menschen zu
gewinnen, mitzumachen.“ Sie
selbst habe das Projekt in einer
Bürgermeisterdienstversamm-
lung im Kitzinger Landkreis
vorgestellt: „Doch die Reso-
nanz war keineswegs so, wie
ich mir das vorgestellt hatte.“ In
ihrer eigenen Landkreisverwal-
tung habe sie im Bauhof und in
der Gärtnerei nach Stellen für
Menschen mit einer geistigen
Behinderung suchen lassen:
„Doch beim ersten Mal wurde
nichts gefunden.“ Pat Christ

Ingolstadt:

Kooperation für ganzheitliche 
Bildungsarbeit unterzeichnet

Ingolstadt arbeitet ab sofort mit der Transferagentur Bayern für
Kommunales Bildungsmanagement zusammen. Ziel ist es, die Bil-
dungsarbeit und somit das Bildungsangebot in Ingolstadt für alle
Bürgerinnen und Bürger besser aufeinander abzustimmen und zu
vernetzen. 

Die kommunalen Angebote sol-
len künftig in eine Gesamtstrategie
zusammengeführt und koordiniert
werden. Als Grundlage dafür sol-
len die bereits vorhandenen Bil-
dungs-, Integrations- und Sozial-
berichterstattungen dienen. Alle
Ingolstädterinnen und Ingolstädter
unabhängig von Alter, Geschlecht
und Herkunft sollen von bestmög-
lichen Bildungsangeboten vor Ort
profitieren. 

Das sog. Lebenslange Lernen in
der Kommune soll dauerhaft ge-
fördert und für alle Menschen zu-
gänglich gemacht werden. Um das

zu erreichen, wird Ingolstadt ab
sofort von der Transferagentur
Bayern für Kommunales Bil-
dungsmanagement unterstützt. 

Die Transferagentur, eine Initia-
tive des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF),
ist Teil eines bundesweiten Netz-
werkes, das Kommunen beim
Auf- und Ausbau ihres Bil-
dungsmanagements vor Ort berät.
Dazu stellt sie zum Beispiel Mo-
delle bereit, die bereits in anderen
Kommunen in Deutschland er-
folgreich erprobt wurden und zu
einer Verbesserung der Bildungs-

arbeit vor Ort beigetragen haben.
Für ein erfolgreiches kommunales
Bildungsmanagement werden
außerdem die lokalen Besonder-
heiten berücksichtigt und alle Ak-
teure aus der regionalen Bildungs-
landschaft mit einbezogen. 

Tobias Schmidt, Leiter des Re-
gionalbüros Süd der Transferagen-
tur, freut sich auf die Zusammen-
arbeit: „Ingolstadt ist als ausge-
zeichnete Bildungsregion und mit
seiner Bildungsberichterstattung
schon Vorbild in Sachen Bildungs-
arbeit. Wir möchten die Stadt nun
dabei unterstützen, bereits erarbei-
tete Ergebnisse dauerhaft in die In-
golstädter Bildungsarbeit zu inte-
grieren, weiterzuentwickeln und
darauf aufzubauen.“

Die gemeinsam erarbeitete Ziel-
vereinbarung, die von Oberbürger-
meister Dr. Christian Lösel und
Tobias Schmidt am 22. April 2015
unterzeichnet wurde, enthält die
Schwerpunkte der Kooperation.

Einen besonderen Stellenwert
sollen die Themen „Weiterent-
wicklung der vorhandenen Bil-
dungs-, Integrations- und Sozial-
berichterstattung zu einem fort-
schreibbaren, integrierten und in-
dikatorengestützten Monitoring“
und die „Fortentwicklung vorhan-
dener Ansätze zur strategischen
Steuerung und Koordination eines
kommunalen Bildungsmanage-
ments“ erhalten. 

Oberbürgermeister Christian
Lösel erklärt die Vorteile der Ko-
operation: „Bildung in ihrer gan-
zen Bandbreite ist ein Schwer-
punktthema der Stadt Ingolstadt.
Schließlich trägt ein ganzheitliches
Bildungskonzept, getragen von ei-
nem indikatorengestützten kom-
munalen Bildungsmonitoring, zur
Zukunftsfähigkeit unserer Stadt
bei. Durch die Zusammenarbeit
mit der Transferagentur Bayern
lassen sich diese Bildungsziele
schärfen und verstetigen.“

Bezirk Oberfranken:

Unterstützung Pflegebedürftiger mit
zusätzlichen freiwilligen Leistungen

Durch die Einführung des sog. Pflegestärkungsgesetzes Anfang
dieses Jahres wurden die Leistungen für pflegebedürftige
Menschen im stationären Pflegebereich ausgebaut. So erhalten
nun auch Heimbewohner Vergütungen, „deren Hilfebedarf im
Bereich der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versor-
gung nicht das Ausmaß der Pflegestufe I erreicht.“

Der Bezirksausschuss be-
schloss nun, diese Hilfen auch
denjenigen als freiwillige Lei-
stung zu gewähren, die als So-
zialhilfeempfänger nicht pflege-
versichert sind. Damit erhalten
nun oberfrankenweit rund 40
Heimbewohner zusätzliche Lei-
stungen. 

Er folgte damit der Entschei-
dung, die neu gewährten Hilfen
auch nichtversicherten Perso-
nen zu Teil werden zu lassen, ei-
ner Empfehlung vom Fachaus-
schuss für Soziales des Bayeri-
schen Bezirketages. „Zur Wah-
rung des Heimfriedens und um

Sozialhilfeempfänger nicht von
den Angeboten des Pflegestär-
kungsgesetzes auszuschließen,
sollten wir diese freiwilligen
Leistungen gewähren“, appel-
lierte Bezirkstagspräsident Dr.
Günther Denzler an die Mitglie-
der des Bezirksausschusses. 

Ein Appell, der auf offene
Ohren bei den Bezirksräten
stieß. Einstimmig wurden die
freiwilligen Leistungen vom
Bezirksausschuss beschlossen.
Damit kommen den pflegebe-
dürftigen Menschen in Ober-
franken zusätzlich pro Jahr rund
55.500 Euro zugute.
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Immobilienberatung

Immobilien Kaeser, Metropolregion Nürnberg 
Tel.: 0911 / 99 288 12, Mobil: 0160-812 81 73

iug.kaeser@optimhome.de

In der Metropolregion Nürnberg:
1 - 2 Zi. Mini-Apartments, ideal für Anleger
2 - 4 Zi. Eigentumswohnungen, teilweise mit 

Gartenanteil, sowie großzügige Penthouses-Wohnungen.
Wir suchen für Vermietung und Verkauf 

Wohnungen und Häuser in gutem bis bestem Zustand. 
Kostenlos: Aktuelle Verkehrswertermittlung, Photoshooting,

Werbung in allen bekannten Internetportalen sowie eine
Betreuung bis zum Notartermin.

Wir bieten an:

3. BAYERISCHES
BREITBAND
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-breitbandforum.de

Wärme-
Contracting

Heizanlage Brennstoff Service

www.baywa-edl.d
eWärme-Contracting.

Energie

Wärme-Contracting

Kommunalfahrzeuge

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner

für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß  90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Fahrradabstellanlagen

L I E F E R A N T E N - N A C H W E I S

Wartehallen/Außenmöblierungen

GZ

Ankauf / Briefmarken

LANGER s. Wartehallen/Außenmöblierungen

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 
Constanze von Hassel
Telefon 08171.9307-13

hassel.constanze@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:
Theresa von Hassel
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Inserieren bringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Ein Gesellschafter der ELANCIA AG

� 0 53 26 / 5 02-0

38685 Langelsheim    •    www.langer-georg.de

W
a

rt
e

h
a

ll
e

n

Absperrpfosten

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Gebäudedienstleistungen Kommunale Energieberatung

Herbst 2015

Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Präsente

Computer Netzwerke

Ihr Partner für kommunale Finanzierungen

www.bayernlabo.de

Kommunalfinanzierung

8. BAYERISCHES
ENERGIEFORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
Bürgerhaus Stadt Garching bei München
www.bayerisches-energieforum.de

25. Juni 2015

3. BAYERISCHES
WASSERKRAFT
FORUM
der Bayerischen GemeindeZeitung
www.bayerisches-wasserkraftforum.de

23. April 2015

Vorschau auf GZ 13
In unserer Ausgabe Nr. 13, die am 9. Juli 2015 erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Kommunalfinanzen
Umwelttechnik . Umweltschutz
Abfalltechnik . Recycling . Altlastensanierung 
Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung

Vorstandswechsel beim Verein
Fortschritt e.V. in Niederpöcking

Peter Graf von Quadt zu Wykradt und Isny, Gründer von Fort-
Schritt Starnberg e. V. und gGmbH, schaut auf eine große Erfolgs-
geschichte zurück. 20 Jahre Verbreitung der Konduktiven Förde-
rung in Oberbayern sind 20 Jahre Arbeit für die Förderung geistig-
körperlich behinderter Menschen unter dem Gedanken der Inklu-
sion. Der Verein FortSchritt zählt rund 400 Mitglieder.

Aus der einstigen Elterninitia-
tive ist mittlerweile ein engagiertes
Miteinander zwischen dem Verein
FortSchritt und der gleichnamigen
gGmbH geworden. Während die
gemeinnützige GmbH es sich zur
Aufgabe gemacht hat, in ganz
Oberbayern rund 35 integrative
Einrichtungen wie Krippen, Kin-
dergärten, Horte und heilpädago-
gische Tagesstätten einzurichten
und als Träger zu betreuen, küm-
mert sich der Verein unter ande-
rem um Spenden für cerebral ge-
schädigte Kinder, deren Eltern
sich die Kosten einer konduktiven
Förderung nicht leisten können.

Familienratgeber

Ein Schwerpunkt war u. a. im
vergangenen Jahr der Weltkon-
gress der Konduktiven Förderung,

der vom 9. bis 12. Oktober unter
dem Motto „Rhythm and Balan-
ce“ im Schloss Fürstenfeld in Fürs-
tenfeldbruck unter der Schirm-
herrschaft von Prinzessin Ursu-
la von Bayern und des Rockmu-
sikers Peter Maffay stattfand.
Zu den besonderen Aktivitä-
ten gehört auch der Familien-
ratgeber, ein von der Aktion
Mensch initiierter Online-Servi-
ce für Menschen mit Behinde-
rung, der für den Raum Ober-
bayern an den Verein FortSchritt
übertragen wurde.

Diverse Angebote

Mit unterschiedlichen Angebo-
ten richtet sich FortSchritt heute an
Eltern, die die bestmögliche Be-
treuung und Förderung für ihre
Kinder suchen. Ein ambulanter

Dienst begleitet als aufsuchende
Hilfe betroffene Menschen zu
Hause. Am 1. Juli 2015 eröffnet
FortSchritt die ambulant betreute
Wohngruppe mit konduktivem
Förderschwerpunkt in Starnberg.

Individuelle Behandlung

Peter Graf von Quadt hat ge-
meinsam mit seiner Frau Hanni
die ungarische Fördermethode des
Arztes András Petö in Deutsch-
land verbreitet - gemeinnützig und
mit dem Ziel, Kindern und betrof-
fenen Erwachsenen die „best prac-
tice“ für den motorischen und ko-
gnitiven Ausbau ihrer Fertigkeiten
und Fähigkeiten anbieten zu kön-
nen. Die Konduktive Förderung
arbeitet unter pädagogisch-didak-
tischer Anleitung als ganzheitli-
cher Ansatz einer physio-, logo-
und ergotherapeutischen Behand-
lung, individuell am Handicap des
Menschen orientiert.

Peter Graf von Quadt hat seinen
Vorstandsvorsitz jüngst an Prof.
Dr. Stefanie Koehler abgegeben.
Er bleibt weiterhin Geschäftsfüh-
rer der Fortschritt gGmbH sowie
dem Verein als Beisitzer erhalten.
Prof. Dr. Stefanie Koehler ist Ho-
norarprofessorin für Konduktive
Förderung, Lehrbeauftragte der
Hochschule Fresenius in Mün-
chen und Markenbotschafterin der
András Petö Hochschule für Kon-
duktive Förderung.

Verdienstvolles Wirken

Nach ihrer Wahl bedankte sie
sich für das große, ihr entgegenge-
brachte Vertrauen: „Die Kondukti-
ve Förderung, das Zusammenle-
ben aller Menschen und eine
pluralistische Gesellschaft, die
von gegenseitiger Wertschät-
zung geprägt ist, liegen mir am
Herzen. Peter von Quadt hat mit
seiner Arbeit die Tür zum Zeital-
ter der Inklusion geöffnet, lange
bevor es dieses Wort gab. Mein
Respekt liegt in seinem Ver-
dienst am Menschen und dem
bedingungslosen Einsatz um ei-
ne menschliche Gesellschaft, in
der jeder die eigenen Stärken
und Schwächen akzeptiert. In
diesem Sinne möchte ich den
persönlichen Weg Peter von
Quadts für FortSchritt weitergehen
und gestalten.“

Der Vorstand des Vereins FortSchritt Starnberg e.V. (v. l.): Peter Graf von Quadt, Gerald Kubik, 
Prof. Dr. Stefanie Koehler, Daniel Virag, Regina Welk, Prof. Dr. Friedrich Dittmar.

Spielen statt spionieren
Vor kurzem wurde das neue integrative FortSchritt Kinderhaus
in Söcking „Kind & Natur“ bei schönstem Wetter feierlich einge-
weiht. An der Stelle, wo heute das Kinderhaus steht, stand früher
ein Gebäude des Bundesnachrichtendienstes. Nach einem Archi-
tektenwettbewerb wurde das alte Haus abgerissen.

Architekt Stephan Maria Lang hat ein wunderschönes Gebäude -  in
verschiedenen Grüntönen gehalten - in die Natur eingefügt, das sich
harmonisch „wie eine Raupe“ der Landschaft anpasst und das Thema
„Natur und Kind“ verkörpert. Das Haus beherbergt heute 3 Krippen-,
2 Kindergarten- und eine Hortgruppe. Das naturpädagogische Kon-
zept bietet den Kindern Freiraum, sich und die natürliche Umgebung
zu entdecken. Dazu gehören Waldausflüge, der Bau von Staudämmen,
Schnitzen, das Bestimmen von Blumen und das Sammeln von Bee-
ren. „Ziel ist es, die Jahreszeiten zu erleben und zu erkennen, dass der
Mensch die Natur braucht“, erklärt die Leiterin von Kind & Natur, Ri-
ta Stoschek.

Bei schönstem Wetter  kamen viele Besucher, um die Eröffnung des
„Natur und Kind“-Hauses zu feiern. Darunter waren auch zahlreiche
offizielle Gäste wie zum Beispiel Landrat Karl Roth, Stadtrat Tho-
mas Beigel und Jugendamtsleiterin Rosemarie Merkl-Griesbach.


